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1 VORWORT 

1.1 Gesetzesauftrag und I nhalt des Berichtes über die öffentlichen Finan­
zen 2001 

Der StaatSSChuldenausschuss, der von 1970 bis Mai 1997 ein Gremium der Österreichischen Postsparkasse war, ist seit ln­
Kraft-Treten des Bundesgesetzes über die Errichtung des Staatsschuldenausschusses am 14. Mai 1997 (BGBI. 74211996) 
als eigenständiges Gremium rechtlich verankert und bei der Oesterreichischen Nationalbank angesiedelt. Die Agenden des 
Ausschusses und dessen Zusammensetzung sind per Gesetz festgelegt. Sie wurden vor kurzem durch eine Novelle des StA­
Gesetzes (BGBI. 16/2002), die mil Anfang Jänner 2002 in Kraft trat, verändert. Die Novelle sieht neben einer Änderung der 
Zusammensetzung eine deumche Ausweitung des Aufgabengebiets des StaatSSChuldenausschusses vor. Ökonomische 
Analysen zu Fragen der Staatsverschuldung und Einschätzungen der finanzpoliUschen Lage sollen im Gegensatz zu bisher 
nicht nur den Bund sondem alle öffentlichen Haushalte (Bund, Länder, Gemeinden, Sozialversicherungsträger) umfassen. Im 
Einzelnen definiert § 1 Abs. 1 des Staatsschuldenausschussgesetzes idgF folgende Agenden: 

1) Einschätzung der finanz politischen Lage mit Vorschau, Dies vor dem Hintergrund der fiskalpolitischen Ziele Österreichs 
und den Entwicklungstendenzen des Geld- und Kapitalmarktes: 

2) Analysen über volkswirtschaftliche Auswirkungen der Finanzoperationen im Zusammenhang mit der Finanzschuld der 
öffentlichen Haushalte auf der Basis der Ergebnisse von Untersuchungen gemäß Z 1: 

3) Analyse der Nachhaltigkeit und Qualität der BudgetpoliUk der öffentlichen Haushalte; 

4) Abgabe von schriftlichen Empfehlungen zur Finanzpolitik öffentlicher Haushalte in Österreich unter BerucksichUgung 
konjunktureller Rahmenbedingungen: 

5) jährliche Erstattung eines Berichtes über die dem Bundesminister für Finanzen gegebenen Empfehlungen unter An­
schluss der Ergebnisse der Untersuchungen und Analysen gemäß Z 1 bis 3, den der Bundesminister für Finanzen dem 
NaUonalrat und der Bundesregierung vorzulegen hat; 

6) Mitwirkung bei der öffentlichen Meinungsbildung im Zusammenhang mit den Aufgaben des Staatsschuldenausschusses 
sowie Durchführung informativer Veranstaltungen. 

Diese Aufgaben werden vom Staatsschuldenausschuss gemeinsam mit dessen Arbeitsausschuss wahrgenommen, Die 
Mitglieder des Staatsschuldenausschusses werden von der Bundesregierung, der Wirtschafts kammer Österreich im Einver­
nehmen mit der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern, der Bundesarbeitskammer, dem Österreichischen 
Gemeindebund, dem Österreichischen Städtebund und der Landeshauptrnännerkonferenz entsandt (§ 1 Abs. 2 leg. ci!.). Der 
vorliegende Bericht über die öffentlichen Finanzen 2001 trägt dem gesetzlichen Auftrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 5 Rechnung. 

Das Kapitel zwei des Berichts beginnt mit einer Darstellung der monetären und reatökonornischen Rahmenbedingun­
gen im Jahr 2001 . Die Zins- und Rentenmarktentwicklungen im Euroraum werden dabei ebenso wie die Konjunktursituation 

in Österreich beleuchtet. 

Das dritte Kapitel widmet sich der Fiskalposition des öffentlichen Sektors in Österreich im Sinne des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts. Neben methodischen Erläuterungen zum Verschuldungs- und Defizitbegriff laut Maastricht werden hier die 
Budget- und Verschuldungsentwicklung sowie die Einnahmen- und Ausgabenstruktur des Staates und seiner Teilsektoren 
(Bund, Länder, Gemeinden, Sczialversicherungsträger) in ÖSterreich aufgezeigt und analysiert. Eine Zeitreihe über die Defi­
zit· und Verschuldungsentwicklung seit 1983 befindet sich dazu im Anhang A 2. 
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Eine ausführliche Untersuchung der Finanzschuldengebarung des Bundes im Jahr 2001 ist Gegenstand des vierten Kapi­
tels. Hier werden sowohl die Entwicklung, Struktur, Verzinsung und Fristigkeit der Finanzschuld als auch der Finanzschul­
denaufwand des Bundes beleuchtet. 

Einen Vergleich der Staatsverschuldung wichtiger westlicher Industrieländer bietet das fünfte Kapitel. Die Kennzahlen 
beziehen sich auf die Höhe der öffentlichen Verschuldung (in Relation zum BIP und zur Bevölkerung) und auf die Entwicklung 
der Verschuldung (Veränderung der Verschuldung innerhalb eines Jahres in % des Vo~ahresstands und in % des BIP). 
Zudem wird der Durchschnitlszinssatz der öffentlichen Verschuldung für die EU-12-Länder präsentiert. Zeitreihen für die 
letzten zehn Jahre sind im Anhang A 10 zu finden. 

Das sechste Kapitel Finanzmärkte widmet sich den grenzüberschreitenden Kapitalströmen 2001 und den sektoralen 
Finanzierungsströmen in Österreich. Die finanziellen Interdependenzen der Wirtschaftssektoren werden auf Grundlage der 
von der Oesterreichischen Nationalbank bere~gestellten ÖSterreichischen GesamtwirtschafUichen Finanzierungsrechnung 
erstellt und liefern neben vorläufigen Ergebnissen für das Jahr 2001 auch Informationen über die voraussichtliche Entwick­
lung im Jahr 2002. 

Im Kapitel sieben wird basierend auf dem Stabilitätsprogramm der Bundesregierung vom November 2001 die geplante 
Budget- und Schuldenentwicklung des öffentlichen Sektors in Österreich in den kommenden Jahren beleuchtet. 

Eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse ist Gegenstand des letzten Kapitels. 

Der Anhang enthält zunächst die seit dem vo~ährigen Bericht beschlossenen Empfehlungen an den Bundesminister für 
Finanzen und danach statistische Informationen. Eine Zeitreihe über die Defizit- und Verschuldungsentwicklung des 
öffentlichen Sektors in ÖSterreich befindet sich im Anhang A 2. Einen Überblick über die längerfristige Entwicklung der 
Finanzschuld und des Nettodefizits des Bundes geben Anhänge A 3 bis A 5. Danach werden die beiden Verschuldungs­
begriffe "nicht fällige Finanzschuld des Bundes im engeren Sinn" und "nicht fällige Finanzschuld des Bundes" gegenüberge­
stellt. Die Verschuldung der Länder und der Gemeinden in administrativer BetraChtung sowie der Unternehmen des Bundes 
und von marktbestimmten Betrieben der Gemeinden sind Gegenstand der Anhänge A 7 bis A 9. Zeitreihen über die internati­
onale Verschuldung im Sinne von Maastricht enthält Anhang A 10. Den Abschluss des Berichts bilden Erläuterungen wichti­
ger Begriffe der Finanzschuld und des Rentenmarktes. 

Der Staatsschuldenausschuss und dessen Arbeitsausschuss haben 2001 /02 regelmäßig Sitzungen abgehalten, an denen 
Vertreter der GebietSkörperschaften, der Sozialpartner, des Kreditwesens und der Oesterreichischen Nationalbank sowie 
Experten aus dem Kreis der Kreditwirtschaft. der Sozialpartner, aus den Wirtschaftsforschungsinstituten und dem Finanz­
ministerium einschließlich der Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur teilnahmen. 
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1.2 Zusammensetzung des Staatsschulden ausschusses 

1.2.1 Ausschuss für die Mitwirkung an der Verwaltung der Staatsschuld 

Mitglieder: 

Präsident: Univ.Prof.DDr. Helmut Frisch 
Vizepräsident: Generaldirektor Dr. Rudel! Gruber (bis 8.1.2002) 
Vizepräsident: Generaldirektor Mag.Dr. Walter Rothensteiner (seit 9.1.2002) 
Vizepräsident Dr. Günther Chaloupek 

Ing. Erich Amerer (bis 8.1.2002) 
Generalsekretär 01 August Astl (bis 8.1.2002) 
Dr. Fidelis Bauer 
Univ.Doz. Dr. Josef Christl (seit 9.1.2002) 
Finanzdirektor Dr. Rudolf Ebner (se~ 9.1.2002) 
Generalsekretär wHR Dr. Robert Hink (seit 9.1.2002) 
Univ.Prof. Mag.Dr. Herbert Kofler (seit 9.1.2002) 
Mag. Georg Kovarik (bis 8.1.2002) 
HonProf. Dkfm.Or. Gerhard Lehner(seil9.1.2002) 
Leitender Sekretär Or. Richard Leutner 
Dr. Egon Mohr (seit 9.1.2002) 
Syndikus Or. Herbert Pichler (bis 8.1.2002) 
Ministerialrat Dkfm.Dr. Anton Rainer (bis 8.1.2002) 
Mag. Bruno Rossmann 
Sektionsleiter Univ.Doz. Dr. Gerhard Steger 
Geschäftsführer Mag.Dr. Peter Takacs 
Kommerzialrat Dr. Klaus Wejwoda (seit 9.1.2002) 

Ersatzmitg/ieder: 

Direktor Mag. Peter Brezinschek (bis 8.1.2002) 
Dr. Josef Christi (bis 8.1.2002) 
Univ.Prof. Dr, Bemhard Felderer (seit 9.1.2002) 
Ministerialrat Dr. Eduard Fleischmann 
Mag. Dietmar Griebler (seit 9.1.2002) 
Mag. Gerald Hasler (bis 8.1.2002) 
Mag. Hannes Hofer (seit 9.1.2002) 
Vorstandsdirektor Kommerzialrat Helmut Jonas (bis 8.1.2002) 
Dr. Peter Kaluza (seit 9.1.2002) 
Mag. Georg Kovarik (seit 9.1.2002) 
Mag. Erich Kühnelt 
Mag. Robert Lehner 
Direkter Mag. Heinz Peter 
Ministerialrat Mag. Alfred Pichler 
Syndikus Dr. Herbert Pichler (seit 9.1.2002) 

e) Im Einvernehmen mit der Prlsidentenkonferenz der landwirtschaftskammern Oslerreichs. 
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entsendet von: 

Bundesregierung 
Wirtschaltskammer Österreich1 
Wirtschaltskammer ÖSterreich1 

Bundesarbeitskammer 

Bundesarbeitskammer 
Wirtschaftskammer ÖSterreich1 
Wirtschaftskammer ÖSterreich') 

Bundesregierung 
Österreichischer Städtebund 

Österreichischer Gemeindebund 
Bundesregierung 

Bundesarbeitskammer 
Bundesregierung 

Bundesarbeitskammer 
Landeshauptmännerkonferenz 

Wirtschaftskammer ÖSterreich1 
Bundesregierung 

Bundesarbeitskammer 
Bundesregierung 
Bundesregierung 

Wirtschaftskammer ÖSterreich' 

entsendet von: 

Wirtschaltskammer Österreich1 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
Bundesregierung 

Landeshauptmännerkonferenz 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
Wirtschaftskammer ÖSterreich1 
Wirtschaflskammer ÖSterreich1 

Bundesarbeitskammer 
Wirtschaltskammer ÖSterreich') 

Bundesarbeitskammer 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
Wirtschaltskammer Österreich') 
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Landesgeschäftsführer-Stellvertreter Dietmar Pilz (seit 9.1.2(02) 
Generatsekretär Obersenatsrat Dkfm.Dr. Erich Pramböck (seit 9.1.2(02) 
Ministeriatrat Dkfm.Dr. Anton Rainer (seit 9.1.2002) 
Geschäftsführer 01 Michael Ramprecht (bis 8.1.2002) 
Dr. Franz Rudorfer (bis 8.1.2002) 
Generaldirektor Dkfm. Klaus Stadler (bis 8.1 .2(02) 
Univ.Prof. Dr. Gerold Stoll (bis 8.1 .2002) 
Geschäftsführer Mag. Gilbert Trattner (seit 9.1.2002) 
Kommerzialrat Dr. Klaus Wejwoda (bis 8.1.2002) 

Österreichischer Gemeindebund 
Österreichischer Städtebund 

Bundesregierung 
Bundesregierung 

Wirtschaftskammer ÖSterreich 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
Bundesregierung 

Wirtschaftskammer ÖSterreich1 

1.2.2 Arbeitsausschuss für die Mitwirkung an der Verwaltung der Staatsschuld 

Mitglieder: 

Vorsitzender: Univ.Prof. DDr. Helmut Frisch 
1. stellv. Vorsitzender. Dr. Günther Chaloupek 
2. stellv. Vorsitzender. Dr. Fidelis Bauer (seit 9.1.2002) 
2. stellv. Vorsitzender. Generaldirektor Mag.Dr. Walter Rolhensteiner (bis 8.1.2002) 

Finanzdirektor Dr. Rudol! Ebner (seit 9.1.2002) 
Ministerialrat Dr. Eduard Fleischmann (seit 9.1 .2002) 
Mag. Dietmar Griebler (seit 9.1.2002) 
Generalsekretär wHR Dr. Robert Hink (seit 9.1 .2002) 
HonProf. Dkfm.Dr. Gerhard Lehner (seit 9.1.2002) 
Leitender Sekretär Dr. Richard Leutner 
Ministerialrat Dkfm.Dr. Anton Rainer (bis 8.1.2002) 
Kommerzialrat Dr. Klaus Wejwoda (seit 9.1.2002) 

Ersatzmitglieder: 

Univ.Prof. Dr. Bemhard Felderer (seit 9.1 .2002) 
Ministerialrat Dr. Eduard Fleischmann (bis 8.1.2002) 
Dr. Peter Kaluza (seit 9.1.2002) 
Mag. Georg Kovarik (seit 9.1.2002) 
Mag. Erich Kühnelt (seit 9.1.2002) 
Dr. Egon Mohr (seit 9.1.2002) 
Syndikus Dr. Herbert Pichler (bis 8.1.2002) 
Landesgeschäftsführer-Stellvertreter Dietmar Pilz (seit 9.1 .2002) 
Generalsekretär Obersenatsrat Dkfm.Dr. Erich Pramböck (seit 9.1 .2002) 
Ministerialrat Dkfm.Dr. Anton Rainer (seit 9.1.2002) 
Mag. Bruno Rossmann 
Generaldirektor Dkfm. Klaus Stadler (bis 8.1.2002) 
Univ.Prof.Dr. Gerold Stoll (bis 8.1.2002) 
Geschäftsführer Mag.Dr. Peter Takacs (seit 9.1 .2002) 
Kommerzialrat Dr. Klaus Wejwoda (bis 8.1.2002) 

") Im Elnverrtehmen mit der Präsidentenkonferenz der Lanctw;rtschaftskammem Osterreich$, 

entsendet von: 

Bundesregierung 
Bundesarbertskammer 

Wirtschafts kammer ÖSterreich') 
Wirtschaftskammer ÖSterreich') 

Österreichischer Städtebund 
Bundesregierung 

Landeshauptmännerkonferenz 
ÖSterreichischer Gemeindebund 

Bundesregierung 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
Wirtschaftskammer ÖSterreich 

entsendet von: 

Bundesregierung 
Bundesregierung 

Wirtschaftskammer ÖSterreich1 
Bundesarbeitskammer 

Wirtschaftskammer ÖSterreich') 
Landeshauptmännerkonferenz 

Wirtschaftskammer ÖSterreich') 
ÖSterreichischer Gemeindebund 

Österreichischer Städtebund 
Bundesregierung 

Bundesarbeitskammer 
Bundesarbeitskammer 

Bundesregierung 
Bundesregierung 

Wirtschaftskammer ÖSterreich·) 
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Experten: 

Direktor Mag. Peter Brezinschek (seit 9.1.2002) 
Direktor Dkfm.Dr. Helmut Dom (bis 8,1.2002) 
Geschäftsführer Ministerialrat Dr. Helmut Eder 
Ministerialrat Dr. Eduard Fleischmann (bis 8.1.2002) 
Dr. Emest Gnan (seit 9.1.2002) 
Mag. Hannes Hofer (seit 9.1.2002) 
Minlsteriatrat Mag.Dr. Kart Jaros (seit 9.1,2002) 
Geschäftsführer Mag. Günther Ktöckl (bis 8.1.2002) 
Geschäftsführer Mag. Paul Kocher 
Hon.Prof. Dkfm.Dr. Gerhard Lehner (bis 8.1.2002) 
Vorstand 01 Dr. Johann Maurer (bis 8,1.2002) 
Dkfm. Helga Mramor (bis 8.1.2002) 
Dkfm.Dr. Helmut Pech (bis 8.1.2002) 
Ministerialrat Dkfm.Dr. Anton Rainer (seit 9.1.2002) 
Geschäftsführer 01 Michael Ramprecht (bis 8.1.2002) 
Mag Bruno Rossmann 
Direktor Mag. Erich Weiss 

1.2.3 Vertreter der Oesterreichischen Nationalbank 

Dr. Peter Mooslechner 

1.2.4 Büro des Staatsschuldenausschusses und Mitarbeiter der Oesterreichischen 
Nationalbank 

Mag Eva Hauth 
Silvia Szamuhely 
Michael Andreasch 
Mag. Walter Waschiczek 
Ollsabel Winkler 

Anfragen können an die Oesterreichische Nationalbank, Abteilung für volkswirtschaftliche Analysen, Frau Mag. Eva Hauth, 
TeL 404 20·DW 7471 , Otto-Wagner·Platz 3, 1090 Wien, gerichtet werden. Bestellungen des Finanzberichts Österreichs unter 
Tel. : 404 20-DW 7472, Fax: 404 20·DW 7499 oder e-Mail: Silvia,Szamuhely@oenb.coal 

Der .Bericht über die öffenHichen Finanzen 2001' ist unter der Intemet·Homepage des Staatsschuldenausschusses 

(http://www.staatsschuldenausschuss.at) abrufbar. 
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2 MONETÄRE UND REALÖKONOMISCHE RAHMENBEDINGUN­
GEN IM JAHR 2001 

2.1 Internationale Zinsentwicklung 

Die internationale Zinsentwicklung des Jahres 2001 war von einer merklichen Lockerung der Geldpolitik und in der Folge von 
sinkenden Rendilen geprägt. Da der Rückgang bei den langfristigen Anleihen wesenUich geringer ausfiel als auf dem Geld· 
markt, kam es im Verlauf des vergangenen Jahres insbesondere in den USA, aber auch im Euroraum zu einem steileren 
Verlauf der Zinsstrukturkurve, Die US-Notenbank verfolgte angesichts des Wachstumseinbruchs bereits seit Beginn des 
Jahres 2001 einen ausgeprägt expansiven geldpolitischen Kurs, und auch die Europäische Zentralbank (EZB) begann ab Mai 
auf die Konjunkturabschwächung mit Zinssenkungen zu reagieren, 

Tabelle 1: Renditen und Zinssätze auf den internationalen Finanzmärkten 1997 bis 2001 
(Periodenmittelwerte in % ) 

1997 1998 1999 2000 2001 

Leitzinssätze 

Euroraum: Tendersatz I, 3,20 3,00 3,00 4,75 3,25 

USA: Fed Funds Rale 6,25 4,63 6,00 6,63 1,63 

Japan: Diskontsatz 0,50 0,50 0,50 0,50 0,10 

Sätze tOt Orel-Monats-Geld 

Eutoraum l) 4,24 3,83 2,96 4,39 4,26 

USA 5,74 5.56 5.41 6,53 3,78 

Japan 0.64 0,77 0.28 0.29 0.16 

Renditen von Staatsanleihen t1Q Jahre) I 

Euroraum I, 5.99 4,71 4,66 5,44 5.03 

USA 6,33 5,26 5,64 6,03 5.02 

Japan 2,11 1,29 1,76 1.76 1.34 

1) eiS 1998 Tendersalz der GeNS. 1999 Mengenlendersalz der EZB; 2000 und 2001 Zlnslendersalz der EZe 
(Mlndeslbletungssalz); PeriodenendWerte. 

2) Sielungssälzo tur Interbankoinlagen bi.199B, ab 1999 EONIA bzw EURleOR. 
3) Bis 1998 anhand harmonisierter mit dem BIP gewichteier nationaler Staatsanlelherend,ten berechnet 
Ouello: EZe , OeNS. 
Rundungen können In allen Tabellen Rechendifferenzen ergeben. 

Die EZB ließ den Lei tzins für das Hauptrefinanzierungsgeschäft bis Anfang Mai 2001 unverändert bei 4.75%. Am 10. Mai 
setzte der EZB-Rat die Leitzinsen um Y. Prozentpunkt herab, da sich das Wachstum des Geldmengenaggregats M3 zuneh­
mend abgeschwächt hatte. In Anbetracht der nachlassenden konjunkturellen Dynamik und der damit verlbundenen preis­
dämpfenden Effekte hat der EZB-Rat die Notenbankzinsen Ende August, Mitte September und im November um Y. und an­
schließend zweimal um Y, Prozentpunkt gesenkt. Der Zinsschritt vom September war Teil einer konzertierten Aktion mit an­
deren Notenbanken im Anschluss an die terroristischen Angriffe in den USA. Durch die Senkung der Leitzinsen und die Zu­
führung von Liquidität konnte die durch die Terroranschläge auf den Märkten entstandene Nervosität rasch herausgenommen 
und wieder normale Verhältnisse hergestellt werden. Seit Mitte November lag damit der Mindestbietungssatz bei den Haupt­
refinanzierungsgeschäften bei 3,25%. 
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Grafik 1 

Zinsstrukturkurve· ) im Euroraum 2001 
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Grafik 2 
Renditenabstände 9- bis 10-jähriger Staatsanleihen zu Deutschland 
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Angesichts des anhaltenden Wirtschaftsabschwungs verbunden mit einem gemäßigten InflaUonsdruck - und darüber hinaus 
als Reaktion auf die von Unsicherheit geprägte wirtschaftliche Situation nach den Terroranschlägen vom 11. September -
lockerte das Federal Reserve System die geld politischen Zügel erheblich: im Jahresve~auf 2001 wurde der Zielzinssatz der 
Federal Funds Rate sukzessive um insgesamt 475 Basispunkte auf 1,75% gesenkt, was den tiefsten Stand seit vier Jahr­
zehnten darstellte. 

Nach zwei Leitzinssenkungen im Februar 2001 setzte die japanische Notenbank ab März 2001 auf eine quanUtative Locke­
rung der Geldpolitik, um sich der Spirale aus Deflation und Vertrauenskrise auf den Finanzmär1lten bzw. in der Wirtschaft 
entgegenzustemmen, und legte die Höhe der Einlagen der Geschäflsbanken bei der Bank of Japan als geldpolitische Ziel­
größe fest. Ihre Geldpolitik zielte darauf ab, über eine großzügigere liquiditätsversorgung die Geldmenge zum Wachsen zu 
bringen und gleichzeitig das kurzfristige Zinsniveau nahe bei null Prozent zu halten. 

Als Reaktion auf die Senkung der EZB-leitzinsen um insgesamt 150 Basispunkte im Jahr 2001 verringerten sich die Geld­
marktzinsen im Euroraum und setzten damit den seit Herbst 2000 zu beobachtenden Trend fort. Im ersten Halbjahr 2001 
war bei den Geldmar1ltzinsen über das gesamte laufzeitenspektrum hinweg ein etwas stär1lerer Rückgang als bei den EZB­
leitzinsen zu verzeichnen, da zunehmend mit einer Lockerung der geld politischen Zügel gerechnet wurde, bis sich nach dem 
Zinsschritt vom 10. Mai die Geldmar1ltsätze für Laufzeiten von bis zu einem Monat im Großen und Ganzen stabilisierten. Ab 
August stand die Entwicklung der Zinssätze generell erneut im Zeichen eines Abwärtstrends. Nachdem sich ein Nachlassen 
des mittelfristigen Inflationsdrucks immer deutlicher abzeichnete, rechneten die Mar1ltteilnehmer verstärkt mit einer weiteren 
Leitzinssenkung seitens der EZB. Nach der letzten Zinssenkung im November kam der Abwärtstrend der Zinssätze am kur­
zen Ende zum Stillstand, während die Geldmar1ltsätze bei den längeren Laufzeiten tendenziell zunahmen, worin sich die 
Finanzmar1lterwartungen einer allmählichen Erholung im Euroraum widerspiegelten. 

In den USA sanken die Geldmar1ltzinsen - parallel zu den geldpolitischen Maßnahmen der Federal Reserve Bank (Fed) - im 
Jahr 2001 noch deutlich stär1ler als im Euroraum. Der Drei-Monats-Satz lag zu Jahresende 2001 um rund 4 Prozentpunkte 
unter dem entsprechenden Vorjahreswert. In Japan verharrten die Geldmar1ltzinsen das ganze Jahr über auf ihrem schon 
seit einigen Jahren zu beobachtenden tiefen Niveau nahe bei null Prozent. 

Die langfristigen Anleihezinsen im Eurogebiet und in den USA unterlagen im Berichtsjahr beachtlichen Schwankungen, 
änderten sich aber insgesamt zwischen Ende 2000 und Ende 2001 nur geringfügig. Im Eurowährungsgebiet und in den USA 
beliefen sich die Renditen zehnjähriger Staatsanleihen im Dezember 2001 auf 5,0% bzw. 5,1 %. Nachdem der Abstand zwi­
schen den US-amerikanischen Renditen zehnjähriger Staatsanleihen und vergleichbaren Anleihen im Euroraum im Jahr 2000 
star1l geschrumpft war, pendelte er sich 2001 auf etwa null ein, obwohl er im Gefolge der Terroranschläge vom 11 . Septem­
ber 2001 in den negativen Bereich rutschte und zeitweise auf einen TIefstand von Y, Prozentpunkt fiel. 

In den USA waren die Einschätzungen der Anleger hinsichdich der Rezessionsstär1le und -<lauer im Lauf des Jahres 2001 
und damit die Anleiherendite erheblichen Schwankungen unterworfen. Zwischen Mitte März und Ende Mai stiegen die Anlei­
herenditen als die Mar1ltteilnehmer zunehmend optimistischer wurden, dass die Konjunktur - und damit auch die Inflation -
bald wieder anziehen könnte. Die Temoranschläge vom 11 . September 2001 veränderten die Konjunktureinschätzungen. 
Maßgeblich für den nach den Anschlägen erfolgten Zinseinbruch am langen Ende waren nicht zuletzt Portfolioumschichtun­
gen von Aktien zu langfristigen Staatsanleihen infolge der vorübergehend gestiegenen Präferenz für relativ sichere und liqui­
de Anlageforrnen. Nach einer Norrnalisierung der Mar1ltverhältnisse und der Veröffentlichung positiver Daten zur Wirtschafts­
lage in den USA zogen auch die Renditen gegen Jahresende wieder an. 

Die Entwicklung der Anleiherenditen im Eurogebiet war im Jahr 2001 mit jener in den USA vergleichbar. Dies deutet darauf 
hin, dass globale Faktoren - insbesondere die weltweite Konjunkturabkühlung und die Unsicherheit nach den Terroranschlä­
gen vom 11 . September 2001 - tür die Zinsentwicklung im langfristigen laufzeitensegment in beiden Volkswirtschaften den 
Ausschlag gaben. Allerdings war die EntwiCklung der langfristigen Zinssätze im Euroraum weniger volatil, was auf stabilere 
Mar1lterwartungen für das Wachstum und die Inflation im Eurogebiet hindeutet. 
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In Japan entwickelten sich die Renditen langfristiger Staatsanleihen im Berichtsjahr - wohl auf Grund der besonderen wirt· 
schaftlichen Lage - mehr oder weniger losgelöst von den Zinsentwicklungen im Ausland. Insgesamt gingen die Renditen 
zehnjähriger japanischer Staatsanleihen zwischen Ende 2000 und Ende 2001 um etwa 30 Basispunkte auf rund 1.4% zurück. 
Dieser Rückgang stand im Zeichen der Konjunkturschwäche sowie der anhaltenden Deflationstendenzen in Japan, die offen· 
bar die langfristigen Wachstums- und Inflationserwartungen der Marktteilnehmer beeinträchtigten. 

Im Laufe des Jahres 2001 wurden die Zinsstrukturkurven, gemessen an der Differenz zwischen Renditen zehnjähriger 
Anleihen und dem Drei·Monats·Geidmarktsalz, sowohl in den USA als auch im Eurogebiet steiler. Dieser Anstieg kann zum 
einen auf die Zinssenkungen der Notenbanken und die negativen Beurteilungen der aktuellen Konjunkturlage zurückgeführt 
und zum anderen als Ausdruck der optimistischen Grundhaltung der Marktteilnehmer gesehen werden, dass sich die Wirt­
schaft in den USA und im Euroraum relativ schnell von der Rezession erlholen könnte. So nahm die Steigung der Zinsstruk· 
turkurve im Euroraum von einem nahezu flachen Verlauf im Dezember 2000 auf einen Stand von rund 180 Basispunkten 
Ende 2001 zu. In den USA war der Anstieg deuUich ausgeprägter und betrug am Ende des Jahres 2001 mehr als 3 Prozenl· 
punkte. 

Tabelle 2: Renditenabstände 9- bis 10·Jährlger staatlicher Schuldverschreibungen Im Eu­

roraum zu Deutschland 1997 bis 2001 (Perioden mittelwerte In %·Punkten) 

1997 1998 1999 2000 2001 

Belgien 0.11 0.18 0.26 0.33 0.33 

Finnland 0.32 0.22 0.23 0.22 0.25 

Frankreich -0,06 0.07 0,12 0,13 0,14 

Griechenland 4,28 3,91 1 ,81 0,84 0,51 

Irland 0,65 0,23 0,22 0,25 0,21 

italien 1,22 0,31 0,24 0,31 0,39 

Nlede~aMe -0,06 0.06 0,14 0 .14 0,16 

Österreich 0.04 0.14 0,19 0.29 0,28 

Portugal 0,72 0,30 0,29 0,34 0,37 

Spanien 0,76 0,26 0,24 0,26 0,32 

eU~11.Agg ... egal u 0.41 0,20 0,21 0,25 0,27 

EU-12-Aggregal ~ 0,80 Q,57 0.37 0,31 O,3Q 

1 ) Ohne Luxemburg, ohne Griechenland, 
2) Ohne Luxemburg. 
auelle: EZ6. 

Der Renditeabstand für 9- bis 10·jährige Schuldverschreibungen zu Deutschland erlhöhte sich im Jahr 2001 im Jahresdurch· 
schnitt in sechs 'NWU· Teilnehmerstaaten. Dennoch war in der zweiten Jahreshälfte in fast allen Ländem des Euroraums eine 
Verringerung des Spreads zu becbachten, was auf ein gestiegenes Angebot an deutschen Bundesanleihen in diesem Zeit· 
raum zurückzuführen sein könnte. Ohne Zweifel stellt allerdings die Mark~iquidität weiterhin einen wichtigen Grund bei der 
Erklärung der Renditenunterschiede von staatlichen Anleihen im Euroraum dar. Hohe Anleihevolumina sind für Länder mit 
einer vergleichsweise geringen heimischen Plalzierungskraft und einem relativ geringen jährlichen Finanzierungsvolumen 
schwer zu erreichen, Innerhalb der AM·Schuldner des Euroraums wies Österreich 2001 weiterlhin die höchsten Zinsdifferen· 
zen zu Deutschland auf, wenngleich sich der Renditeabstand im Jahresverlauf 2001 vermindert und zu Jahresende 2001 
wieder das Niveau von Ende 1999 erreicht hatte, Im Jahresdurchschnitt blieb die Zinsdifferenz zu Deutschland jedoch nahe· 

zu unverändert. 
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2.2 Rentenmarkt im Euroraum 

Der Euro hat als Anlage- und Finanzierungswährung auf den internationalen Finanzmär1<.ten im Jahr 2001 weiter an Bedeu­
tung gewonnen. Gemäß den Statistiken der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich erreichten auf EUR lautende inter­
nationale Wertpapiere' per Dezember 2001 einen Marktanteil von 44%, rund 48% waren in USD denominiert. Im Vergleich 
zum Vo~ahr hat sich dam~ die Akzeptanz des EUR als Währung für Neuemissionen auf den internationalen Finanzmärkten 
weiter erhöht; zum Ultimo 2000 war der EUR-Anteil bei 39% gelegen. 

Tabelle 3: Entwicklung von auf EUR lautenden Wertpapleren" nach Emittentengruppen 

2001 (in Mrd EUR) 

Stand Anteil BruUC>- Nettoveranderung Stand Anteil 

31 .12.2000 in% emissionen absolut in % 31 .12.2001 ,n % 

Von Ansässigen im Euroraum 

Finanzielle Kapitalgesellschaften 2.429 41 .2 699 247 10.2 2.676 41 .9 

Nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 288 4.9 96 58 20.0 346 5.4 

Zentralstaat 3.075 52.1 544 163 5 ,3 3.238 SO.7 

Sonsuge Offentllche Haushalte 107 1.8 33 24 22.5 131 2.0 

Summe 5.899 100,0 1.373 492 8,3 6.391 100,0 

Von Ansä$sigen außerhalb des 

Euroraums: 

Finanzielle Kapitatgesellschaften 396 55,1 179 121 30,S 517 59.1 

Nichtfinanziello Kapitalgesellschaften 68 9 .5 42 42 61.1 100 11 ,5 

Zentralstaat 102 14 ,2 15 15 15,1 92 10,5 

Sonstige öffentliche Haushalte 35 4 ,9 21 17 48,1 52 5,9 

Internationale Organisationen 117 16,3 13 -4 -3 ,7 113 12,9 

Summe 718 100,0 259 155 21,6 874 100,0 

Insgesamt 

Finanzielle Kapitalgesellschaften 2,825 42,7 878 368 13,0 3.192 43,9 

Nlchtfinanzielle KapitalgesellsChaften 357 5,4 138 90 25,2 447 6.1 

Zentralstaal 3 ,177 48,0 580 153 4,8 3.331 45,8 

Sonstige öffenillche Haushalte 141 2 ,1 54 41 28.9 182 2,5 

Internationale Organisationen 117 1,8 13 -4 -3.7 113 1,6 

Summe 5.517 100,0 1.542 547 9,8 7.254 100,0 

1) Verzinsliche Wertpapiere mit einer Ursprungslaufzeit von Ober 1 Jahr. 
Quolle: EZS. 

Wie im Jahr zuvor nahmen 2001 Ansässige des Eurowährungsgebiets über 90% ihres Bruttoemissionsvolumens (mit 
Laufzeiten von über 1 Jahr) in EUR auf, Insgesamt erreichte das EUR-Wertpapieremissionsvolumen von Ansässigen im 
Euroraum brutto 1.4 Billionen EUR (2000: 1,2 Billionen EUR). Zwar prägten die öffentlichen Hausha~e und die finanziellen 
Kapitalgesellschaften (Banken und andere finanzielle Unternehmen) weiterhin den Euro-Rentenmar1<t, der Zuwachs ging 
2001 allerdings von der dynamischen Entwicklung der Emissionen der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften aus. 

1 Außemalb des Heimatlands begebene Bonds und Notes in EUR. 
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Tabelle 4: Bruttoemissionen von auf EUR lautenden Wertpapieren '1 nach VerzInsungsmo­
dalItät 1999 bis 2001 (% -AnteUe) 

1999 2000 2001 

Festvef"Zlnst 67.8 66.8 68.2 

Variabel verzinst - 19.1 18.0 

Nullkuponanleihen - 12.7 11 .9 

Sonstige 32.2 1.4 1.9 

100,0 100.0 100,0 

1) Verzinsliche Wertpapiere mit einer Laufzeit von mehr als 1 Jahr, Mindest-
emissk>nsvofumen 50 M'IO EUR. 

Quelle: EU-Kommission. 

Mehr als zwei Drittel der in EUR aufgenommenen Schuldverschreibungen waren in den letzten Jahren fest verzinst, weniger 
als ein Fünftel wiesen eine variable Verzinsung auf. Diesbezüglich ergaben sich für 2001 nur geringfügige Änderungen. Der 
Anteil der fest verzinsten Papiere nahm zu, während variabel verzinste Emissionen anteilsmäßig in etwas geringerem Um­
fang aufgenommen wurden Das deutet darauf hin, dass eine steigende Zahl von Emittenten keine weiteren Zinssenkungen 
mehr erwarteten und sich daher das im Jahr 2001 vorherrschende relativ niedrige Zinsniveau auf längere Sicht zu sichem 
versucht haben dürften. Vor allem in den ersten Monaten des abgelaufenen Jahres und unmittelbar nach den Terroranschlä­
gen in den USA war der Anteil fix verzinster Anleihen überdurchschnittlich hoch. 

Tabelle 5: Bruttoemissionen von auf EUR lautenden Wertpapieren " nach Ursprungslauf­
zeit 1999 bis 2001 (%-AnteUe) 

1999 2000 2001 

1 bts 3 Jahre 25.9 25.5 24.6 

3 bis 7 Jahre 35.9 35.1 38.1 

7 bis 11 Jahr. 28.2 29.4 27.9 

Ober 11 Jahre 10.0 10.1 9.4 

100.0 100,0 100.0 

1) Verzinsliche Wertpapiere mit einer Laufzeit von mehr als 1 Jahr, Mlndest· 
emisslonsvolumen 50 MkJ EUR. 

Quelle' EU-KommissIOn. 

Die durchschnittliche Laufzeit der Bruttoemissionen von EUR-Anleihen hat sich im Jahr 2001 leicht verringert. Vor allem der 
Anteil von 7- bis tl-jährigen Emissionen aber auch jener der Schuldverschreibungen mit mehr einer Laufzeit von mehr als 11 
Jahren war rückläufig. während sich der Anteil des 3- bis 7-jährigen Laufzeitensegments merklich erhöhte. Der Anteillangfris­
tIger Anleihen war vor allem im ersten Quartal überdurchschnittlich hoch und nahm anschließend im Jahresverlauf suk2essi­
ve ab; lediglich im Schlussquartal stieg er wieder merklich an. 

Die bedeutendste Emittentengruppe von Ansässigen Im Eurowährungsgebiet stellten wiederum die finanziellen Kapi­
talgesellschaften (Banken und andere finanzielle Untemehmen) mit einem Anteil von 51% am gesamten EUR­
Bruttoemissionsvolumen und von 50% am gesamten EUR-Nettoemissionsvolumen dar. wenngleich ihr Emissionsvolumen im 
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Grafik 3 

Wachstumsbeiträge zum realen BIP 2000 und 2001 
Beiträge in Prozentpunkten auf Ouartalsbasis im Vorjahresvergleich 
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Grafik 4 

Unselbstständig Erwerbstätige und vorgemerkte Arbeitslose 2000 und 2001 
Veränderung absolut auf Ouartalsbasis im Vorjahresvergleich 
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2 .3 Österreich ische Konjunktursituation 

Das Berichtsjahr 2001 war von einem deutlichen, in dieser Stärke nicht erwarteten internationalen Konjunkturabschwung 
gekennzeichnet, der von den USA ausging und in der zweiten Jahreshälfte im Euroraum voll zum Tragen kam. Das Wachs­
tum der österreichischen Wirtschaft schwächte sich ab dem zweiten Quartal 2001 ab und sollte die Talsohle im vierten Quar­
tal 2001 mit einer Stagnation gegenüber dem Vo~ahresquartal erreicht haben. Im Jahresdurchschnitt ergab sich ein Zuwachs 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion von real 1,0%. Das war der niedrigste Wert seit 1993. Die Frühindikatoren sprechen 
zwar für eine spürbare Wirtschaftsbelebung in Europa, die zunehmend an Schwung gewinnen sollte. Infolge der ungünstigen 
Ausgangslage kann jedoch für 2002 nur mit einem moderaten, unter dem Trend liegenden Wirtschaftswachstum in Europa 
sowie in Österreich im Jahresdurchschnitt ausgegangen werden. 

Im Jahr 2001 wiesen so gut wie alle Nachfrageaggregate eine rückläufige Dynamik auf. Während das Wachstum zu Beginn 
des Jahres 2001 sowohl hinsichtlich des privaten Konsums, der Investitionen als auch in Bezug der Nettoexporte rege war, 
wendete sich das Bild ab dem zweiten Quartal. Der Wachstumsbeitrag3 des privaten Konsums verringerte sich von 1,6 Pro­
zentpunkten im ersten Quartal auf 0,4 Prozentpunkte im zweiten Quartal. Der Wachstums beitrag der Bruttoinvestitionen wur­
de mit -1 ,0 Prozentpunkten im zweiten Quartal negativ. Die Reduktion des Wachstumsbeitrags der Nettoexporte von 0,7 
Prozentpunkten im ersten Quartal auf 0,2 Prozentpunkte im zweiten Quartal fiel im Zuge der Verschlechterung des außen­
wirtschaftlichen Umfelds ebenso merklich aus. Betrachtet man das Jahr 2001 insgesamt, so stützten der Konsum der priva­
ten Haushalte, der trotz rückläufiger Nettorealeinkommen um 1,3% im Jahresdurchschnitt anstieg, und die Nettoexporte die 
Konjunkturentwicklung. Die Exporte stiegen real um 5,5% gegenüber dem Vo~ahr, während die Importe real nur um 3.6% 
zunahmen. Eine rückläufige EntwiCklung zeigten die Investitionen - insbesondere jene des Hochbaus - und der öffentliche 
Konsum. Die Bruttoinvestitionen nahmen real gegenüber dem Jahr 2000 um 2,6% und der öffentliche Konsum um 0,2% ab. 

Für den Arbeitsmarkt brachte das Jahr 2001 Veränderungen. Die Beschäftigungsentwicklung reagiert zwar auf eine Ände­
rung der Produktion erfahrungsgemäß mit einer zeitlichen Verzögerung, dennoch war bereits im Mai 2001 erstmals seit Fetr 
ruar 1999 die Zahl der vorgemerkten Arbeitslosen wieder höher als im Jahr 2000 und die Zahl der unselbstständig Beschäf­
tigten nahm nur noch moderat zu. Im vierten Quartal 2001 waren im Schnitt rund 36.000 Personen mehr als in der Ver­
gleichspenode des Vo~ahres arbeitslos gemeldet. Die Arbeitslosenquote lag im Jahresdurchschnitt laut nationaler Definition 
bei 6,1% (2000: 5,8%) bzw. laut EUROSTAT-Definition bei 3,6% (2000: 3,7%). Der Zuwachs an unselbstständig Beschäftig­
ten (einschließlich Präsenzdiener und Karenzgeldbezieher) verminderte sich im Jahresdurchschnitt von rund 26.000 Perso­
nen im Jahr 2000 auf rund 14.000. Eine Erholung der angespannten Arbeitsmarktlage ist trotz mittlerweile positiver Wachs­
tumsperspektiven für das Jahr 2002 nicht zu erwarten. 

Die Teuerungsrate lag im Jahr 2001 - gemessen am nationalen Verbraucherpreisindex (VPI) - bei 2,7% und war so hoch wie 
seit sieben Jahren nicht mehr. Gemäß dem Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) betrug sie 2,3%. Im Mai 2001 
erreichte die Inflation mit +2,9% (HVPI) bzw. 3,4% (VPI) ihren Höchstwert. Seither verringert sich der Preisauflrieb wieder; im 
Dezember nahm der VPI um 1,9%, der HVPI um nur noch 1,8% zu. Wesentl ich zum Preisauflrieb trugen im Jahr 2001 indi­
rekte Effekte der Erdölpreiserhöhung, die Preisentwicklung im Dienstleistungsbereich und bei den lebensmitteln bei. Für den 
hohen Inflations beitrag der Dienstleistungen zeichneten einerseits diskretionäre Maßnahmen des öffentlichen Sektors, wie 
die Einführung der Ambulanzgebühren im April 2001 und der Studiengebühren ab dem Wintersemester 2001 , andererseits 
Teuerungen bei medizinischen Dienstleistungen und im Tourismussektor verantwortlich. Der Preisauftrieb bei lebensmitteln 
war eine Folge der BSE-Knse und der Maul- und Klauenseuche. 

Auf die Einnahmenentwicklung des Staates wirkte sich 2001 die markante Konjunktureintrübung auf Grund von steuer­
rechtlichen Änderungen, nominellen Effekten (relativ starker Preisauftrieb), der verhältnismäßig robusten Konsumnachfrage 

3 Wac:tlstum der Nachfragekategorie in Pr~entpunkleo der gesamten Wirtschafts1eistung (reales BIP) einer Periode. 
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Tabelle 6: Konjunkturindikatoren für Österreich 1997 bis 2001 ) 

1997 I 1998 1999 I 2000 I 2001 'l 

VerAnderung zum Vo~a hr rn % 
(sorem niCht anders angegeben} 

Bruttoinlandsprodukl 

Nominell +2,5 +4 ,1 +3,5 +4.2 +2.9 
Real +1 ,6 +3,5 +2.8 +3,0 +1 ,0 

Nachfragekomponanten, real 

Konsurnausgaben +0,8 +2,8 +2,6 +2,1 +0,9 
Private Haushalte 1'1 +1 ,7 +2.8 +2.7 +2,5 +1.3 
Staat -1 .5 +2,8 +2.2 +0,9 -0,2 

BruttolnvestitJonen +3.1 +3,6 +2,2 +3.6 -2,6 
AusrOslungen +6,5 +6,4 +4.3 +11 ,1 -0,8 
Bauten -1 .0 "+1 ,3 -0,7 +0.3 -2,2 

Exporte I. w , S, +12,4 +1,9 +8.7 +12.2 +5,5 

Importe I. w, S. +12,0 +5,9 +8,8 +11 .1 "'3 .6 

Preise 

HVPI 31 +1 .2 +0,8 +0,5 +0.2 +2.3 

BIP-Deflator +0,9 +0.5 +0.7 +1 ,2 +1 .8 

Einkommen 

Brutto. real je Arbeitnehmer ~ l -0,8 +2.5 +1 .2 +1 .0 +0.4 
Netto, real Je Arbeitnehmer·) -2,4 +2.3 +4,3 +1 ,7 -0,2 

Arbeitsmarkt 

Unselb$t$tandig BeSGl\Migte <in 1 000) " +8.3 +21,1 +31 .2 +25,8 +14.4 

Vorgemerkte Arbeitslose (in 1,0(0) 11) +2.8 +4.4 -16.1 -27,4 +9,6 

Arbeitslosenquote in % der Erwerbspersonen 1) 4,4 4,5 3,9 3,7 3,6 

L.eistungsbllanzsaldo In I, .. des BIP -3.2 -2.5 -3,2 -2,5 -2,2 

Budgelsaldo des Staates In I, .. des BIP ' I -1 .9 -2.4 -2,3 -1,5 +0,1 

1) Vortäurtge Ergebnisse gemäß WIFO-Prognose vom April 2002_ 
2) Einschließ1Ich private Organisationen ohne Erwerbszweck. 
3) Harmonisierter Vel'btaucherpreisindeJ;. 
4) Beschäfhgungsverh:Utntsse. 
5) Veränderung zum Vorjahr in 1.000 laut Hauptverband der österreichischen Sozialvers~erung$traget 
6) Veränderung zum Vorjahr in 1.000 laut Arbeimnarktservice Osterreich_ 
7) Gem"ß Internallonalem Konzept (EUROSTAT). 
8) Im Sinne der buagetaren Notifikation, Stand: Marz 2002. 
QueUe: Statistik Austria , Atbeitsmar'ktservice ÖSterreich, Hauptverband de, Osterteichischen SoziatverslcherungslrAger, WIFO. 

der privaten Haushalte sowie dem Umstand, dass für einen Teil der Steuern (veranlagte Steuern) nicht die aktuelle sondern 
die Entwicklung der Steuerbasis der vorangegangenen Jahre maßgeblich ist, kaum aus_ Weiters führte die neu eingeführte 
Verzinsung von Steuerruckständen (Anspruchsverzinsung) sowie die erhöhten Vorauszahlungen zu deutlich über den Erwar­
tungen liegenden Einnahmen bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer. So wurde im Jahr 2001 - nach derzeitigen Be­
rechnungen - erstmals seit 1974 ein ausgeglichener Haushalt für den öffentlichen Sektor (Bund, länder, Gemeinden, 
Sozialversicherungsträger) in Summe erreicht. Allerdings dürfte sich die Konjunkturabschwächung sowohl einnahmenseitig 
bei den veranlagten Steuem, der lohnsteuer und den Sozialversicherungsbeiträgen als auch ausgabenseitig durch die starke 
Zunahme der Arbeitslosigkeit zeitverzögert auswirken und die Erreichung der Budgetziele vor allem im Jahr 2002 aber auch 
2003 erschweren, 
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Die Leistungsbilanz verbesserte sich 2001 unter anderem durch das schwache Importwachslum um 0,5 auf -4,6 Mrd EUR 
bzw. -2,2% des BIP. Das im Verhältnis zum Vergleichszeitraum 2000 geringere Defizit war im Wesentlichen auf die Verringe­
rung des Defizits in der Teilbilanz Güter und Dienstleistungen zurückzuführen (2001: -0,2 Mrd EUR; 2000: -1 ,2 Mrd EUR). 
Der Saldo des Reiseverllehrs, die bedeutendste Einzelkomponente der DiensUeistungen, stagnierte in etwa auf dem Niveau 
des Vo~ahres (2001: +2,4 Mrd EUR). Weiter deuUich verschlechtert hat sich hingegen die Einkommensbilanz. Gegenüber 
dem Vergleichszeitraum 2000 stieg das Defizit von 2,4 Mrd EUR auf 3,0 Mrd EUR. Diese Entwicklung ist auf die zunehmen­
den Einkommensströme aus Portfolioinvestitionen an das Ausland zurückzuführen.4 

4 Ote EntwdJungen der OsterretchisChen Zahlungsbilanz werden im Oetaillm Kapitel 6.1 FinanzierungsslrOme Osterreichs mit dem Aus­
land dargeslellt. 
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3 FISKALPOSITION DES ÖFFENTLICHEN SEKTORS IN ÖSTER­
REICH GEMÄSS STABILlTÄTS- UND WACHSTUMSPAKT 

Der EG-Vertrag zur Gründung der Europäischen Unions (EU) verpflichtete die EU-Staaten, ,übermäßige' Defizite zu vermei­
den. Diese Auflagen wurden mit dem im Juli 1997 verabschiedeten ,Stabilitäts- und Wachstumspak!"6 noch verstärkt. Der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt verpflichtet die Teilnehmenänder der Wirtschafts- und Währungsunion (WWWU), ihre Bud­
getpolitik so auszurichten, dass mitlelfristig ein ,nahezu ausgeglichener Haushalt oder Budgetüberschuss' erreicht wird. 
Nahezu ausgeglichene Staatshaushalte in normalen Konjunkturlagen sollen den erforderlichen haushaltspolitischen Spiel­
raum schaffen, um die automatischen Stabilisatoren wirken zu lassen und um gegebenenfalls antizyklische Maßnahmen 
setzen zu können, ohne die Obergrenze für das öffentliche Defizit von 3% des BIP zu überschreiten. Dazu sind ,Stabilitäts­
programme' von den Teilnehmerländem der WMJ jährlich bis Ende des ersten Quartals vorzulegen, die über das vorange­
gangene Jahr, die zu erwartende Wirtschaftsentwicklung und die Budgetziele des laufenden und der folgenden drei Jahre 
Auskunft geben.7 Ferner werden in den ,Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten und der Gemeinschaft"8 die 
wirtschaftspolitischen Ziele der EU konkretisiert. 

Zusätzlich zu den Stabilitätsprogrammen sind die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, ihren Budgetsaldo und ihren Schuldenstand 
der EU-Kommission und dem EUROSTAT (Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften) zweimal jährlich (vor dem 
1 März und vor dem 1. September) in Rahmen der so genannten ,budgetären Notifikation' bekannt zu geben. Alle diese 
Informationen unterliegen einem multilateralen Prüfverfahren auf EU-Ebene und sollen sicherstellen, dass die Verpflichtun­
gen des EG-Vertrages und des Stabilitäts- und Wachstumspaktes eingehalten werden. Die Gesamtheit dieser rechtlichen 
Bestimmungen wird als ,Excessive DeflCit Procedure (EDP)' bezeichnet. 

Die ökonomischen Notwendigkeiten für die Gewähneistung einer stabilitiitsorientierten Budgetpolitik im Euroraum sind 
vielfältig: Solide Haushaltsgebarung stützt die Geldpolitik in ihrer Aufgabe, die Preise stabil und das Zinsniveau niedrig zu 
halten. Durch Budgetrestriktionen kann vermieden werden, dass sich hohe Budgetdefizite in einigen Ländem der WNU nega­
tiv auf den gesamten Währungsraum auswirken. Zudem kommt insbesondere der Finanzpolitik die Aufgabe zu , asymmetri­
sche Schocks in der WNU abzufedem bzw. bei nationalen Konjunkturschwankungen zu stabilisieren. Durch eine Verringe­
rung der öffentlichen Verschuldung kann weiters Spielraum geschaffen werden, um verstärkt wachstums- und beschäfti­
gungsfördemde Akzente in der Finanzpolttik, wie Investitionen in die Infrastruktur und Humankapital sowie Steuerredukti0-

nen, zu setzen. 

Die Daten zur Defizit- und Verschuldungsentwicklung des öffentlichen Sektors sind auf Basis des Europäischen Systems 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 95) sowie der EU-Verordnungen zur budgetären Notifkation9 zu ermitteln 
und weichen von jenen der traditionellen administrativen Finanzstatistiken (Bund, Länder, Gemeinden) und damit auch von 
den Gebarungsübersichten der Statistik Austria lO und den Ergebnissen über die Finanzschuld des Bundes (siehe dazu Kapi­
tel 4 des gegenständlichen Berichts) ab. Die methodischen Grundsätze des ESVG 95 sowie wesentliche Abweichungen zu 
den administrativen Daten werden im Folgenden e~äutert. 11 

5 Vertrag Ober die Europ~ ische Union, -eUROPE-IOOkument Nr. 1759160, Agence Internationale d'lnrormation pour la Presse. BrOssel 
, 992. Art. 104c und 109j EG-Vertrag und Protokoll 5 Ober das Verfahren bei einem Qbermaßigen Defizit 

6 Verordnung Ober den Ausbau der haushattspolitischen Überwachung und der Obel\Yachung und Koordinierung der WIrtschaftspolitiken 
(HF. , 466197). Verordflung Ober dle Beschleunigung und Klarung des Verfahrens bei einem Obermaßigen Defllit (Nt 1467/97) und Ent· 
schließung des Europafsehen Rates vom 17. Juni 1997 Ober den Stabilitats- und Wachstumspakt. 

7 Das aktuelle Stablht:Usprogramm fDr die Jahre 2001 bis 2005 Ist Gegenstand des Kapitels 7 des gegenst4ndllchen Berichis. 
8 Gemaß Art. 99 Ab!. 2 des EG·Vertrages zur Gründung der Europlisehen Union. 
9 Verordnung (EG) Nr. 3605193 gundert durch die Verordnung (EG) Nr 47512000 und Nr. 351 /2002. 
'0 Slatistlk Ausllia , Beitrage zu' Osterreichischen Stalistik.. GebarungsObersichten 20 .. (GebietskOrperschaften und sonstige öffenlJlche 

Rechtslrager). 
11 MethodiSChe Details zur Ermittlung des Budgetsaldos des Slaates sind im .leitfaden Maaslrichl·Deflzit-, 2. Auflage. Statistik Austria. 

Wien, 2002, nachzulesen. 
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3.1 Exkurs: Methodische Erläuterungen zum Budgetsaldo und zur öffentli­
chen Verschuldung im Sinne von Maastricht 

Sektorabgrenzung 

Der Sektor Staat laut ESVG 95 deckt nicht nur jene Einheiten ab, die in den Budgets der Gebietskörperschaften und Sozial­
versicherungsträger enthalten sind, sondem auch andere institutionelle Einheiten, die sich primär mittels Zwangsabgaben 
finanzieren. Dazu zählen .außerbudgetäre Einheiten·, wie rechtlich selbstständige Fonds (z. B. Insolvenzausgleichsfonds, 
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds, Krankenanstaltenfonds) ebenso wie die Bundes- und Landeskammem. Gleichzeitig 
werden staatsnahe oder in den öffentlichen Budgets subsumierte Einheiten ausgeklammert, die grundsätzlich marktmäßige 
(kommerzielle) Tätigkeiten erbringen und neben der Entscheidungsfreiheit in ihrer Hauptfunktion auch über eine vollständige 
Rechnungsführung verfügen (z. B. Bahn, Post, Wiener Stadtwerke, ASFINAG, Landes-Krankenanstalten-Betriebs­
gesellschaften12, GebÜhrenhaushaHeI3). Für die Unterscheidung, ob es sich um Einheiten des Staates oder des Untemeh­
menssektors handelt, ist neben anderen Kriterien insbesondere die .50-Prozent-Reger im ESVG, maßgeblich. Die Prozent­
regel besagt. dass eine Einheit Marktproduzent ist, wenn die laufenden Kosten (Vorleistungen, Personalkosten, Abschrei­
bungen, nicht jedoch Schuldzinsen) mindestens zu 50% durch Produktionserlöse (Verkaufserlöse, Entgelte, Gebührenein­
nahmen für konkrete Leistungen) 14 gedeckt werden. 

SaldenbegriH im Sinne von Maastrlcht und ESVG 95 

Der Salden- bzw. Defizitbegriff des ESVG 95 (Finanzierungssaldo), weicht konzeptiv vom administrativen Salden- bzw. 
Nettodefizitbegriff ab, indem er nicht nur die Entwicklung der Verbindlichkeiten, sendern auch von Forderungen berücksich­
tigt. Ein negativer Finanzierungssaldo (Defizit) bedeutet, dass sich das Nettofi nanzvermägen des Staates innerhalb des 
Beobachtungszeitraums reduziert hat. Im Gegensatz zum administrativen Defizit führt weder die Deckung von Ausgaben 
durch den Abbau von finanziellen Forderungen (Rücklagenentnahmen, Veräußerung von Beteiligungen, etc.) zu einem ge­
ringeren Defizit im Sinne von Maastricht, noch steigt das Defizit durch budgetäre Ausgaben an, die dazu verwendet werden, 
das Finanzvermögen zu erhöhen. Dazu zählen beispielsweise die Darlehensvergaben der Länder im Rahmen der Wohnbau­
förderung, die im Sinne des ESVG 95 nicht defizitwirksarn sind. Diese konzeptionellen Unterschiede zwischen dem administ­
rativen und dem ESVG-Saldenbegriff sind dafür verantwortlich, dass die Länder und Gemeinden in der Regel zwar Defizite in 
den administrativen Budgets, nicht jedoch im Sinne des ESVG 95 aufweisen. 

Seit März 2002 weicht überdies der Maastricht·Saldenbegri ff vom ESVG·Saldenbegriff in einem Punkt ab. Während Zins­
ströme von derivativen Finanztransaktionen (Swaps, Forward-Rate-Agreements) im ESVG 95 nach neuer Rechtslage15 als 
reine finanzielle Transaktionen ohne Auswirkungen auf das Vermögen zu betrachten und daher nicht bei der Ermittlung des 
Zinsaufwandes bzw. in weiterer Folge des Budgetsaldos des Slaates zu berücksichtigt sind, fließen solche derivativen Trans­
aktionen bei der Berechnung des Zinsaufwandes bzw. bei der Ermittlung des Budgetsaldos im Sinne von Maastricht weiterhin 
ein. Der Maastricht-Zinsaufwand (Memo-ESVG-Code: EDp16 04) spiegelt - in dem er die schlussendlich zu bedienenden 
Zins leistungen des Staates für die öffentliche Verschuldung erfasst - die Sicht des Schuldners wider und war im Berichtsjahr 
2001 in ÖSterreich um rund 0,3 Mrd EUR oder 0,2% des BIP geringer als der ESVG-95-Zinsaufwand (ESVG-Code: 04). Die 
hier präsentierten Ergebnisse zur Budgetentwicklung des öffentlichen Sektors in ÖSterreich folgen der Maastricht­
Abgrenzung bzw. den EU-Verordnungen zur budgetären Notifikation. 

12 Seit der Umstellung auf dIe leislungsorientlerte Spilalsfinanzierung 1997. 
13 Unlernehmen und Betriebe der Gemeinden mrt marktbestimmler Tlhgkelt (\Nasser·, Abwasserversorgung und WohrlungsWJrtschaft). 
14 Nicht zu den ProduktionserlOsen zahlen Zwangsabgaben, SubventIOnen, Zlnseinnahmen, Schuldaufnahmen oder Transferzahlungen 
15 Verordnung (EG) Nr. 255812001 . 
16 Excessive Deficit Procedure (EDP). 
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Periodengerechte Zuordnung der Transaktionen 

Laut ESVG 95 erfolgt die Verbuchung der Transaktionen grundsätzlich nach dem .Accrual·Prinzlp·. d. h. nach dem ZeIt­
punkt der Entstehung einer Forderung bzw. einer Verbindlichkeit. Im Gegensatz dazu herrscht bei den administrativen Statis­
tiken das .Kassenprinzip· vor, was insbesondere beim Steueraufkommen (z. B. Mehrwertsteuer) und beim Zinsaufwand für 
die öffentliche Verschuldung zu unterschiedlichen Ergebnissen führen kann. Während auf Cash-Basis (administratives Bud­
get) Zinszahlungen für Schuldaufnahmen des Jahres t im Regelfall erst im Jahr t+1 zu leisten sind, fällt nach der periodenbe­
reinigten Zuordnung (Accrual-Prinzip) ein Teil des Zinsaufwands, nämlich jener vom Zeitpunkt der Schuldaufnahme bis zum 
Jahresende, bereits im Jahr t an. Parallel dazu reduziert sich der Zinsaufwand im Tilgungsjahr um diesen Betrag. Das Aus­
maß der Abweichung im jeweiligen Jahr hängt von mehreren Faktoren ab (Höhe der Neuverschuldung, Zeitpunkt, Höhe und 
Zinssatz der jeweils zu tilgenden sowie Zeitpunkt und Zinssatz der zu refinanzierenden Schuld) und kann sowohl zu höheren 
als auch niedrigeren Ergebnissen als bei der Cash-Betrachtung führen . Bei den Steuem und Sozialversicherungsbeiträgen 
wird in Österreich das . nme-Adjusted-Cash-Verfahren· angewandt (zeitliche Anpassung der tatsächlich geleisteten Beträge 
an den Transaktionszeitpunkt ohne uneinbringliche Forderungen). 

Verschuldungsbegriff Im Sinne von Maastrlcht 

Der Verschuldungsbegriff Im Sinne von Maastricht17 beruht auf den EU-Verordnungen zur budgetären Notifikation und 
entspricht im Wesentlichen jenem der nationalen Finanzstatistiken der Gebietskörperschaften (Bruttokonzept18, Nominalwert­
konzept l9, Stichtagsbetrachtung zum Jahresende). Zu den Schulden des Staates im Sinne von Maastricht zählen Darlehen 
von FInanzintermediären, auf den Finanzmärkten direkt aufgenommene Schuldtitel (titrierte Schuldkategorien). Nicht einzu­
beziehen sind Verbindlichkeiten aus Ueferungen und Leistungen (kurz- und langfristige Handelskredite), Anzahlungen auf 
begonnene oder bestellte Arbeiten sowie schwebende Posten (Erläge). Differenzen zu den administrativen Informationen 
ergeben sich vor allem durch die abweichende Sektorabgrenzung, die den ESVG-95-Vorgaben folgt, und durch die Konsoli­
dierung von innersektoralen Verpflichtungen. Intergovemmentale Schulden (Verbindlichkeiten bzw. Forderungen zwischen 
den öffentlichen Rechtsträgem) bleiben außer Ansatz, da sie sich in Summe ausgleichen. Derivative Finanztransaktionen 
(Cross-Currency-Swaps und Forward-Rate-Agreement) sind seit dem In-Kraft-Treten der EU-Verordnung zur budgetären 
Notifikation vom 28. Februar 2000 (Verordnung (EG), Nr. 47512000) bei der Berechnung der öffentlichen Verschuldung ana­
log zum Zinsaufwand zu berücksichtigen. 

3.2 Budgetentwicklung des öffentlichen Sektors und seiner Subsektoren 

in Österreich 

3.2.1 Gesamtentwicklung 

Die an die EU-Institutionen übermittelten aktuellen Ergebnisse fü r die Budgetentwicklung des öffentl ichen Sektors 
(Stand: März 2002) ergeben, dass Österreich bereits 2001 - ein Jahr früher als geplant - das gesetzte Budgetziel eines Null­
defiz~s für den öffentlichen Sektor erreicht hat Allerdings illustirieren die Revisionen des Budgetsaldos (siehe Tabelle 7), dass 
dieser keine fixe Größe darstel~. Die Gründe dafür liegen zum einen darin, dass die Verfügbarkeit der administrativen Bud­
getdaten unterschiedlich ist und endgültige Ergebnisse über die Budgetgebarung aller öffentlichen Haushalte im Sinne des 
ESVG 95 derzeit mit einer zeitlichen Verzögerung von über einem Jahr vorliegen (endgültige Ergebnisse für das Jahr 2000 
waren mit Ende März 2002 verfügbar). Zum anderen trägt das multilaterale Überwachungsverfahren dazu bei, dass länder­
spezifische Besonderheiten und Buchungskonventionen hinterfragt werden, die in manchen Fällen eine Änderung der bishe­
rigen Verbuchungspraxis erforderlich machen. So legte EU ROST AT beispielsweise nach einem Prüfprozess im Jänner 2002 
fest, dass die Immobilienverkäufe des Bundes an die Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) nicht als ein Verkauf auf dem 

17 O.e Offenthehe Verschuktung Wird auf BasIS von MonetärstatJShken In Ratvnen der .. Gesamtw\l1schafUlchen Flnanz.erungsred'lnung- der 
OeNB ebenfalI •• rfass~ die den ESVG-95-Vorgaben folgl und in mehreren P\lnklen (insbesondere In Bezug auf die Bewertung. d .. zu 
Marktwenen erfo~t) vom Verschuldungsbegnff Im Sinne von Maastncht abweicht. Siehe dazu Beilagen zu den .Statlstlschen Monatshef· 
Ion· der OeNB, 911999, 112000, 912000 und 912001 . 

18 Erfassung des aushaftenden Volumens an finanziellen Verbindli<;hkellen; keine Bereinigung um finanzielle Mbva 
19 Bewertung der Verbindlichkeiten zum Nominalwert und nictlt zum jeweil+gen Manrtwert. 
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Grafik 5 

Öffentliches Defizit laut Maastricht 1992 bis 2001 *) 
in % des BIP 
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Grafik 6 
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Tabelle 7: Einschätzungen zur Budgetentwicklung des Staates für 2000 und 2001 

Budgetsaldo " Budgetsaldo " 

2000 2001 

in Mrd EUR In % des BIP In Mrd EUR In '" des BIP 

Ende Februar 2001 -2,4 -1,1 -1,6 -0,7 Budgetir. NobfikatJon ~ 

Ende August 2001 
BudgetIre Notrflkahon 2) 

-2,3 -1,1 -1,4 -0,6 

Ende November 2001 -1,1 0,0 Stabllltlt5prograrrvn ,.. 

Ende Februar 2002 -3,0 -1,5 +0,1 +0,1 Budgettre NObfi~atJon ~ 

Ende MJrz 2002 -3,1 ·1,5 +0,1 +0,1 Meldung an EUROSTAT·) 

1) Budgetsaldo des Staates m Sinne der BudgeUliren Notlflkahon (Zlns.ufwand unter BerOckschtt· 
gung der Forderungen und VerbindlIChkeiten aus Wihrungstausehvert,'gen) 

2) Meldeverpftlchtung an die EU·KommISSlon gemaB EUNerordnung Nr 3605193 zuletzt gelndert 
durch Nr, 35112002; Oueno: Stalisb~ Austrla (2000) und BMF (2001), 

3) OsterretCtlisches Stabditatsprogramm fDf die Jahre 2001 bis 2005, QueUe BMF 
4) Mekteverptlichlung an das Stahsl&SChe Amt der Europllschen Gemell1schaften (EUROSTAT) 
Ouelle: Stabstlk Austna. 

MaIXt anzusehen sind und daher als keine defizitmindemden Transaktionen gemäß ESVG 95 bzw. Maastricht verbucht wer­
den dürfen. Durch diese Entscheidung erhöhte sich der Budgetsaldo des Bundes des Jahres 2000 um 0,5 Mrd EUR. Insge­
samt veränderten die Datenrevisionen den Budgetsaldo des Jahres 2000 von -2.4 Mrd EUR oder -1 ,1% des BIP (Stand: 
Februar 2001) auf -3,1 Mrd EUR oder -1,5% des BIP (Stand: März 2002). 

Die derzeit verfügbaren Ergebnisse der Budgetentwicklung im Berichtsjahr 2001 sind ebenfalls als vorläuflQ anzusehen, da 
Insbesondere die Länder- und Gemeindedaten auf Schätzungen beruhen, Die vorliegenden Informationen lassen aber klar 
erkennen, dass im Jahr 2001 abermals ein deutlicher Fortschritt beim Konsolidierungsprozess erzielt wurde (Budgetsaldo 
2001 +0,1 Mrd EUR bzw. +0,1% des BIP). 

Die Verbesserung des Budgetsaldos des Staates im Berichtsjahr 2001 geht auf eine Vielzahl von Maßnahmen der Gebiets­
korperschaften zurück, die hier nicht alle im Einzelnen behandelt werden können. Für die Gesamtentwicklung wesentlich 
erscheinen folgende Einflussfaktoren und Reformschritte: 

• Das SteueraufKommen wies trotz der ungünstigen Wirtschaftslage eine äußerst dynamische Entwicklung auf.20 Hier 
WllXten sich die umfangreichen steuerrechtlichen Maßnahmen der Konsolidierungspakete 2000 und 2001 21 sowie der 
Umstand, dass konjunkturelle Einflüsse auf Grund von zeiUichen Verzögerungen bei der Veranlagung von Steuem und 
bei der Beschäftigungsentwicklung über zwei bis drei Jahre vertei~ den Abgabenerfolg tangieren, aus. Bei den steuer­
rechtlichen Änderungen führten vor allem die im Jahr 2001 eingeführte Verzinsung von Steuerruckständen (Anspruchs-

20 Der Brultoabgabenerfolg des Bundes (o,nschloeBhch gemeinschaltllCher Abgaben) sbeg Im Jahr 2001 gagen Ober dem Vo~.hr um 5.8 Mrd 
EUR oder 11 ,6%. 

21 Zu nennen Sind dabei vor allem die Erhöhung der EJektnzltätsabgabe, der motorbezogenen VersICherungsteuer, der Tabaksteuer und der 
Gebllhren ab Mitte 2000 SOWle die Redukoon der Arbeltnehmerabsetzbetrlge, die Aufhebung der Steuerfreiheit von Unfallfenten, die er­
hOhten Steuervorauszahlungen, die Verzinsung von SteuerrDckständen , die Abschaffung des InvestJüonsfreibetrags, die Begrenzung des 
Vertustvonrags SO'Me die Vertangerung der Gebludeabschrelbungen ab Anfang 2001 . 
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,er:,nsung I u:1d die erhohten Vorauszahlungen bel der E,nkommen- und Korperschahsteuer zu Mehreinnahmen die 

;"JIII;h J:er je~l Bundes'nranschlag lagen 

• ='c' 30":: ce Lan,jer und die Gemeinden verabschiedeten ruckwrrkend mit 1 Janner 2001 einen innerösterreichi, 

sehen Stabilitätspakt-· jter dessen G'undsatze '01 ZJge des "inanzausglelcc,s fur j,e Ja!'re 2ce 1 tiS 2C';~ der o. 

f-<e"~'s~ 2:IJJ beschlosse'r 'Nurde bere:5 Ein:gkelt erzielt 'Nurde Dieser \:er:ra'j ste:t durcr: 'es!'~e e-;;:e G'e"-ze" :'J~ j ~ 

DUC]elSalden der Janre 2001 bis 2004 und Sanktionsvereinbarungen sIcher, dass gemeinsam ein ausgeglichener Bud 

:et"3usralt geO'a', Cen ECLJ·Knte"enln den Jahren 2002 bis 2004 errecel W"I; urd schafft durc~ ',ec,oselseltigenfcrma­

: o1s~"lch:ec abgesl'11mte 8udge!~lare urd Koordlratlonsgrem er'; die Vo'ausselzungen IJr e n,e de'JII c'1 .. erbes se re 

~hS:,n-ClJ1g der haushaltsfuhrung der Gebletskorperschaften Der Bund verpflichtete sich sein Budgetde'lz,t IC1 Jar· 

~==. :~Jf 'llaxlr'ai 2 J5:,; :es alp Jr"'d In den F8lgeJa'lren 2D'J2 bis 2CCj auf 0.75c) ces BIP zu begi0nZei1 ~H :;~at, 

:3ts:e tra,~ Ci':' ~anjer I'e rschl eßlich '/'llen:, wurde fur jle ,.Jahre 2001 bis 2CC~ mit einerr, Bud,~eLt·esc~uss ,.:;n J.75: 

ces BIP bzw mindestens 1,67 Mrd EUR lahrllch festgelegt Die Gemeinden verpflichteten sich landeswelse dazu elnee 

2'.JSje",crenen "aushalt zu erzielen "joruberjehende gerrn:Je LJoterschrelturgen der Z,e"orgaben src,d ohne Sanktlo 

"ee ,".Ilass J Den GeDletskor;Jecscr.ahen stert es weiters frei bel Uberer'u',ung der Z,elvcrgaben den ~,'eh'betrag ,n 

F,:rr1ion schr,'tl,cnen Vereinbarungen an andere Einheiten zu ubertragen 

· = -: ... _"s·::I:~ f;' rl;s;Jak:e 2eXI unj 2C01 der Bunjesre'jler'Jr~ sa"ier ~.·a.?:narr:'e'l ',':X C":- :,e :",lssa:'ere":.'. I-:~,U""'j 
,~0S Bundes und der Sozialversicherungsträger bremsen Hier zu er.vahne'l s'ne IrsbesYlde:(> 'l'e Dens!'J"s'efc rp' 

-, ~~I'j ·.'31~~,::~'~:er. , ..... , 3e~e,c"l der offenrilchen \,:er\j.'a~u1l d,e au:n ein .. esti-irO:.tes ~e"s:·)~a!· urj 5...JCd"::~-:::'::f1:'J-:,j, w; 

t-"S-::'"' e~e" ~,e e:a~;:en,'/e'se ~n""ebdr"":g ces gese:zl:chen ;:erso,"'sa:--,tritsal~e-s ~J~ jle ,[-'zetlje ,:',:~e:s;:e:sl~': Jr~' 

" , Ja~,re gemeinsam rllt modecaten iahrllchen Anpassungen der PenSlorscche trugen zu e,ner 'ierr,nger'Jn'g des ~o 

S:,EjS je~ Pe'l$,(-,'lsle,stJr'ge1 der SDzlal·.'erSI~~er"Jngstra,]er be,:.! Fu' den Bundesd ers1 ',vurde e'" :JerS::::'lalab~a'..; 'iO~ 

': ::': 3escc,aft gien ,ja,en 4 0'JO durch Ausgllederungeri biS zum Jahr 2003 Im '/erg,elcr, zum Ja,nr 20~O festgelegt 

Der Personalstard des Bundes ISt vom 31 Dezember 1,,99 biS 31 Dezember 200' um 7 193 \/c ' bescra~'gleraGul'ia­

,,"'e e,de' 4 j', ca,on 577 Personen durcn Aus9"ederunjenl gesunken Zuderl beschrankte sich 2C01 die Errcnur'd 

~v '~t:~~:8' au' 5'=,~ Scr~,i' '19 i36,3 Euro) 

• =.e Länder einschließlich Wien durften Ihren verelnba1en Stab I,slerungsbe,t·ag '01 ,arr 20D1 In1 /iEsentlden e' 

t~.l='-: raJe" =J~:: rre'k,lch .... chert~ Budge~uberschuss der ~arder unj ',\'!ens gema~ t"S\'G za'llt /,'It::n as Gerre rde: 

,S' Scl:iierpunk:r'aS'g c'Jrch '!eranderun:Jen des Forderurgswesens du'ch Ausg',e,jerungen unj jur:r "Ir,ee 'eslr<­

,en 3.Jcge:.':::::I!zlj~ erz e:t ,,' .. cr::ien D e .';uftebung der Z''';'eck'\'~ld1lung der ',\'Qnrbau'orjerun'J ,n Hche ',Cl Uf"\rj • :3 \h! 

=: ,.:::; S"""i=g: ':h!e -:: e ~Jit:e: :U~ ardere ae~e:c::e zu ',Ier,\'e:--ce", Zur F:nanz,e: Jn,] der '''\!Jh'lba'J:o'de~'J;:j ?ur ~,;'jun'J ,':" 

e;,::;e"':f: SC'~ulden SJ','/ e Z'Jf \'e'"ar:lagurg ' .. 0"" r .. t~te!n:'':: s1 nstesc'"'de'€ 3Jf q:J:.'aL;e"[:,":~;larrre" ,j~,'~ Ja; ·;"e's ,.;' 

"lf::-,~}::1 . /u .... au; der ,\"cfHlbaLJdarie'ier"", an Flnanzlntermedlarel zl. .. rucJgE:gr ""feil :,c:rrje'"' ~ €"~ ri.en ",';:::2s:",:r' 

3u:;E:!sa,j::: ": .... : nega: 'J Jeeinf'ussen Auen .'iurden die ~nose aus der \jer'henurig der Dar:et',ensfcrjerJ~ger :J~ ',0:-

ze ~;ge T!:guli]en c'ge'ler Schulden oder Veranlagungen herargezogen Darut.er hinaus ,',i'Jrden r;a:,~tt.es:r;rte Elr,re­

:e~ ','de "'::,:ar"lk,enans:ailen ausge]lledert die Ihren Flnanz,erurgsbedarf nunr'e"r durc~ Fremdrr ttelaufra;-rner'l a'l ~E-r 

;, 3:1,'I"2":0r- Jjer cJrch canJesdariehen decken sowie La~desimmobillen,geselischaften ILIG) gegrundet 

•• '. ; .... , •• p' 

M ,.' : " j'; j:; : ~':' ~,~, .. ' ;e:;eHl:'! ab O.-\e,tA" :',::2 ~ t der Zle!erre:Chung, CJS /o,I1:f,t!S,1,:er ~r~l 1 ',J;H~'l! .. J erh-=-~.::~) ,'",:. ~"! ,',' 

Z. ":. .... '~';l·;e a~5 I/erd'" d:;';'l]en S'f'j e!:'c"so '''',e Z':,sau"",e'ld, .. r(Je:-- E:nr·a~r!'er,· l,r'~~ ;":.,"'.j.l:",''''':cs: ::.r'e·l !~r ::: '! e '.;';' 
:,.c; E-.e., . ::; ':.:, ,," ~ :,~' ,., ,j_ct~ .. ~,~', .. Ire e ,ar,: 
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Tabelle 8: Öffentlicher Budgetsaldo, ZInszahlungen und Primärsaldo 1998 bis 2002 ') 

Budgel5aldo Zinszahlungen P""lrsaldo 

In Mrd EUR In'" des BIP In Mrd EUR in '" des BIP In Mrd EUR In '" des BIP 

1998 -4.5 -2.4 7.2 3.8 2.6 I.' 
1999 -4.5 -2.3 7.0 3.5 2.5 1.3 
2000 -3.1 -1 .5 7.2 3.5 ' .2 2.0 
2001 ~ 0.1 0,1 7,1 3,' 7,3 3,4 
2002 ~ 0.0 0.0 7.1 3.3 7,1 3.3 

1) Z,nsaufwand unter Berockslcht)Qung der FOrderungen und Vertnndrichkeiten aus wahrungstausd"lver· 
trigen in Sinne der BUdgetIren Nollfitation 

2) Vorllufige Daten. 
3) Budgetl,e Notifikation (Schltzung: BMF vom Februar 2002). 
Quelle Stat,stik Auslna (Stand Mlrz 2002) und BMF, BIP 2001 und 2002: WIFO-Prognose vom Aprit 2002. 

Tabelle 9 : Öffentliche Budgetsaiden der Tellsektoren des Staates 1998 bis 2002 ') 

Bundesebene Landesebene Gemelndeebene SozlalvefSlchenungs- S"'at 

(ohne Wien) (m'tWlOn) triger 

in Mrd In % des in M,d in '" des in Mrd In '" des In Mrd In % des In Mrd In % des 

I EUR BtP EUR BIP EUR BIP EUR BtP EUR BIP 

1998 -5.8 -3.1 0.8 0.4 0.3 0.1 0.2 0.1 -4.5 -2.4 

1999 -4.9 -2.5 0.5 0.3 -0.0 -0.0 -0.0 -0.0 -4.5 -2.3 

2000 -3.4 -1 .6 0.5 0.2 0.1 0.0 -0.2 -0.1 -3.1 -1 .5 
2001 ~ ·1,2 .0,6 1,2 0,6 0,3 0,1 .0,1 -0,1 0,1 0,1 

2002 " -1.7 -0.8 1,3 0,6 0,3 0,2 0.0 0,0 0.0 0.0 

1) Zmsaufwand unter BerOckslChtigung der Forderungen und Verbindlk:hkeiten aus WlhrungsUiuschvertrlgen Im Sinne der BudgetI· 
ren NotifikatIOn. 

2) Vorläufige Daten 
3) Budgetire NotlfikalJOn (Schltzung BMF vom Februar 2002) 
Quetle Stallsti!< Auslna (Stand Marz 2002) und BMF. BIP 2001 und 2002 WIFO-Prognose vom Aprit 2002. 

Tabelle 10: Staatsquoten: Einnahmen, Ausgaben und Abgaben des Staates 1997 bis 2001 
In % des BIP 

1997 1998 1999 2000 2001 

Staatselnnatvnenquote t. 52.1 51 .9 51 ,8 51 .2 52,4 

Staatsausgabenquote ') 54.1 54.4 54.2 52.8 52,5 

Abgabenquolo (mit EU-Beftragen) ~ 44,7 44,6 44,5 44,0 45,9 

1) Laut Verordnung (EG) Nr 1500I00, Z,nsaufwand ohne Berocksichhgung der Forderungen und Ver· 
bindltchkelten aus Wahrungstauschvertrlgen. 

2) Steuereinnahmen des Staates und tatsachlJeh gezahKe Soz .. lverslchenungsbe~rage (ESVG-Codes: 
02+05+ 0611+091) e,nschließllch EU-Elgenmittet_ 

Quelle Stahsllk Aust ... (Stand Marz 2002), BIP 2001 WIFO-Prognose vom Apol 2002_ 
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• Nähere Informationen über budgetäre Maßnahmen der Gemeinden im Berichtsjahr 2001 (abgesehen von Wien) stan­
den bei der Erstellung des gegenständlichen Berichts nicht zur Verfügung. Allerdings dürfte die seit 1997 verfolgte Pra­
xis, marktbestimmte Dienste auszugliedern, fortgeführt worden sein. Es handelt sich dabei um die .GebÜhrenhaushalte­
(Wasser-, Abwasserversorgung, Müllbeseitigung, Wohnungswirtschaft, Kongresshäuser etc.) mit in der Regel hohem 
Kostendeckungsgrad, die dem Unternehmenssektor zugerechnet werden. 

Insgesamt beliefen sich im Jahr 2001 die Einnahmen des Gesamtstaates auf 110,4 Mrd EUR oder 52,4% des BIP und die 
Ausgaben auf 110,5 Mrd EUR oder 52,5% des BIP.25 Die Zunahme der Ausgaben des Staates lag leicht unter dem nominel­
len BIP-Wachstum, sodass ein moderat rückläufiger Verlauf der Staatsausgabenquote erreicht wurde (2000: 52,8% des BIP; 
2001: 52,5% des BIP). Diese EntwiCklung ist insofem erfreulich, als im Voqahr das Ausgabenvolumen durch den Erlös für 
den Verkauf der UMTS-Lizenzen (Universal Mobile Telecommunication System) in Höhe von 0,8 Mrd EUR oder 0,4% des 
BIP vermindert war (Erlöse aus dem Verkauf von nichtfinanziellen Aktiva sind gemäß ESVG 95 als negative Ausgabenpositi­
on unter dem Code K2 .Neltozugang an nichtproduzierten Vermögensgütem' zu verbuchen.). Die deutliche Verbesserung 
des Budgetsaldos wurde 2001 jedoch vonrangig durch die dynamische Entwicklung des Steueraufkommens, das zum Teil 
erheblich über den Erwartungen lag, erreicht. Dies zog sowohl einen deutlichen Anstieg der Abgabenquote (2000: 44,0% des 
BIP; 2001 : 45,9% des BIP) als auch der Staatseinnahmenquote im Berichtsjahr nach sich (2000: 51 ,2% des BIP; 2001: 
52,4% des BIP). 

Die sektorale Verteilung der Salden der öffentlichen Hausha~e in ÖSterreich zeigt, dass der Konsolidierungsprozess Im 
Jahr 2001 von allen Sektoren ausging.27 Das Defizit des Bundessektors wurde von 1,6% des BIP (2000) auf 0,6% des BIP 
(2001) rückgeführt und die Überschüsse der Länder und Gemeinden dürften von 0,2% des BIP (2000) auf 0.7% des BIP 
(2001) gestiegen sein. Auch bei den Sozialversicherungsträgem sollte sich der Budgetsaldo nach vorläufigen Ergebnissen 
leicht verbessert haben (2000: -0,2 Mrd EUR; 2001 : -0,1 Mrd EUR). Bei sektoralen Analysen des öffentlichen Sektors ist 
allerdings generell zu beachten, dass diese stark von den institutionellen und rechUichen Gegebenheiten (Aufgabenvertei­
lung, Steuerkompetenzen, Finanzausgleichsregeln) innemalb des öffentlichen Sektors abhängen. 

Der Primärsaldo des öffentlichen Sektors in Österreich, der über die aktuellen budgetären Einnahmen- und Ausgabenrela­
tionen Aufschluss gibt und Aufwendungen für Budgetdefizite der Vergangenheil28 außer Acht lässt, emöhte sich im Berichts­
jahr abermals deutlich. Nach Primärüberschüssen von 2,6 bzw. 2,5 Mrd EUR in den Jahren 1998 und 1999, stieg der Primär­
überschuss im Jahr 2000 auf 4,2 Mrd EUR und erreichte im Jahr 2001 7,3 Mrd EUR. Dieser Betrag, der gemessen an der 
Wirtschaftsleistung 3,4% des BIP betrug, war unter den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen29 mehr als ausreichend, um 
die Schuldenquote bezogen auf das BIP zu senken (siehe Kapitel 3.3 Schuldenentwicklung laut Maastricht). 

Im Internationalen Vergleich hat sich die Fiskalposition Österreichs im Berichtsjahr emeblich verbessert: Nachdem im Jahr 
1999 Österreich gemeinsam mit Portugal noch die höchsten öffentlichen Defizitquoten im Euroraum mit jeweils 2,2% des BIP 
aufwiesen, rangierte Österreich im Jahr 2001 mit einem leicht positiven Finanzierungssaldo von 0,1% des BIP nunmehr im 
Mittelfeld. Budgetdefizite wiesen im Jahr 2001 Portugal und Deutschland mit jeweils 2,7% des BIP sowie Italien und Frank­
reich mit jeweils 1,4% des BIP auf. DeuUich höhere Budgetüberschüsse als Österreich erreichten Irland (+1 ,7% des BIP), 
Finnland (+4,9% des BIP) und Luxemburg (+5,0% des BIP).JO 

26 Oie Berechnung der Staatseinnahmen und -ausgaben folgt den aktuellen ESVGNorgaben, die den Zinsaufwand ohne BerOcksichtigung 
der Forderungen und Verbindlichkeiten aus W:lhrungstauschvertragen ausweisen. 

27 DIe Daten der Under und Gemeinden sowie der Sozlalversk:herungslräger für 2001 beruhen weItgehend auf SchJtzungen 
28 Konkret Sind darunter die ZInszahlungen fDr die Staatsschuld zu verstehen. 
29 Das Zinswachstumsdifferenzial betrug im Jahr 2001 rund 1,3% (nommeller BIP-Anstieg: 4.2%; DurChschnittsz,,"ssatz der Offentltchen 

Schuld: 5.5%). 
30 Siehe dazu auch Kapitel 5 Staatsverschuldung im Internationalen Vergleich. 
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3.2.2 Einnahmen, und Ausgabenstruktur 

Während die EU-Empfehlungen zur Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten sich in der Vergangenheit auf die Erreichung der im 
Maastricht-Vertrag sowie im Stabilitäts- und Wachstumspakt festgelegten Kenngrößen zur Budgetdisziplin (Budgetsaldo und 
öffentliche Verschuldung) konzentrierten, sind in jüngster Zeit zunehmend auch Koordinierungsbestrebungen im Hinblick auf 
die Einnahmen- und Ausgabenstruktur der öffentlichen Haushalte zu beobachten, die zu einer Verbesserung der .Qualität 
und langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen'31 führen sollen. Diese Entwicklung trägt der Vemetzung der Fiskal­
politik mit allgemeinen wirtschaftspolitischen Zielen ebenso Rechnung, wie dem Erfordernis, die erreichten Konsolidierungs­
fortschritte der EU-Staaten nachhaltig abzusichern. Ferner ist dieser Prozess vor dem Hintergrund des im März 2000 in Lis­
sabon vereinbarten wirtschaftspolitischen Ziels der Europäischen Union zu sehen. Der EuropäiSChe Rat in der Zusammen­
setzung der Staats- und Regierungschefs setzte sich zum Ziel, ,die EU bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen'. 

Im Folgenden werden nun die Einnahmen· und Ausgabenstruktur sowie die föderale Struktur des öffentlichen Sektors in 
Österreich auf Basis von ESVG-9S-Transaktionskategorien, die zu Sachgruppen zusammengefasst wurden, beleuchtet. 

Tabelle 11 zeigt, dass in etwa 60% der Ausgaben des Staates für Transferleistungen an Dritte (Sozialleistungen an priva­
te Haushalte und Subventionen an Unternehmungen), in etwa 30% für die öffentliche Verwaltung (Löhne- und Gehälter, 
Sachaufwand) und in etwa 7% für Zinszahtungen der öffentlichen Verschuldung aufgewendet werden. Für InvestItionsaus­
gaben (Brutloinvestitlonen) werden lediglich in etwa 3% verwendet. 

Innerhalb der Transferleistungen dominieren die .monetären Sozialleistungen', die 2001 einen %-Anteil an den Gesamt­
ausgaben von 36% aufwiesen und ein Ausgabenvolumen von insgesamt 39 Mrd EUR verzeichneten. Von diesem Volumen 
entfallen rund 60% auf Geldleistungen der Sozialversicherungsträger (vor allem Pensionen) und etwa 20% auf Pensionsleis­
tungen der GebietskörperschaftenJ2. Weitere wichUge Ausgabenkomponenten der monetären Sozialleistungen sind die Fami­
tienbeihilfen, die Arbeitslosengelder, das Karenzgeld und das Pnegegeld.J3 Ein relativ hohes Ausgabenvolumen erreichen 
ebenfalls die ,sozialen Sachleistungen' mit einem %-Anteil von 8,8% an den Gesamtausgaben im Jahr 2001 . Hier handelt 
es sich um von staatlichen Stellen gekaufte Waren oder Dienstleistungen, die kostenlos oder gegen einen pauschalen Kos­
tenbeitrag (Selbstbehalt) an private Haushalte weitergeleitet werden (u. a. Arztleistungen34, Medikamente, Schülerfreifahrten, 
Gratisschulbücher). 

Die geringe Bedeutung und der stetige Rückgang der öffentlichen Investitionen in Österreich dürften in erster linie statisti­
sche Ursachen haben, nämlich die ,Flucht aus dem Budger. So werden große Investitionen im Bereich Straße, Schiene 
(ASFINAG, SCHIG) und kommunaler Infrastruktur (Kläranlagen, Wasser- und Abwasserversorgung, Krankenanstalten) sowie 
im Bauwesen (BIG, LlG) mittlerweile fast ausschließlich von ausgegliederten Einheiten, die nicht mehr in der öffentlichen 
Sektor Statistik aufscheinen, erbracht und über Leasing (Sachaufwand), Verrnögenstransfers an die ausgegliederten Einhei­
ten und/oder durch außerbudgetäre Schuldaufnahmen finanziert.35 Allerdings signalisieren Spezial untersuchungen, wie der 
jäMiche Gemeindefinanzbericht des Sparkassenverbandes, jedoch auch, dass die Rückführung der Budgetdefizite zu einer 
Einschränkung der Investitionstätigkeit geführt haben dürfte. 

31 Unler dem Begnff wQualiUU und langfristige Tragfahigkeit der öffentlichen Flnanz"en· wird eine stabilitltsorientferte. beschaftigongs- und 
wachstums fördernde Fiskalpohtik verstanden (siehe dazu u. a. Empfehlung der Kommiss ion fOr die GrundzOge der W irtschaftspolItik der 
Mitgliedslaaten und der Gemeinschaft Im Jahr 2002; ECFINI210102. Bf1lssel. 24.4,2002). 

32 Beamtenpensionen einschließlich der Zahlungen von Familienbeihilfen im Rahmen der Selbsttragerschaft. 
33 Im Jahr 2001 betrug der Aufwand JOr die F'amilienbeihilfen 2,7 Mrd EUR, die ArbeltslosenunterstCtzung 1.5 Mrd EUR. das Karenzgeld 0.5 

Mrd EUR und fOr das Pflegegeld 1,3 Mrd EUR (auelle: BMF; Osterreichische WirtSChafts- und Budgetzahlen 2001/2002. Februar 2002). 
34 SeIt der EinfOhrung der ..leistungsbezogenen Krankenanstaltenfinanzierung" im Jahr 1 997 kaufen die Landes-Krankenanstaltenfonds, die 

zum Subsektor wlande(' bzw, t>ei Wten zum Subsektor "Gemeinden" zahlen, die SpitalsleiSlungen der Krankenanstalten ein, Oie Kran-­
kenallstalten Sind seitdem Marktproduzenten (ProduktionserlOse decken mehr als 50% der Produldionskosten) und z.ählen zunehmend 
nIcht mehr zum OffenU)c;hen Sektor (Krankenanstalten In Form von Betriebsgesell$chaften sind als Einheiten des Unternehmenssektors 
klasslfitiert), 

35 Siehe dazu Anhang A7: Langfristige Verbindlichkeiten von Untemehmen des Bundes und von marktbesUmmten Betrieben der Gemein­
den. 
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Tabelle 11: Struktur der Staatausgaben und Staatseinnahmen 1997 bis 2001 (konsoIile+t) 11 

1997 1998 1999 2000 2001 n 
ESVG- Ausgaben-und 

Codes EinnahmenkategorIen 1n Mio Anleil in MiO Anleil In Mto Anteil In Mio An teil In Mi<> Anteil 

EUR In% EUR In% EUR In% EUR In % EUR In % 

Ausgaben 

P2 Vorleistungen 10.118 10.2 10.819 10,5 11 .645 10,9 11.430 10,6 10.761 9,7 

01 Arbeitnehmerenlgeil 20.953 21 ,2 21.553 20,9 22.398 21,0 22.923 21 ,2 21.837 19,8 

02+05 Gezahlte Steuem 3) 477 0.5 514 0,5 500 0,5 647 0.6 579 0,5 

Summe Sach- und Personalautwand 31 .549 32,0 32.886 31,8 34.543 32,4 35.000 32,3 33.177 30,0 

062 Monetare SOZialleistungen 34.556 35.0 35.272 34.1 36.829 34.6 38.316 35.4 39.354 35.6 

0631 SoziaJe Sachleistungen .) 8.549 8.7 8.978 8.7 9.277 8.7 9.547 8.8 9.744 8.8 

0 7 Sonsbge laufende Transfers ' I 4.563 4,6 5.173 5,0 5.457 5.1 5.326 4.9 4.917 4.4 

Summe Transfers an prlv. Haushalte 47.668 48,3 49.424 47,8 51 .662 48,4 53.189 49,1 54.016 48,9 

03 Subventionen 4.678 4.7 5.267 5.1 5.068 4.8 5.014 4.6 5.938 5.4 

09 VermOgenstransfers 1) 4.019 4.1 4.789 4.6 4.788 4.5 5.210 4.8 7.330 6.6 

Summe Transfers an Marktproduzenten 8.697 8,8 10.057 9,7 9.856 9,2 10.224 9,4 13.268 12,0 

04 Zinsen fOt die Staatsschuld 51 7.331 7.4 7.404 7.2 7.201 8.8 7.580 7.0 7.439 6.7 

P5 Bruttoinvestltionen 3.588 3.6 3.528 3,4 3.441 3,2 3.155 2.9 2.731 2.5 

K2 
Nettozugang an nichtproduzjet-

-116 -0.1 34 0.0 -SO 0,0 -898 ·0.8 -91 ·0.1 
len VermogensgOlern 8J 

Summe Sonstige Ausgaben 10.803 10 ,9 10.966 10,6 10.592 9,9 9.837 9,1 10.079 9,1 

Ausgaben Insgesamt 98.717 100,0 103.332 100,0 106.553 100,0 108.250 100,0 110.539 100,0 

Ei nnahmen 

02 Produklioos- und Imponabgaben 27.127 28.5 28.313 28.7 29.546 29.0 30.234 28.8 31 .101 28.2 

0 5 Einkommen· und VermOgensl. 24.616 25.9 25.9SO 26.3 26.340 25,9 27.433 26.2 32.113 29.1 

Summe Steuern 51 .743 54,4 54.264 55,1 55.886 54,9 57.667 55,0 63.214 57.3 

0611 TatsathHche SozIalbeiträge 27.935 29,4 28.887 29.3 29.936 29.4 30.818 29.4 31 .716 28.7 

0612 Unterstellte Sozialbeitrtg8 ,. 3.742 3 .9 3.874 3.9 4.004 3.9 4.200 4,0 4.317 3.9 

Summe Sozialbeitrage 31.677 33,3 32.762 33,2 33.940 33,3 35.018 33,4 36.033 32,7 

Pl1+PI2 
ProdukbOnseriOse 11 5.878 6.2 6.215 6.3 + P1 31 5.802 5,7 6.040 5.8 4.873 4.4 

D4 VermOgenselnkommen 2.645 2.8 2.34 1 2.4 2.669 2.6 2.692 2.6 3.115 2.8 

07+0 9 Transfers Iitl 3.122 3.3 2.987 3.0 3.552 3,5 3.435 3.3 3.126 2.8 

Sum me Sonstige Einnahmen 11 .646 12,2 11 .543 11 ,7 12.023 11 ,8 12.168 11 .6 11 .114 10 ,1 

Einnahmen insgesamt 95.066 100,0 98.568 100,0 101 .649 100,0 104.853 100 ,0 110.361 100,0 

Memorandum 

EOP D4 Zinsen tot die Staatsschuld 
7.075 7.154 6.955 7.234 7.133 

(nach Swaps) 

EOPB9 BudgelSaldo 10) -3.396 -4 .514 -4.457 -3.052 128 

1 ) Ohne Transrers zwischen den Offentnchen Rech.str. gern (intergovemmenta1e Transfers). 
2) Vorlauf.ge Daten 
3) Produktions- und Imponabgaben (02) und Elnkommen- und VermOgensleuem (05). 
4) Von Marktproduzenten erbrachte soziale Sachleistungen. Oie Obrigen sozialen Sachleistungen sind In P2 (Vorleistungen) enthalten. 
5) Zmsaufwand 10r die Staatsschuld ohne 8erOcksichtigung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus WAhrungstauschvertrtgen 
6) Erwerb minus Verkauf von Uegenschaften. 
7) Unterstellter PensJonsbelttag des Staates tot dte Beamten. 
8) Marl<lproduklion (PlI ). NlChtma rl<tproduklion (PI 2) und Zahlungen fOr 50nstlge Niclltmarklproduzenlen (PI31). 
9) Sonstige laufende Transfers (07) und VelTnOgenstransfers (09) ohne inlergovernmentafe Transfers. 
101 Budgetsaldo unter Bertlcksichugung der Forderungen und Vetbindlk;hke~en aus Wahrungstausehvertrlgen. 
Quelle ' StatisHk Austri. - Volk$w;~sehal\JicII. Ges. mlrechnungen (Sland: MJ rz 2002). 
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Die jüngsten institutionellen Veränderungen im Sektor Staat (Ausgliederungen von Krankenanstalten. Errichtung von LlG) 
tragen maßgeblich dazu bei. dass für das Jahr 2001 ein Rückgang der Personalkosten erwartet wird und sich im Jahr 2001 
der %·Anteil der ,Arbeitnehmerentgelte' (Bruttolöhne und -gehälter einschließlich Sozialversicherungsbeiträge) an den 
Gesamtausgaben des Staates vergleichsweise deutlich von über 21 auf unter 20% vermindert. Parallel dazu dürften die lan· 
des· und Gemeindeebene höhere" Vermögenstransfers' (Investitionszuschüsse in Form von Sachtransfers oder Geld) . 
zumindest vorübergehend· zu leisten haben. Die eingeleiteten effizienzsteigemden Maßnahmen im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung der Gebietskörperschaftenlö im Jahr 2001 werden sich auf die Ausgabenentwicklung erst sukzessive positiv 
auswirken. 

Auf der Einnahmenseite tragen entscheidend die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge zur Finanzierung der öffentli· 
chen Ausgaben bei. Sie decken in Summe rund 88 bis 90% aller Einnahmen des Staates ab. Bei den .Steuern· mit einem %. 
Anteil von rund 55 bis 57% der öffentlichen Gesamteinnahmen können zwei Hauptgruppen unterschieden werden: 

• die .Produktions· und Importabgaben" (indirekte Steuem). die Gütersteuem. wie z. B. Umsatzsteuer. Mineralölsteuer. 
Tabaksteuer. Versicherungssteuem ebenso wie so genannte .sonstige Produktionssteuem' (Dienstgeberbeiträge zum 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfe. Kommunalsteuer) enthalten sowie 

• die .Elnkommen· und Vermögensteuern' (direkte Steuern). zu denen vor allem die Lohnsteuer. die veranlagte Ein­
kommensteuer. die Körperschaftsteuer und die Kapitalertragsteuem zählen.31 

Obwohl es in Österreich mehr als 100 Steuerarten gibt. beträgt der Anteil der hier separat angeführten zehn Steuerkategorien 
in etwa 90% der direkten und indirekten Steuem. Die weitaus größte Einzelsteuer ist die Umsatzsteuer. die rund die Hälfte 
der indirekten Steuern ausmacht.38 Im Zeitvergleich verlieren die indirekten Steuern zugunsten der direkten Steuern an Be· 
deutung und dürften nach derzeitigen Berechnungen im Berichtsjahr 2001 mit einem %·Anteil von 28% an den Gesamtein· 
nahmen unter jenen der direkten Steuem mit 29% zu liegen kommen. Allerdings war das Steueraufkommen der direkten 
Steuem - wie bereits erläutert - in Folge von Sondereffekten (Vorauszahlungen. Anspruchsverzinsung) im Jahr 2001 aty· 
pisch hoch. Mit einer Fortsetzung dieser Entwicklung ist im Jahr 2002 daher nicht zu rechnen. 

Zu den Steuern im weiteren Sinn bzw. den Abgaben zählen die Sozialversicherungsbeiträge mit einem %·Anteil an den 
Gesamteinnahmen von rund 33%. In ihnen sind die .tatsächlichen Sozialbeiträge' der Arbeitgeber und Arbeitnehmer (v. a. 
Pensionsbeiträge. Krankenversicherungsbeiträge. Unfallversicherungsbeiträge) und die .unterstellten Sozialbeiträge' ent· 
halten. Letztere Einnahmenkategorie umfasst die unterstellten (nicht tatsächlich zu leistenden) Dienstgeberbeilräge des Staa· 
tes für die 8eamtenpensionen und die direkt ausbezahlten Familienbeihilfen im Rahmen der Selbstträgerschaft der Gebiets· 
körperschaften. Der Antei l der .Sozialversicherungsbeiträge· an den Gesamteinnahmen geht im Berichtsjahr 2001 . im Ge­
gensalz zu den .Steuern' • zurück (Steuern: 2000: 55 .0%; 2001 : 57.3%; Sozialversicherungsbeilräge: 2000: 33.40/0; 2001 : 
32,7%). Während sich bei den Sozialversicherungsbeiträgen die markante Konjunktureintrübung und ihre negativen Auswir· 
kungen auf dem Arbeitsmarkt 2001 widerspiegeln. wurden diese negativen ökonomischen Einflussfaktoren im Bereich der 
Steuern durch diskretionäre Maßnahmen überlagert. 

Weitere Finanzierungsquellen stellen .Produktionserlöse' (Leistungsentgelte). ,Verrnögenselnkommen' (Zinsen. Dividen· 
den. Konzessionsentgelte) sowie .Transfers· (z. B. Studiengebühren. Gerichtsgebühren) des Staates dar. die gemessen an 
ihrem %·Anteil an den Gesamteinnahmen jedoch vergleichsweise unbedeutend sind. Innerhalb dieser als .sonstige Elnnah· 
men' bezeichneten Gruppe mit einem Anteil von 10 bis 12% sind die .Produktionserlöse· (v. a. Entgelte für Dienstleistun· 
gen. wie beispielsweise Spitalsleistungen. Pflegeheime oder kommunale Versorgungseinrichtungen) jene. die den höchsten 
Finanzierungsbeitrag liefern. Ihr Anteil nimmt auf Grund der Ausgliederungen mal1ltnaher Einheiten mit relativ hohem Kos· 
lendeckungsgrad jedoch sukzessive ab (%·Anteil an den Gesamteinnahmen 1997: 6%; 2001: 4%). 

36 Verwallungsreformgesetz (Minisferralsbeschluss vom Ok'ober 200'. 8GBI. 6512002). 
37 Steuern , die auf VermOgenswerte in unregelmaßigen Abstanden eingehoben werden, sind als Subkategorie .VetmOgenswirksame Steu­

ern~ (ESVG4Code: 091) verbucht In Osterreich ist dies ausschließlich die Erbschafts- und Schenkungssteuer mit einem geringen Volu­
men von rund 0,2 Mrd EUR. 

38 EIne detaillierte Liste alle' Steuerarten und Aufkommen findet sich in W. StObler. Slatistische Nachrichten Heft 1112001: StatiStik Auslrla . 
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Die föderale Struktur der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben ist von der Tabelle 12 abzulesen. Sie zeigt, dass das 
Gewicht der einzelnen staatlichen Ebenen an den jeweiligen Ausgaben- und Einnahmenkategorien sowie an den Ausgaben 
und Einnahmen in Summe sehr unterschiedlich ist. Über den weitaus größten Anteil der öffenUichen Einnahmen und Ausga­
ben verfügt die Bundesebene mit einem ausgabenseitigen Gewicht von 45% und einem einnahmenseitigen Gewicht von 44% 
im Jahr 2001 . Die Ausgaben bzw. Einnahmen der Sozialversicherungsträger machen jeweils rund 27% der Gesamtausgaben 
bzw. -einnahmen aus. Das Gewicht der Länder (ohne Wien) deckt sich in etwa mit den Gemeinden (einschließlich Wien). Ihre 
Anteile belaufen sich ausgabenseitig auf 15 bzw. 14% und einnahmenseitig auf 16 bzw. 14%. 

Zwischen den vier Teilsektoren des Staates bestehen enge Verflechtungen, die sich empirisch durch das hohe Volumen an 
"intragovernmentalen Transfers" zeigen. Obwohl die Steueranteile der einzelnen Gebietskörperschaften, die im Finanz­
ausgleichsgesetz geregelt sind, direkt als Steuereinnahmen des jeweiligen Rechtsträgers (Empfängers) verbucht sind, de­
cken die intergovemmentalen Transfereinnahmen der Länder rund die Hälfte und jene der Gemeinden rund ein Fünftel der 
jeweiligen Gesamteinnahmen ab. Bei den Sozialversicherungsträgem bedingt insbesondere der Bundesbeitrag zu den Pen­
sionen eine intergovemmentale Einnahmenquote von mehr als 25%. Betrachtet man die Ausgabense~e, so wird ersichUich, 
dass im Wesentlichen die Bundesebene Leistungen finanziert, die von anderen öffentlichen Rechtsträgem erbracht werden 
(z. B. Landeslehrer, Wohnbauförderung, Bundesbeitrag zur Krankenanstaltenfinanzierung). Im Jahr 2001 erreichten die ge­
samten Transferzahlungen zwischen Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungsträgem rund 28 Mrd EUR, wovon 
rund 20 Mrd EUR auf Zahlungen des Bundes entfielen. Es bestehen allerdings auch umfangreiche Verflechtungen zwischen 
den Ländem und Gemeinden und hier in beiden Richtungen. Die intergovemmentalen T ransferzahlungen der Länder beliefen 
sich 2001 auf rund 3 Mrd EUR und jene der Gemeinden auf über 2 Mrd EUR. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Ausgaben- und Einnahmenstruktur des öffentlichen Sektors in ÖSter­
reich stark von diskretionären Maßnahmen sowie institutionellen Veränderungen geprägt ist. In Zusammenhang mit der .Qua­
litär der öffentlichen Finanzen signalisieren die vorliegenden Ergebnisse - neben den zu erwartenden ökonomischen und 
budgetären Implikationen, die sich durch die Verschiebung der Bevölkerungsstruktur ergeben - Herausforderungen in Bezug 
auf die Abgabenquote, den Verlauf der Bruttoinvestitionen sowie der Budgetentwicklung von ausgegliederten Einheiten. Eine 
Verstärkung der beschäftigungs- und wachstumsfördemden Elemente in den öffenUichen Budgets in Österreich erscheint 
ohne weitere Reformschritte im Bereich der öffenUichen Verwaltung mit einer Entflechtung der Zuständigkeiten und Kosten­
tragung kaum realisierbar. 
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, 

Tabelle 12: Struktur der Staatausgaben und Staatseinnahmen des Jahres 2001 nach Teil­
sektoren (unkonsolldlert) ' I 

ESVG· Ausgaben-und 
Bundesebene Landesebene Gemeinden SV·Trager Slaat 

Codes Einnahmenkategorien inMio Anteil In Mio Anteil In Mio Anteil In Mio Anteil in Mlo Am.1I 

EUR In% EUR In% EUR In% EUR In% EUR In% 

Au sgaben 

P2 Voneislungen 3.634 33.8 1.626 15.1 3.669 34.1 1.831 17.0 10.761 100.0 
01 ArbeltnehmerenlgeJI 9.866 45.2 5.911 27.1 4.648 21.3 1.412 6,5 21 .837 100.0 
02+05 Gezahlte Steuem " 164 28,3 135 23.4 235 40.5 45 7,8 579 100,0 

Summe Sach- und Personalaufwand 13.664 41,2 7.672 23,1 8.552 25,8 3.288 9,9 33.177 100,0 

062 Monetare Sozialteislungen 11 .748 29.9 1.826 4.6 1.573 4.0 24.207 61 .5 39.354 100.0 

0631 SOlJale Sachle1stungen JI 3n 3,9 2.871 29,S 937 9.6 5.559 57.1 9.744 100.0 

07 Sonstige laufende Transfers .) 2.439 49,6 986 20,1 937 19,1 555 11,3 4.917 100,0 

Summe Transfers an prl", . Haushalte 14.564 27,0 5.682 10,5 3.448 6,4 30.322 56,1 54.016 100,0 

03 Subventionen 3.1'3 52,4 1.341 22.6 1.412 23.8 73 1,2 5.938 100.0 

09 Vermögenstransfeß 4 j 3.725 SO.8 2.120 28.9 1.485 20,3 0 0.0 7.330 100.0 

Summe Transfers an Marklproduzenten 6.837 51 ,5 3.461 26,1 2.897 21 ,8 73 0,5 13.268 100.0 

Summe Intergovernmentale Transfers 19.720 70,3 2.916 10,4 2.301 8,2 3.122 11 ,1 28.059 100,0 

O' ZInsen für die Staatsschuld ~ 6.898 92.7 264 3.6 211 2.8 65 0,9 7.439 100.0 

P5 BruttotnvestibOnen 724 26,S 407 14.9 1.483 54.3 116 4,3 2.731 100,0 

K2 
Nettozugang an nlchtproduzier· 

-46 SO.7 23 ·24.8 .s7 74.1 0 0.0 ·91 100.0 
ten VermOgensgDtern " 

Summe SonJi tige Ausgaben 7.577 75,2 694 6,9 1.627 16.1 182 1,8 10.079 100,0 

Ausga b e n insgesam t 62.362 45,0 20.426 14,1 18.824 13,6 36.987 26,7 138.599 100,0 

El nnGlhm en 

02 Produktions- u. Importabgaben 22.387 72.0 2.554 8,2 6.160 19,8 0 0.0 31.101 100.0 

05 Einkommen- und VermOgenst. 23.362 72.7 4.222 13.1 4.530 14.1 0 0.0 32.113 100.0 

Summe Stltuern 45.748 72,4 6.776 10,7 10.689 16,9 0 0.0 63.214 100,0 

06" Talsachhche Sozialbetträge 5.369 16.9 345 1,1 394 1,2 25.608 80.7 31.716 100.0 

10612 Unterstellte Sozialbeltrage 1) 2.231 51,7 1.269 29,4 618 14 .3 200 4.6 4.317 '00.0 

Summe Sozialbeitrage 1.599 21 ,1 1.614 4,5 1.012 2,8 25.808 71 .6 36.033 100,0 

Summe Intergovernmentale Transfers 3.614 12,9 10.882 38,8 3.649 13,0 9.914 35,3 28.059 100,0 

P11+P12 Produkllonser1öse I) 389 8.0 1.467 30,1 2.319 41 ,6 698 14.3 4.813 100,0 
+ P131 

04 VermOgenseinkommen 1.748 56.1 366 11 .8 855 27 .5 145 4.1 3.115 100,0 

07+09 Transfers . ~ .. 1.762 56.4 520 16,6 554 17,7 291 9,3 3.126 100,0 

Summe Sonstige Einnahmen 3.899 35,1 2.353 21,2 3.128 33,5 1.134 10,2 11 .114 100,0 

E. l nn ahm en Insgesamt 60.861 44,0 21 .625 15,6 19.019 13,8 36.856 26,6 138.420 100,0 

Memorandum 

EOP04 Zinsen 10r die Staatsschuld 6.592 264 211 65 7.133 100,0 
(nach Swaps) 

EOPB9 8udgetsalda 10I ·1.195 1.199 254 ·131 128 100,0 

1 ) Vo~auroge Oaten 
2) Produktions· und Importabgaben (02) und Elnkommen- und VennOgensteuern (05). 
3) Von Marktproduzenten erbrachte soziale Sachleistungen. Oie Obr/gen sozialen Sachleistungen sind in P2 (Vorleistungen) enthalten 
4) Ohne Tfansaktionen zwischen den öffentlichen Rechtstragern (intergovernmentale Transfers), 
5) Zmsaufwand filr die Staatsschuld ohne BerOcksichtigung \'on derivativen Geschäften (Swaps). 
6) Erwerb minus Verkauf von Liegenschaften. 
7) Unterst'enter Pensionsbeitrag des Staates rof die Beamten. 
8) Marktproduktion (PlI), Nichlmarktproduktion (P 12) und Zahlungen für son.toge Nichlmarktproduzen'en (PI31). 
9) Sonsllge laufende Transfers (07) und VermOgenstransfers (0 9) ohne intergovernmentale Transfers, 
10) Budgetsaldo unter BerQck.sichtigung der FordellJngen und Verbindlichkeiten aus Wahrungstauschverträgen 
Quelle: Statistik Austna - Votkswutschaftliche Gesamtrechnungen (Stand: Marz 2002). 
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3.3 Schuldenentwicklung laut Maastricht 

Die Tabelle 13 illustriert die Überleitung von der Finanzschuld des Bundes über die Verschuldung der Länder und Gemeinden 
zum Verschuldungsbegriff der EU. Die wichtigsten Bereinigungen betreffen die Sektorabgrenzung und intergovemmentale 
Schulden (Verbindlichkeiten bzw. Forderungen zwischen den öffentlichen Rechtsträgem, die konsolidiert werden) . Währungs­
tauschverträge (Cross-Currency-Swaps, Forward-Rate-Agreements) sind seit dem In-Kraft-Treten der EU-Regelung (EU­
Verordnung über die Excessive Deficit Procedure vom 28. Februar 2000 (Nr. 47512000)) bei der Berechnung der öffentlichen 
Verschuldung zu berücksichtigen.39 

Tabe lle 13: Ableitung der öffentlichen Verschuldung 2000 und 2001 (in Mrd EUR) 

2000 2001 11 

Finanz.schuld des Bundes laut Bundesrechnungsabschluss 127,0 129,4 

+ SWAPoSchulden 10,9 13,5 

- SWAP-Forderungen 10,9 14,0 

- Eigene Bundestilei 6,3 7,5 

Bereinigte FInanzschuld des Bundes 120,7 121 ,4 

- Bundesanleihen im Besitz von öffentlichen Rechtstragem 3,1 2,6 

- Darlehen öffentlicher Rechtstrager 0,0 0,0 

+ Bundesfonds 21 1,1 0,9 

Versehuldung der Bundesebene 3 1 118,7 119,7 

Finanzschuld der Under ohne WIen 4,4 3,3 

-lander OarJehen 'Ion Offentlichen Rechtstrlgem 0,0 

- Landesanleihen im Besitz von Bundesfonds und SV-Trägern 0,0 

+ landesfonds 0,6 

+ Landeskammem 0,0 

Verschuldung der Landesebene I 1 5,0 3,9 

FInanzschuld der Gemeinden ohne Wien 9,6 

- Gemeinden. Darf@hen von öffentlichen Rechtstragem 0,0 

- Gemeinden. UA 85 (Beltiebe ... ) 5,7 

Verschuldung der Gemeinden ohne Wien 3,8 3,9 

FInanzschuld von Wien 2,0 

- Wien: FOr sonstige (nicht-öffentlIche) Rechtstriger 0 ,0 

- Wien: Darlehen von öffentlichen Rechlsträgern 0,0 

- Wien: UnlerabschnlU 85 (Betriebe . . ) 0,2 

Verschuldung von ~en 1,8 1,6 

+ Gemeindefonds 0,0 

Verschuldung der Gemeindeebene 1) 5,7 5,5 

Verschuldung der Sozialvers icherungstrige r 1) 0,9 1,0 

Öffentliche Verschuldung insgesamt 1 1 130,2 130,1 

1) Vortilufige Daten. teilweise geschätzt. 
2) Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds. Bundeswohnbaufonds. 
3) Ohne Verblndhcl'lkeiten und Forderungen gegen Ober öffentlichen Rechtstrilgern. 
Quelle: Statistik Austria . 

Bei den intergovernmentalen Schulden bzw, intergovernmentalen Forderungen in ÖSterreich handelt es sich zum einen 
um Da~ehensvergaben des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds (UWWF) und der Länder an die Gemeinden, zum anderen 

39 Oie hier und im Anhang A 2 ausgewtesenen Daten Ober die öffentliche Verschukjung entsprechen der aktuellen Rechtslage 
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um titrierte öffentliche Schuldtitel (v. a. Bundesanleihen aber auch Landesanleihen) im Besitz von öffentlichen Haushalten 
(v.a. Bund, UWWF, ERP·Fonds, Katastrophenfonds und Sozialversicherungsträger). Das Volumen an intergovernmentalen 
Verbindlichkeiten stieg in den letzten Jahren deutlich an. So wurden einerseits die Erlöse aus dem Verkauf von Darlehensfor· 
derungen des Umwelt· und Wasserwirtschaftsfonds an den privaten Sektor, die in den Jahren 1996 bis 1998 stattfanden, 
überwiegend in Bundestiteln (Anleihen) veranlagt, und andererseits baute der Bund sein Asset·Portefeuilie an eigenen 
Schuldtiteln deutlich aus (siehe dazu Kapitel 4 Finanzschuld des Bundes). Im Berichtsjahr dürften die intergovemmentalen 
Verbindlichkeiten die Höhe von in etwa 10 Mrd EUR oder 8% des öffentlichen Schuldenslands erreicht haben. 

Tabelle 14: Entwicklung der öffentlichen Verschuldung nach Sektoren 1998 bis 2002 

Bundesebene Landesebene Gemeindeebene Sozialversicherungs- Staat 

(ohne Wien) (mit Wien) 
<.. 

träget 

in Mrd In % de. in Mrd In % des in Mrd In % des in Mrd In % des in Mrd in % des 

EUR BIP EUR BIP EUR BIP EUR BIP EUR BIP 

1998 110.1 58.0 5.0 2.6 5.7 3.0 0.6 0.3 121 .' 63.9 

1999 116.4 59.2 4.9 2.5 5.6 2.8 0.7 0.3 127.5 64.9 

2000 118.6 57 .9 5.0 2.4 5.7 2.8 0.9 0.' 130,2 63.6 

20Q1 n 119,6 56,8 3,9 1,9 5.5 2,6 1,0 0,5 130,1 61,7 
2002 It, 130.1 60.3 

1) Vo~auf1ge Daten. 
2) SChatzung: BMF. 
Quelle: Budgetäre Notifikation vom Februar 2002; BIP 2001 und 2002: WIFO·Prognose vom April 2002. 

Die öffentliche Verschuldung in Österreich im Sinne von Maastricht dürfte sich im Berichtsjahr - erstmals wieder nach 
1997 • in abSOluten Zahlen vermindert haben. Sie erreichte Ende 2001 nach vorläufigen Ergebnissen 130,1 Mrd EUR und lag 
damit um 0,2 Mrd EUR unter dem Vergleichswert des Vorjahres. Davon entfielen 119,6 Mrd EUR oder 92,0% auf die Bun· 
desebene, die neben der Verschuldung des Bundes die Verbindlichkeiten des UWWF, des Bundeswohnbaufonds und des 
Insolvenzausgleichsfonds entl1ält. 9.4 Mrd EUR oder 7,2% auf Länder und Gemeinden und 1,0 Mrd EUR oder 0.8% auf Sozi· 
al versicherungsträger. Die rückläuflQe Entwicklung im Jahr 2001 geht auf Maßnahmen der Länder einschließlich Wiens im 
Verrnägensbereich zurück (siehe Abschnitt 3.2). Zudem war auch der Finanzierungsbedarf des Bundes 2001 geringer als der 
Maastricht·Budgetsaldo. So legte EUROSTAT nach einem Prüfprozess im Jänner 2002 zwar fest, dass Immobilienver1c.äufe 
des Bundes an die Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) nicht als ein Verkauf auf dem Markt anzusehen sind und daher als 
keine defizitmindemden Transaktionen gemäß ESVG 95 bzw. Maastricht verbucht werden dürfen. Diese nicht defizilmindern· 
den Erlöse im Jahr 2001 in Höhe von 0,8 Mrd EUR oder 0,4% des BIP reduzierten jedoch die Zunahme der Verschuldung 
des Bundes ebenso wie buchmäßige Nettokursgewinne bei der Finanzschuld (siehe Abschnitt 4.1.3) in Höhe von 0,4 Mrd 
EUR oder 0,2% des BIP. 

Dem im Maastricht·Vertrag geforderten rückläufigen Verlauf der Verschuldungsquote (Anteil der öffentlichen Verschuldung 
am BIP) wurde wie bereits im Jahr 2000 auch im Berichtsjahr entsprochen. Nach einer beachtlichen Verminderung der Ver· 
schuldungsquote von 69,2% des BIP Ende 1995 auf 63,9% des BIP Ende 1998, die durch zusätzliche Maßnahmen im Ver· 
mägensbereich40 und durch Umslrukturierungen4' unterstützt wurde, sUeg die Verschuldungsquote des Gesamtstaates im 
Jahr 1999 auf 64,9% des BIP und konnte bis Ende 2001 • nach vorläufigen Ergebnissen - auf 61 ,7% des BIP rückgeführt 

werden42. 

40 Zum Beispiel: Veraußerung der Bundesbeteiligungen an der Creditanstatt AG. 
41 Ausgliederung eier ASFINAG, der GebDhrenhaushatte und Verkauf von Darlehensforderungen des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds 

an den privaten SeklOl_ 
42 F(i r den Anstieg der Verschuldungsquole im Jahr 1999 waren insbesondere die hohen buchmaßlgen Kursverluste der FinanlSchuld des 

Bundes von 2.2 Mrd EUR Inkllge der Aufwertung des JPV verantwortlich. 
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4 FINANZSCHULD DES BUNDES 

Das folgende Kapitel analysiert die Verschuldung des Bundes. Informationen über die Finanzierungsaktivitäten im Jahr 2001 , 
über die Verschuldungsstruktur sowie über den Zinsaufwand der Verschuldung sollen Einblick in die Debt-Management­
Ausrichtung des Bundes geben und eine Einschätzung des Risikoprofils des Schuldenportefeuilles43 insbesondere auch im 
Hinblick auf die Zinssensitivität ermöglichen. Die Finanzschuld des Bundes macht über 90% der gesamten öffentlichen Ver­
schuldung im Sinne von Maastricht aus. Strukturdaten über die Verschuldung des Bundes liefern daher auch wichtige Hin­
weise über die Finanzierungsstruklur der öffentlichen Gesamtverschuldung in Österreich. Zeitreihen zu Indikatoren der 
Finanzschuld des Bundes sind im Anhang des Berichts enthalten (A3 bis A7). 

Die hier präsentierten Ergebnisse basieren auf Datenquellen, die nach nationalen (administrativen) Verbuchungsvorschriften 
erstel~ wurden. Sie weichen von jenen, die den EU-Regeln zur Ermittlung der öffentlichen Verschuldung folgen, leicht ab 
(siehe dazu Kapitel 3.3, Tabelle 13: Ableitung der öffentlichen Verschuldung 2000 und 2001). 

4 .1 Entwicklung und Schuldenstand Ende 2001 

4.1 .1. Finanzierungsinstrumente und Gläubigerstruktur der Finanzschuld insgesamt 

Die Finanzierungsaktivitäten des Bundes können im Berichtsjahr 2001 trotz einer geringen Zunahme der Verschuldung als 
rege bezeichnet werden. Sie werden immer stär'Ker zur Feinsteuerung des Schuldenportefeuilles (Portfoliomanagement) in 
Bezug auf Laufzeit, Verzinsungsmodalität und Währungsstruktur eingesetzt und beschränken sich nicht auf die Deckung des 
erforderlichen Kapitalbedarfs (Neufinanzierungsbedarf und Refinanzierungsvolumen auf Grund von Tilgungen). Dies zeigt 
sich insbesondere im Anstieg der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Swap-Verträgen (Tabelle 17), aber auch in den 
relativ hohen Konversionsvolumina (Tabelle 16) und bei der dynamischen Entwicklung des Asset-Portefeuilles an eigenen 
Schuldtiteln. 

Die bereinigte Finanzschuld des Bundes" (ohne Eigenbesitz) stieg im Jahr 2001 um 0,7 Mrd EUR oder 0,6% und erreich­
te damit zu Jahresende die Höhe von 121,4 Mrd EUR oder 57,6% des BIP (2000: 120,7 Mrd EUR oder 58,9% des BIP). Der 
Anteil der Fremdwährungsschuld betrug Ende 200113,3% (2000: 13,9%). 

Der Zuwachs der Finanzschuld des Bundes weicht aus methodischen Gründen (zeitliche AbgrenzungsuntersChiede, Bewer­
tungsänderungen bei der Fremdwährungsschuld, Kassenbestandsveränderungen) vom Nettodefizil des Bundes im Sinne 
des BHG" in der Regel etwas ab. Das Neltodefizit belief sich im Berichtsjahr auf 1,4 Mrd EUR. Die Abweichung von der 
ausgewiesenen Schuldzunahme in Höhe von 0,7 Mrd EUR betrug somit -0,7 Mrd EUR und war auf buchmäßige Kursgewin­
ne, die den SChuldenstand im Jahr 2001 um 0,4 Mrd EUR reduzierten, und auf die Inanspruchnahme von ultimoübergreifen­
den Transaktionen's zurückzuführen. 

Das Assel-Portefeuille an eigenen Schuldtiteln (Bundesanleihen, Bundesschatzscheine) expandierte abermals kräftig 
(2001 : +1,2 Mrd EUR; 2000: +1 ,4 Mrd EUR). Der Bund behält sich bei jeder Emission eine Eigenquote zurück und kauft dar­
über hinaus illiquide Bundesanleihen zurück. Der Besitz des Bundes an eigenen Papieren wird für Pensionsgeschäfte'7 (Re-

43 Rislkograd des Schuldenportefeuilles in Bezug auf Marktpreisrisiken, KreditrisIken, LiqukHtAtsrisiken und operationale RISiken. der inrolge 
der Sonderstellung des Staates auf den Finanzmlrkten gk!ichzeitig auch in Bezug auf systemische Finanzmar1ctti.siken von Relevanz 1st 

44 Flnanzschukl des Bundes im Sinne des BHG unter Einschluss der WAhrungstauschvertr3ge und abzOghch der m eigenen BeSitz befind­
lichen Schukfl<ategorien. 

45 BundeshaushansgeselZ 198610 der geltenden Fassung. 
46 Höhere Kassenveranlagungen Ober cten Jahresultmo m Wege von unechten Wertpaplerpensions- und WertpapIerleihegeschärten und 

Konversionsaulnahmen ZUI Tilgung im F~geJahr, 
47 Unter Pensionsgeschaften versteht man die befristete Obertragung von Wertpapieten des Penslon~ebers an den Pensionsnehmer Oer 

PensIonsgeber erhalt für die Dauer des Pensionsgeschäfts liquiditAl im Wert der Anleihe, wahlend de, Pensionsnehmel im Gegenzug 
eine mit dem Wertpapier abgesicherte Veranlagung zu Gektmarktkonditionen tätigt. Echte Pensionsgeschäfte sind in der Bilanz des Pen­
sionsgebers. unechte In der Bilanz des Pensionsnehmers auszt.rWeisen. 
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po-Geschäfte), für Wertpapierfeihegeschäfte48 sowie für die Marktpnege herangezogen. Insgesamt erreichte Ende 2001 das 
Asset·Portefeuilie de.s Bundes an eigenen Schuldtiteln 7,5 Mrd EUR. Der in der Tabelle 1 ausgewiesene Betrag von 128,9 
Mrd EUR für die Finanzschuld stellt die Verschuldung des Bundes einschließlich dieser im eigenen Besilz befindlicher Bun· 
despapIere dar. 

Tabelle 15: Bereinigte FInanzschuld 2001 nach Schuldformen 'j 

Stand 31 .12.2000 Zunahme J) Abnahme ~ Nettoverlnderung Stand 31 .12.2001 

In Mio EUR %·Anl In MloEUR In Mio EUR In% In Mlo EUR %·Anl 

Euroschuld 

Anleihen 79796 66.1 11 .015 5.278 +5.737 +7.2 85532 70.' 
Bundesobligallonen 856 0.7 617 12 +605 +70.7 ,.6, 1.2 
Bundessdlatz.sdleine 5241 ' ,3 5.050 8.706 ·3.656 -69.8 1585 1.3 

Titrierte Euroschuld 85.892 71 ,2 16.682 13.996 +2 .. 686 +3,1 88.578 73 ,0 

Versicherungsdar1ehen 8928 7,' 0 627 -627 ·7.0 8302 6,8 

Bankendar1ehen 9.161 7,6 170 992 ·822 ·9,0 8.339 6,9 

Sonstige KredIte 2 0,0 283 283 .() · 16.' 2 0,0 

Nicht titrierte Euroschuld 18.092 15,0 453 1.902 ·1 .449 ~,O 16.642 13,7 

I Eurosehuld 103.984 86,1 17.135 15.898 +1 .236 +1,2 105.220 86,7 

Fr. mdwl h ru n 95 5ch uld· 1 

Anleihen 14717 12,2 1.896 2.257 ·361 ·2,5 14356 11 ,8 

Schuldverschreibungen 892 0,7 7 95 ~7 ·9,8 805 0,7 

Titrierte FremdwJhrungsschuld 15.609 12,9 1.903 2.352 -448 ·2,9 15.161 12,5 

Kredite und Oariehen 1.113 0,9 0 81 ·81 ·7,3 1.032 0,8 

I F remdwlhrungsschuld 16.722 13,9 1.903 2.433 ·529 ·3,2 16.193 13,3 

F I nanzschuld bera l nlgl 120.705 100,0 19.038 18.331 +707 +0,6 121.413 100,0 

In Y. d. s BIP 58,9 9,0 8,7 0,3 57,6 , 

Memorandum 

Elgenbesdz In EUR 6239 2.067 856 +1.212 +1 9,4 7 451 

Elgenbesdz in FremdwShrung 38 . 3 ·3 · 7,9 35 

E/genbe.s/rz fnsges.mt 6.277 2.067 858 +1.209 +19,3 7.486 

Euroschu/d ml<lu51V8 El98nbesitz 51 110223 86,8 19202 16754 +2.448 +2,2 112671 87,4 

FW·Schuld mklusfVfI Eigenbesitz ~ 16760 13,2 1903 2436 ·532 ·3,2 16228 12,6 

Fin,nzschuld Inklusive Eigenbesitr' 126.983 100,0 21 .105 19.189 +1.916 +1,5 128.898 100,0 

t) Flnanzsehulden unler BerOckslChhgung der Cross·Curreney·Swaps (CeS). des E~enbesltzes SOWIe der Forderungen gegenOber Rechts-
Iragem zu Nominalwerten, FremdwJhrungssehuld bewertet zum Oevisenmlttetkurs des jeweiligen JahresultImos. MonaUiche Informatio-
nen sind auf der Intemet·Homepage der Osterrek:hlschen Bundesfinanzierungsagentur zu finden lhtlp'llwww oebfa ,CQ all. 

2) Aufnahmen. KonverSIOnen, nachtrtgliche Transaktionen und Kursver1uste 
3) Tilgungen, KonverSIOnen, naehtrlgltehe TransaktIOnen und Kursgewinne 
4) Auf NlChl-WWlJ..WJhrungen lautende Flnanzschutden 

1,5) EigenbeSItz. om _nen Besitz beHndl1che Bundesschutdkategorien. 
OueUe' BMF und eigene Berechnungen (soweit keine anderen Quellen ang~eben smd. gilt dieS f(l r alte T8bel~n In Kapitel 4) 

48 Bel der Wertpapieneihe werden Wertpapiere fOr einen befnsteten Zeitraum gegen ein Nutzungsentgelt Oberlassen, die Obertragungsvor­
gänge des Wenpapiers erfolgen allerdings ohne Zahlungen 

36 

I 

III-52 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Bericht 2001 (gescanntes Original)40 von 106

www.parlament.gv.at



Grafik 7 

Entwicklung der bereinigten Finanzschuld des Bundes 
1997 bis 2001 

in Mrd EUA 
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liquiditätsfördemden Maßnahmen des Debt-Managements und generellen Rahmenbedingungen - auch Folge des strikten 
Konsolidierungskurses der Bundesregierung gewesen sein. Insgesamt scheinen die Teilnehmer auf den Finanzmärkten al­
lerdings geringere Bonitäts- als Liquiditätsunterschiede innerhalb der WWU-Staaten zu sehen, so dass die Zinsabstände 
zwischen den WWU-Staaten bislang primär von finanzmarktrelevanten Faktoren geprägt waren. 

Tabelle 16: Zunahme und Abnahme der FInanzschuld 2000 und 2001 ') (In Mio EUR) 

Zunahme Abnahme 

2000 2001 2000 2001 

Aufnahmen 16.611 12.771 Tilgungen 12.210 10.310 

Konversionen 9.718 8.117 Konversionen 9.373 8.109 

ROckkauffinanzierungen 1.105 - ROck.kauffinanzierungen 1.105 -
NachträglIChe Transaktionen mit Nachttagliche Transaktionen mit 

492 90 - -
Rechtslrlgern RechtstrIgern 

OevisenterrmngeschAfte ~ -186 - OevlsentermingeschAfte 2) -13 25 
NaChträgliche ces und WB ') 5 1 NacnlrAgliche ces und WB " - -
Kursverluste . ) 433 216 KUfSgewinne 4) 373 655 

Summe 27.686 21.105 Summe 23.540 19.189 

1) Inklusive Eigenbesitz von Bundesschuldkategorien. 
2) TransaktJonsvolumlna zu Nominalwerten. 
3) Umschuldungen von bestehenden Verbindlichkeiten durch Cross·Currency-Swaps (netto) und Wertberichtigungen . 
4) Buchmißige Bewertung 

Die Veränderung der einzelnen Komponenten der Finanzschuld weisen zwar im Berichtsjahr merklich geringere Volumi­
na als in der Vergangenheit auf, bewegen sich aber weiterhin auf hohem Niveau: Die reinen Schuldaufnahmen (ohne Kon­
versionen und nachträgliche Transaktionen) des Bundes beliefen sich im Jahr 2001 auf 12,8 Mrd EUR und lagen um 3,8 Mrd 
EUR oder 23,1 % unter dem Vorjahreswert. Tilgungen erfolgten im Ausmaß von 10,3 Mrd EUR (2000: 12,2 Mrd EUR). Auch 
das Konversionsvolumen verminderte sich infolge der geringen Inanspruchnahme von kurzfristigen Finanzierungen (Bundes­
schatzscheinen) von über 9 Mrd EUR (Zunahme 9.7 Mrd EUR; Abnahme 9,4 Mrd EUR) im Jahr 2000 auf 8,1 Mrd EUR im 
Jahr 2001 . Zur Umstrukturierung bereits aus haftender Verbindlichkeaen des Bundes wurden neben den Konversionsverein­
barungen abermals auch nachträgliche Währungstauschverträge (Cross-Currency-Swaps und Zinsswaps) sowie Devisen­
termingeschäfte zur Absicherung von Wechselkursrisiken abgeschlossen. Das Neuvolumen an nachträglichen Cross­
Currency-Geschäften betrug im Jahr 2001 1,8 Mrd EUR, jenes an Devisentermingeschäfte 0,4 Mrd EUR.57 Wertpapierruck­
käufe wurden im Gegensatz zum Vorjahr nicht getätigt. 

Eine äußerst dynamische Entwicklung verzeichnete abermals der Bestand an Forderungen und Verbindlichkeiten aus 
Währungstauschverträgen5ll • Der Einsatz von Swaps erhöht die Flexibilität des Debt-Managements (Anpassung der Ver­
SChUldungsstruktur im Hinblick auf Zins- und Wechselkursentwicklungen, Nützung von ArbitragemÖQlichkeiten. Steuerung der 
durchschnittlichen Kapitalbindungsdauer (Duration59) des Schuldenportefeuilles losgelöst von den Schuldaufnahmen) und 
wird seit der WWU insbesondere auch dazu genützt, die Zinszahlungsstruktur in EUR zu diversifizieren. Ende 2001 er­
reichten die Verbindlichkeiten aus Cross-Currency-Swaps ein Nominalvolurnen von 13,5 Mrd EUR (2000: 10,9 Mrd EUR) und 
der Nominalwert der Zinsswaps 16,3 Mrd EUR (2000: 8,4 Mrd EUR). Zwar konzentrieren sich die Kapitalaufnahmen auf klas­
sische mittel- bis langfristige EUR-Bundesanleihen mit fixer Verzinsung, um den Mar1<tgegebenheiten im Euroraum zu ent-

57 Diese Betrage sind von der Tabene 16: Zunahme und Abnahme der Finanzschukl nk:ht ablesbar, werden jedoch regelmAßlg im Bundes· 
rechnungsabschluss (Tabellen C 7 2 und C .73) veröffentlicht Derivative Finanztransaktionen langtere., die Entwicklung der Finanz­
schukl nur in Form des Differentbetrages zwischen den Verbindlichkeiten und Forderungen aus derivativen Geschäften 

58 Einschließlich DevisentermingeSchäften. 
59 Oie Duration-Kennziffer berOckslchtigt auch die laufenden Zinszahlungen, entspricht bei einer Nullkuponanleihe der Restlaufzeit und dienl 

als KenngrOße (ur die ZlOssensitlvitat eines Porte(euiUes. 
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sprechen. Die Ausstattungsmerkmale dieser Bundesanleihen werden jedoch im Wege von Swaps zum Teil modifIZiert. Dabei 
tauscht der Bund vorwiegend Schuldkategorien mit fixer Verzinsung gegen Verbindlichkeiten mit variabler Verzinsung ein. Da 
Derivativgeschäfte (im wesentlichen Swaps, aber auch Devisentenmingeschäfte) prinzipiell mit einem zusätzlichen Risiko, 
nämlich dem Ausfallrisiko des Vertragspartners, behaftet sind, werden zur Reduktion dieses Risikos - neben strengen Aus­
wahlkriterien in Bezug auf die Bonität des Swappartners und Limitvorgaben - Swaptransaktionen seit dem Jahr 2000 mit 
Collaterals (Besicherungsinstrumenten) unterlegt Zudem ist, obwohl die Umsätze von Zinsswaps in den letzten Jahren auf 
den Finanzmärkten des Euroraums stark zugenommen haben und ein relativ liquider Markt entstanden ist, eine Rücksicht­
nahme auf die Liquidität der Märkte erforderlich. 

Tabelle 17: Forderungen und Verbindlichkeiten aus Cross-Currency-Swaps 2001 " 

Finanzschu'd Le.S. Verbindlichkeiten aus Forderungen aus Finanzscnuld (inklusive EB) n 

Stand 31.12.2001 CCS-VertrAgen (+) CCS-VertrAgen (- ) Stand 31.12.2001 

In Mio FVV In Mio EUR In "- In Mi<> FVV in Mi<> EUR In Mio FW In Mio EUR In MIo FVV In MioEUR In "-

USO 5164 5.859 43.9 120 136 5.264 5.995 - - -
CHF 3500 2.360 17.7 8.435 5.689 - - 11.935 8049 49.6 
CA{) 550 391 2.9 - - 550 391 - - -
JPY 461 .000 3.997 29.9 494 829 4.291 12.525 109 943.305 8179 50.4 

GBP 450 740 5.5 392 644 642 1.383 - - -

FW-5chuld 13.347 1000 10.759 7.878 16.228 100 0 

EUR 116.003 89.7 2.746 6.078 112.671 87.4 

FInanzschuld 129.350 100,0 13.505 13.956 128.898 100,0 

1) Unter BerOckslCht~uno der Forderungen gegenOber Rechtstrlgem zu Nominatwerten. 
2) InklUSIve EigenbeSItz von Bundesschutdkategonen. 

Die Verwirklichung der WWU ging mit einem Wegfan der traditionellen Rolle der heimischen Finanzintenmediäre als Hauptin­
vestoren für die Verschuldung des Bundes einher. Die Käufer der in EUR denominierten Bundesanleihen sind seit der WWU 
fast ausschließlich ausländische Primärhändler (Banken), die diese Papiere auch im Ausland (vorwiegend im WWU-Raum) 
platzieren. Von dem im Berichtsjahr emittierten Anleihevolumen des Bundes in Höhe von 13,0 Mrd EUR (ohne 10%­
EIgenanteil und einschließlich Rechtsträgerfinanzierungen) übernahmen über 95% die im BieterkonsorUum teilnehmenden 
ausländischen Primärhändler (2000: 87%). Weiters zeigten inländische Investoren auch auf dem Sekundänmarkt kein großes 
Interesse EUR-Bundesanleihen zu erwerben. Berücksichtigt man zusätzlich diese Sekundärtransaktionen, so erwarben aus­
landische Gläubiger 88% des Emissionsvolumens des Bundes im Berichtsjahr. Diese Entwicklung fördert zwar die Diversifi­
kation des Investorenkreises von österreichischen Bundespapieren, bedeutet aber gleichzeitig eine dynamische Entwicklung 
der Auslandsverschuldung des Bundes mit Auswirkungen auf die Ertragsbilanz der österreichischen Zahlungsbilanz (siehe 
dazu Kapitel 6.1 Finanzierungsströme ÖSterreichs mit dem Ausland) . Mit Jahresende 2001 befanden sich bereits 54,0% der 
Verbindlichkeiten des Bundes in EUR im Besitz von Ausländem (Ende 2000: 47,6%). Die Auslandsverschuldung des Bundes 
insgesamt - unter Einbeziehung der Fremdwährungsverbindlichkeiten, die traditionell von Ausländem gehalten werden - er­
reichte die Quote von 58,6% (Ende 2000: 52,8%). 
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Tabelle 18: Auslandsverschuldung des Bundes 1998 bis 2001 ("Io-Anteile') 

Titrierte F I nanzschuld N i cht tltr . Flnanzschuld Eu r 0- FW - Schuld 

Euroschuld FW-Schuld Summe Euroschuld FW-Schuld Summe Schu l d schu ld Gesamt 

1998 n 34.6 96.3 42.1 11 .1 97.1 15.0 29.9 96.3 37.0 

1999 46.6 94.7 53.4 12.5 100.0 17.9 40.8 95.1 47.8 

2000 54.0 93.0 58.8 12.7 100.0 17.6 47,6 93.5 52.8 

2001 " 60,0 94,0 64,1 16.9 100.0 21.6 54,0 94.4 58.6 

1) In ausländischem Besitz befindliche Verbindlichkeiten des Bundes gemessen an der Finanzschutd im engeren Sinn (vor Swaps) 
einsehl.eßhch Rechtstragerfinanzierungen Oie Quoten der Teilergebnisse liefem Informahonen Ober den Auslandsanteil der Je-
weiligen Kategorie. 

2) 1998 ROckrechnung: Euroschuld umfasst Verbindlichkeiten In EUR und In nationalen Währungseinheiten des EUR, Fremdwäh-
rungsschutd umfasst Nicht-WWU-Wahrungen. 

3) Vor13uflge Daten 
Quelle: OeNB - Oevisenstatistisches Meldesystem. 

4.1.2 Finanzierungsaktivitäten im Bereich der Euroschuld 

Die Struktur der Finanzschuld des Bundes in ÖSterreich verschob sich im Jahr 2001 trotz der deutlichen Abnahme des 
Bestandes an Bundesschatzscheinen weiter in Richtung titrierte Euroschuldformen. Von der bereinigien Finanzschuld des 
Bundes entfielen zu Jahresende 2001 auf EUR-Bundesanleihen 70,4% (2000: 66,1%) und auf alle titrierten Schuldformen 
in EUR 73,0% (2000: 71,2%). 

Von den im Berichtsjahr durchgeführten elf EUR-Bundesanlelheemissionen wurden zehn dazu genützt, bereits emittierte 
Anleihen unter Beibehaltung der Ausstaltungsmerkmale (Nominalzins sowie Zins- und Tilgungstermin) aufzustocken. Diese in 
den Voljahren bereits praktizierte Methode stellt einerseits eine kontinuierliche Marktpräsenz sicher und ermöglicht anderer­
seits die Generierung von möglichst hohen Umlaufvolumina. Zu Jahresende 2001 verfügte ÖSterreich über zehn Bundesan­
leihen mit ResUaufzeiten zwischen 3 und 26 Jahren, die ausstehende Volumina von 5 Mrd EUR oder mehr aufwiesen (Ende 
2000: 8 Bundesanleihen; Ende 1999: 3 Bundesanleihen). Die für Österreich sehr hohen Volumina stellen im Euroraum eher 
das untere limit dar. Der Umlauf von Anleihen in EUR (einschließlich WTV, ohne Eigenquote und ohne Rechtsträgerfinan­
zierungen) stieg mit 5,7 Mrd EUR oder 7,2% abermals deutlich stärker als die Euroschuld insgesamt, die um 1,2 Mrd EUR 
oder 1,2% ausgeweitet wurde. 

Für das Debt-Management waren im Berichtsjahr Geldmarktpapiere angesichts einer eher flachen Zinsstrukturkurve und der 
zunehmenden Möglichkeit, längerfristige Finanzierungsformen (Anleihen) durch Zinsswaps in Schuldformen mit Geldmarkt­
konditionen überzuführen, wenig attraktiv. Darüber hinaus zeigten die Investoren insbesondere im zweiten Halbjahr - trotz 
instabiler Rahmenbedingungen (Terroranschläge in den USA) - kein großes Interesse an Geldmarktpapieren. So wurde im 
Jahr 2001 der Bestand an Bundesschatzscheinen mit Finanzierungsformen, die vorrangig Laufzeiten von unter einem Jahr 
aufweisen, äußerst stark rückgeführt (-3,7 Mrd EUR oder -69,8%). Geldmarktpapiere (Austrian Treasury Bills (ATB 's)) wer­
den im Auktionsverfahren (ATB-Programm nach englischem Recht mit Hauptzahlstelle in London und Teilnahme von 4 öster­
reichischen und 6 ausländischen Banken) und in Form von Direktübemahmen begeben. Sie werden nicht nur in EUR son­
dern auch in Fremdwährungen (insbesondere in USD) emittiert, allerdings mittels Devisentermingeschäften (FolWard-Rate­
Agreements) übelWiegend in EUR-Verbindlichkeiten transferiert. Das aushaftende Volumen der Bundesschatzscheine belief 
sich Ende 2001 auf 1,6 Mrd EUR (Ende 2000: 5,2 Mrd EUR). 

Insgesamt betrug zu Jahresende 2001 die bereinigte Verschuldung in EUR (ohne Eigenbesitz) 105,2 Mrd EUR, wovon 84,2% 
auf titrierte Bundespapiere und 15,8% auf Kredit- und Dartehensverträge entfielen. 
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Grafik 9 

Währungsanteile an der bereinigten Finanzschuld des Bundes 
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4.1 .3 Finanzierungsaktivitäten Im Bereich der Fremdwährungsschuld 

Im Bereich der Fremdwährungsverschuldung des Bundes werden seit der WNU fällige Verbindlichkeiten durch Neuaufnah­
men im Regelfall lediglich refinanziert. Ausschlaggebend dafür sind sowohl die attraktiven Finanzmar'dgegebenheiten des 
Euroraums. die dem Bund ermöglichen. das breite Angebol eines internationalen Finanzmarktes in heimischer Währung zu 
nützen. als auch das Bestreben des Debt-Managements. das Wechselkursrisiko durch Limitvorgaben über die maximale 
Höhe der Fremdwährungsverschuldung in Grenzen zu ha~en. Die Strategie der Fremdwährungsfinanzierung ist grundsätzlich 
langfristig ausgelegt. Da Zinseinsparungen als Folge der niedrigen Nominalzinssätze jähr1ich (poientieIl) anfallen und über 
Zinseszinseffekte einen entsprechend hohen kumulierten Betrag ergeben. nimmt die Wahrscheinlichkeit. dass bereits erzielte 
Zinserspamisse infolge von ungünstigen Wechselkursrelationen aufgehoben werden. mit der Laufzeit der Verschuldung ab. 

Tabelle 19: Bereinigte Fremdwllhrungsschuld 1) Im .Jahr 2001 : Eurogegenwerte und Wäh­

rungsantelle 

Stand Nettoverlnderung Stand 

31 12.2000 Insgesamt davon durch 31 .12_2001 

inMio In Mio %-An- in Mio in" Aufnahmen! Bewerl1Jngs- In Mio In Mk> %-An-

FW EUR teil EUR Tilgung n linderung FW EUR teil 

CHF 11 .935.1 7.835.6 46.9 +213.2 +2.7 +0,4 +212.8 11935.5 8.048.7 497 

JPY 950128.5 8.886.3 53.1 -742.5 -8.4 -93.3 -649.2 939224.6 8 143.8 50.3 

FW-Schuld I) 16.721.9 100.0 -529.4 -3.2 -92,9 -436.5 16.192,6 100,0 

1) Unter BerOckstchligung der Cross-Currency..swaps, des Etgenbesitzes des Bundes SOIMe der Forderungen gegenOber Rechtstri-
gern, bewertet zum DeV\5enrTllttelkurs des jeweiUgen Jahresulbmos. 

2) ElnsehlleßJieh Konversionen. ROCkkauffinanzierungen und naehtrlgltchen Cross-Currency-Swaps, 

Tabelle 20: Wechselkurse Im .Jahr 2001 

Oevisenmittetkurs Oevisenmittelkurs Änderung 

29.12.2000 31 .122001 In% 

InEUR ,nEUR 

1 USO 1.07 1.13 +5.58 

1 CAD 0.72 0,71 -0,80 

1 GBP 1.60 1,64 +2.56 

100 CHF 65.65 67,44 +2.72 

100 JPY 0,94 0.87 -7.29 

Quene. OeNB, OBF A. 

Das Volumen an Fremdwährungsverbindlichkeiten (unter Berücksichtigung des Eigenbesitzes) erreichte Ende 200116,2 Mrd 
EUR (2000: 16,7 Mrd EUR). Die Veränderung des Bestands war im Wesentlichen das Ergebnis von buchmäßigen Netto­
kursgewinnen (O.4 Mrd EUR). Im Berichtsjahr waren buchmäßige Kursgewinne bei den JPY-Verbindlichkeiten in Höhe von 
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0,6 Mrd EUR zu verzeichnen, denen buchmäßige Kursverluste bei der CHF-Schuld von 0,2 Mrd EUR gegenüberstanden,sc 
Der Anteil der Fremdwährungsschuld an der bereiniglen Finanzschuld des Bundes insgesamt belief sich zu Jahresende auf 
13,3% (2000: 13,9%). 

Schuldaufnahmen erfolgten im Jahr 2001 primär in USO, die durch Einsatz von Währungstauschverträgen in CHF- und JPY· 
Verbindlichkeiten transformiert wurden. Der Anteil der CHF-Schuld an der bereinigten Fremdwährungsschuld nahm infolge 
der Kursverluste etwas zu , während sich jener der JPY·Schuld infolge der Kursgewinne verminderte. Die Quote der bereinig· 
ten Fremdwährungsschuld in JPY betrug zu Ende des Berichtsjahres 50,3% (2000: 53,1%). 

4.2 Fristigkeit der Finanzschuld 

Die Gestion des Laufzeitproftls der Verschuldung zählt neben der Auswahl des Verschuldungsinstruments, der Währungszu­
sammensetzung und der Verzinsungsart zum Kern der Portefeuillesteuerung. Eine nicht diversifizierte Fristigkeitsstruktur der 
Verschuldung führt zu einer Kumulierung der TIlgungserfordernisse und erhöht das Refinanzierungsrisiko. Das Refinanzie­
rungsrisiko besteht zwar bei entwickelten Finanzmärkten - wie den Euroraum - kaum darin, dass keine Kapitalaufbringung 
möglich ist, jedoch darin, dass Schuldaufnahmen bei ungünstigen Marktverhältnissen (bei hohem Marktzinsniveau oder 
Marktengpässen) erfolgen müssen. 

Tabelle 21: Durchschnittliche Restlaufzeit der Finanzschuld 2000 und 2001 'I 

2000 2001 

Stand 31 .12. ResUaufzel1 Stand 31 .12. Restlaufzeit 

In Mio EUR in Jahren In Mio EUR In Jahren 

Euroschl.lld 110.223 ~,9 112.671 5,7 

Fremdwälll'Ungsschuld" 16.760 4,7 16.228 4,7 

davon 

CHF 7.836 4,7 8.049 4.1 

JPY 8.925 4,7 8.179 5.2 

FInanzschuld 126.983 5,8 128,8.98 5,5 

1) Finanzschulden (inklusive Eigenbesitz) unler BerOcksichtigung der Cro5s·Currency·Swaps sowie der 
Forderungen gegenQber Rechtstragern, bewenet zum DevIsenmitteikurs des jeweiligen Jahresultimos. 

2) Auf NlchPNWU-W3nf\lngen lautende Finanzschuklen. 

Die durchschnittliche Restlaufzeit61 des gesamten Schulden portefeuilles (Finanzschuld des Bundes) lag Ende 2001 mit 
5,5 Jahren relativ deutliCh unter dem Vo~ahreswert von 5,8 Jahren. Ausschlaggebend dafür war primär die gewählte Fristig­
keitsstruktur der EUR-Anleiheemissionen62, die im Berichtsjahr den überwiegenden Teil des gesamten Finanzierungsvolu· 
mens abdeckten. Bei der Fremdwährungsschuld veränderte sich die Restlaufzeit nicht (2000 und 2001 : 4,7 Jahre). 

60 Oie Umrechnung der Fremdwahrungs$Chuld des Bundes in EUR. erfolgt zu den Devisenmittelkursen des jeweils letzten aOrsentage$ des 
Jahres Buchmaßige Kursgewinne oder -verluste ergeben sich tor die bestehende Fremdwahrungsschuld aus der Differenz zwiscnen den 
beiden Jahresendkursen, bei im Laufe des Jahres aufgenommenen VerbindlichkeIten durch die Differenz zwischen dem Kurs am Tag der 
Umrechnung- und dem Jahresendkurs und fOr die wahrend des Jahres geti'9ten Betrage durch die Differenz zwischen dem Jahresend-
1<urs des Vorjahres und dem nlgungskurs, 

61 Bei den Berechnungen der ResUaufz.eit werden vertraglich festgelegte Konversionsvereinbarungen berOcksichtigt (Sicht des Schuldners), 
was inSbesondere bei der Analyse der Fristigkeit von Bundesschatz:schelnen zu beachten 1st. 

62 Die im BeriChtsjahr dutchgefOhrten Emissionen und Aufstockungen von EUR~Bundesanleihen (Bruttoaufnahmen) wiesen eine Frlstigkelt 
von durchSChnittlich 8.2 Jahren auf (2000: 8,9 Jahre) mit Laufzeiten von 4 bis zu 26 Jahren. 
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Grafik 11 

Durchschnittliche Restlaufzeit der Finanzschuld 1992 bis 2001 *) 
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Grafik 12 
Tilgungsplan der Finanzschuld 2001 nach Schuldformen*) 
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Tabelle 22: Frlstlgkeltsprofil der bereinigten FInanzschuld 1999 bis 2001 1) 

1999 2000 2001 

In Mio EUR %-Anteil in Mio EUR " ·Anteil in MIoEUR "·Antell 

Kurzfnstig (bis zu 1 J ahr) 10.537 8.9 11 .341 9.4 13.112 10.8 

MIttelfristig (zwischen 1 und 5 Jahren) 49.036 41 .6 53.242 44.1 56.642 46.7 

Langfristig (ab 5 Jahren) 58.401 49.5 56.123 46.5 51 .658 42.5 

Berel nlgte F I na nz.schu Id 117.974 100.0 120.705 100,0 121 .413 100.0 

1) Unter BerOcksichtigung der Cross-Currency-Swaps, des Eigenbesitzes des Bundes sOWIe der Forderungen gegenOber 
Rechtsvagem. 

Tabelle 23: Tilgungsplan der FInanzschuld 2001 nach Schuldformen 11 (In Mlo EUR) 

2002 2003 2004 2005 2006 2007·2011 

BVA 

Eurosc.huld 

Anleihen 9.048 11 .472 11 .542 12.408 9.457 31 .988 

Bundesobligationen 60 315 234 1 142 622 

8undesschatzschelne 535 · · 555 210 . 
Titrierte EuroSChuld 9.642 11.788 11 .776 12 .964 9.809 32.610 

Versicherungsdarlehen 698 755 806 1.155 1.813 2.999 

Bankenda rlehen 1.264 726 444 823 810 3.252 

Soostige Kredite 196 · · . . . 
Nicht titrien'e Euroschuld 2.158 1.481 1.251 1.978 2.622 6.251 

Euroschuld 11 .800 13.269 13.027 14.943 12.431 38.861 

fW-Schuld2:1 

AnleIhen 1.686 1.658 1.742 1.495 1.774 5.450 

Schuldverschreibu"gen . · · . 280 438 

Titrierte Fremdwährungsschuld 1.686 1.658 1.742 1.495 2.054 5.887 

Krachte und Darlehen . 12 307 186 99 322 

Fremdwährungsschuld 1.686 1.671 2.049 1.681 2.153 6.209 

FInanzschuld 13.486 14.940 15.076 16.623 14.584 45.070 

1) Tiigunospian der Finanz.schuld des Bundes bis 2011 unter 8erOc:ksichtlgung der Cross-Currency-Swaps sowie der Forderungen 
gegenObet Reehtstr.gem; ohne Tlgunoen m Zuge von Konversionen, 

2) Auf Nicht-WWU-Wahrungen lautende Flnanzsehulden 

Das Laufzeitenprofil der bereinigten Finanzschuld des Bundes vefSchob sich parallel dazu abermals in Richlung mittel­
fristige Finanzierungen. Ende 2001 waren 13,1 Mrd EUR oder 10,8% (2000: 11 ,3 Mrd EUR oder 9,4%) der aushaftenden 
Verbindlichkeiten des Bundes mit einer Restlaufzeit von weniger als einem Jahr, 56,6 Mrd EUR oder 46,7% (2000: 53,2 Mrd 
EUR oder 44,1 %) mit einer Bindungsdauer von einem bis fünf Jahre und 51,7 Mrd EUR oder 42,5% (2000: 56,1 Mrd EUR 
oder 46,5%) mit einer Fristigkeit von mehr als fünf Jahren vefSehen. 
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Die Tilgungsverpflichtungen der Finanzschuld steigen in den nächsten Jahren weiter an und werden Volumina von 13,5 
Mrd EUR (2002) bis 16,6 Mrd EUR (2005) erreichen. Die für 2002 budgetierten Tilgungen von 13,5 Mrd EUR sind zu 87,5% 
in heimischer Währung zu leisten, wobei der weitaus höchste Tilgungsbetrag (9,0 Mrd EUR) auf EUR·Bundesanleihen ent· 
fällt, mit Nominalzinssätzen, die sowohl unter als auch über den im ersten Quartal 2002 zu beobachtenden Marktzinsniveau 
liegen. Gemessen an der Finanzschuld des Bundes per Ende 2001 sind in den ersten 5 Jahren 58% und binnen 10 Jahren 
93% der aushaltenden Verbindlichkeiten des Bundes (inklusive Eigenbesitz) zurückzuzahlen. 

4 .3 Verzinsung, Zinssensitivität und Zinsaufwand der Finanzschuld 

Die Zinsentwicklung war 2001 im Euroraum rückläufig und dürfte am Ende des Jahres die Talsohle erreicht haben. Die Drei. 
Monats·Zinssätze auf dem Geldmarkt (EURIBOR63) erreichten am Jahresanfang mit 4,8% ihre höchsten Werte und reduzier· 
ten sich im weiteren Jahresverlauf auf 3,3% (Dezember). Im Jahresdurchschnitt lagen sie mit 4,3% um O,l% .. Punkte unter 
jenen im Jahr 2000. Der 10·Jahres·Zinssatz, der im Berichtsjahr zwischen 5,3 und 4,7% schwankte, wies primär im zweiten 
Halbjahr einen Abwärtstrend auf. Die Sekundärmarktrendite des Bundes im 1 ()..Jahres·Bereich betrug im Jahresdurchschnitt 
5,1% und unterschritt damit den Vergleichswert des Vo~ahres um 0,5 % .. Punk1e. Die Zinsstrukturkurve zeigte im ersten Halb­
jahr einen eher flachen Verlauf auf, der im weiteren Jahresverlauf steiler wurde. Der Abstand zwischen den 10·Jahres·Zinsen 
und den Drei·Monats·Zinsen belief sich im Jahresdurchschnitt auf rund 80 Basispunkte. 

Diese monetären Rahmenbedingungen sprachen dafür, dass im Berichtsjahr vorrangig Finanzierungen mit fixer Verzinsung 
und langen Laufzeiten gewählt wurden, um die relativ niedrigen Zinskosten über einen möglichst langen Zeitraum zu halten. 

Der Bestand an fix verzinsten Verbindlichkeiten des Bundes (unter Berücksichtigung der Zinsswaps) erhöhte sich um 5,6 Mrd 
EUR oder 5,0%, während die Verschuldung in variabler Verzinsung (einschließlich sprungfixer Verzinsung) um 3,7 Mrd EUR 
oder 22,6% abgebaut wurde. Von den aushaltenden Verbindlichkeiten des Bundes waren Ende des Berichtsjahres 90.3% mit 
einem fixen Zinssatz ausgestattet (2000: 87,2%%). Der Anteil an Titeln mit variabler oder sprungfixer Verzinsung, deren 
Zinssätze von der Entwicklung der Kapitalmarktrenditen (Sekundärmarkt, Primärmarkt) abhängen, verminderte sich von 4.5 
auf 4,1% und Finanzierungsinstrumente mit Geldmarktkonditionen stellten Ende 2001 5,6% der Verbindlichkeiten des Bun· 
des (2000: 8,2%) dar. 

63 Euro Interbank Offered Rate: Referenzzlnssatz für kurzfristige Ausleihungen zwischen den Banken der \ftNIIU. 

47 

III-52 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Bericht 2001 (gescanntes Original) 51 von 106

www.parlament.gv.at



Tabelle 24: Variabel und fix verzinste FInanzschuld 2000 und 2001 1) 

variabel 
11, sprungfix sekundärmar1d- geldmat1cl-

2000 orientiert orientiert 

In Mio Anlell in Mio Anteil InMio Anlell in Mio Anlell 

EUR In% EUR In% EUR 10% EUR In% 

Euroschuld 

Anleihen 82.748 96.3 - - - - 3.137 3.7 

8undesobligationen 856 100,0 - - - - - -
Bundesschatz:schelne 647 12,0 - - - - 4.743 88.0 
Titrierte Euroschuld 84.251 91 14 · · · 7.880 8,6 

Versicherungsdarlehen 6.34' 71 ,1 67. 7.5 1.910 21 .4 - -
8ankendarlehen 5.886 62.1 1.901 20.7 1.323 14.4 251 2.7 
Sonstige Kredite 2 100,0 · · · - -
Nicht titrierte Euroschuld 12.033 66,5 2.575 14,2 3.233 17,9 251 1,. 

Eur05chuld 96.284 87 ,. 2.575 2.3 3.233 2,9 8.131 7,4 

FW·Schuld 

Anleihen 13.077 88.6 · · · - 1.678 11.4 

Sd'luldverschreibungen 619 69,4 · · · - 273 30.6 

Titr. Fremdwährungs5chuld 13 .697 87.5 · - · - 1.951 12,5 

Kredite und Darlehen 795 71,4 - · · - 318 28.6 

Fremdwährungsschuld 14.492 86,5 · - - - 2.269 13,5 

F inan zschu ld 110.775 87,2 2.575 2,0 3.233 2,5 10.399 8,2 

variabel 

f i x sprungf i x sekundlrmarkt- geldmaf1<l· 

2001 orientiert onentiert 

in Mio Anteil In Mio Anteil inMio Anleil inMio Anteil 

EUR In% EUR In% EUR In% EUR in% 

Euroschuld 

Anreihen 89.670 96.5 - · - - 3.295 3.5 

BundesoblIgationen 1.456 98,5 - - 22 1.5 - · 
Bundesschatzscheine - - - - · · 1.565 100.0 

Titrierte Euro$chuld 91 .127 94,9 · · 22 0,0 4.S80 S,1 

Versicherungsdanehen 5.885 70.9 557 6.7 1.860 22.4 . · 
Bankendarlehen 5.192 62,3 1.762 21.1 1.134 13.6 251 3.0 

Sonsl;ge Kredile 2 100,0 · - · · . · 
Nichilltrierte Euroschuld 11 .078 66,6 2.319 13,9 2.994 18,0 251 1 ,5 

Euroschuld 102.205 90,7 2.319 2,1 3.016 2,7 5.131 4,6 

FW·Schuld 

Anleihen 12.892 89.6 · - · 1.499 10,4 

Schuldverschreibungen 524 65.2 · - · 280 34.8 

TIlr. Fremdwährungsschuld 13.416 S8,3 - · 1.780 11,7 

Kredite und Darlehen 737 71,4 · · - 295 28.6 

Fremdwährungsschuld 14.153 87,2 - · · 2.074 12,8 

Flnanzschl.lld 116.358 90,3 2.319 1,8 3.016 2,3 7.205 5,6 

1) Finanzschulden Inklusive Eigenbesitz und unter BerOcksichtigung der WahrungSlauschvertrAge (Cross·Currency· 
Swaps bzw. Zinsswaps) sowie der Forderungen gegenOber RechtstItgern: bewettel zum OevlsenmlHelkurs des 
jeweiligen Jahresultimos. 
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Die durchschnittliche Nominalverzinsung der Finanzschuld des Bundes verminderte sich im Berichtsjahr von 5.4% (Ende 
2000) auf 5,2% (Ende 2001). Diese Entwicklung wurde durch umfangreiche Tilgungen von Schuldkategorien mit deutlich 
höherer Nominalverzinsung ausgelöst. Der Rückgang des Marktzinsniveaus im Jahr 2001 wirkte sich auf die Nomi­
nalverzinsung der Verschuldung des Bundes auf Grund des hohen Fixzinsanteils der Finanzschuld, geringer Geldmarktfinan­
zIerungen und infolge der Anleiheaufstockungen dagegen kaum aus. Hier muss erwähnt werden, dass die Kenngröße Noml­
nalverzinsung infolge der in jüngster Zeit verfolgten Praxis, bestehende Anleihen aufzustocken, den tatsächlichen Durch­
schnittszinssatz (Rendite) für die Finanzschuld des Bundes nur noch eingeschränkt widerspiegelt. Die tatsächliche Rendite 
dürfte zwar über der Nominalverzinsung liegen, aber ebenfalls einen rückläufigen Verlauf aufweisen. 

Tabelle 25: Durchschnittliche Nominalverzinsung der FInanzschuld 2000 und 2001 1) (In %) 

2000 2001 

Euroschuld 5,7 5,5 

Fremdwährungsschuld :r) 3,9 3,5 

davon 

CHF 4.2 4.0 

JPV 3,5 3,0 

FInan z schul d 5,4 5,2 

1) Unter BerOchlChUgung der WlhrungstauschvertrAge (Cross-
Currency-Swaps bzw. Zlnsswaps) sowie der Forder\Jngen gegen-
Ober RechlStragem. 

2) Auf Nichl-WWU.W3hrungen lautende Finanzschulden. 

Bei der Fremdwährungsschuld lag die Nominalverzinsung der JPY-Verbindlichkeiten mit 3,0% unter jener der CHF-Schuld­
kategorien mit 4,0%. Daraus leitete sich für die Fremdwährungsschuld ein durchschittlicher Nominalzinssatz von 3,5% (2000: 
3,9%) ab Die Nominalverzinsung lässt jedoch Wechselkurseffekte beim Zinsautwand der Fremdwährungsschuld außer Acht. 

Analysiert man die Struktur der Finanzschuld des Bundes im Hinblick auf ihre Zinssensitivität, so zeigt sich, dass das Debt­
Management des Bundes durch eine starke Nutzung von längerfristigen Fixzinsschuldformen bestrebt ist, die Zinszahlungen 
im Budget weiterhin kontinuierlich verlaufen zu lassen, wenngleich die Verschiebung des Fristigkeitsprofils in Richtung mittel­
fnstige Finanzierungen (siehe Kapitel 4.2) ein etwas höheres Zinsänderungsrisiko infolge von Refinanzierungen in den kom­
menden Jahren impliziert. Diese prinzipiell auch vom Staatsschuldenausschuss forcierte stabilitätsorientierte Ausrichtung des 
Debt-Managements kann jedoch auch nachteilig sein. Portefeuilles mit langer Duration (Kennzahl für die durchschnittliche 
KapItalbindung unter Einbeziehung der Zins- und TIlgungsströme) sind zwar robust in Hinblick auf die Variabilität der Zinskos­
ten, gleichzeitig aber sensitiv bezüglich ihres Marktwertes. Der Marktwert gewinnt im Zuge einer aktiven Portefeuillesteuerung 
sowie bei Budgetüberschüssen an Bedeutung, da Transaktionen wie vorzeitige TIlgungen, Rückkäufe, Umschuldungen sowie 
nachträgliche Swaps zu Marktwerten und nicht zum Nominalwert getätigt werden (siehe dazu Empfehlung des Staatsschul­
denausschusses vom 14. Dezember 2001). Die Kennzahl für die relative Veränderung des Marktwertes des Schuldenporte­
feUIlles der Finanzschuld des Bundes (Modified Duration) betrug Ende 2001 3,9. Welchen Stellenwert die Markt- bzw. Bar­
wertrisiken des Portefeuilles bei der Orientierung des Debt-Managements einnehmen sollten, ist international in DiskUSSion 
und dürfte primär davon abhängen, in welchem Umfang eine aktive Steuerung der Portefeuillestruktur angestrebt wird. 
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Tabelle 26: Überleitungstabelle: Aufwand für die bereinigte FInanzschuld ' I 1998 bis 2002 
(in Mio EUR) 

1998 1999 2000 2001 2002 

BVA 

Ausgaben Kap i tel 582) 

Zinsautwand der Finanzschuld I. e. S. 3) 6.982 1,214 7,591 1 .309 1.326 

waJlrungstauschvertrage ") 408 439 553 673 751 

Sonstiger Aufwand So) 269 313 533 213 639 

Ausgaben insgesamt gemäß Kapitel 58 7,659 8.027 8.678 8.195 8.715 

Einnahmen Kap it el 58 H 

Zinseinnahmen der Finanzschuld L e. S. '1 183 327 548 449 290 

WahrungstauschvertrAge .r.) 658 685 834 973 1.181 

Sonstige Einnahmen$~ 564 369 302 310 0 

Einnahmen Insgesamt gemäß Kapitel 158 1,404 1.381 1.685 1,732 1,471 

A uf wand . netto' } 6.254 6.646 6.993 6.463 7.244 

1) Unter BerOcksichbgung der Swaps (Cross.Currency-Swaps sowie Zinsswaps). des Eigenbesitzes SO'Nie der FOfdef\ln-
gen gegen Ober Rechtstragern, 

2) Au'gaben und Einnahmen gemaß Bunde.budgel (Budgelkap~el58 _Finanzschuld. Wahrung'lauschvertrage-) brutto. 
3) Zi.nsiilufwand ohne BerOcksichtigung der Swaps und des Eigenbesitzes einschließlich SIOckzinsen und Oevisentermin~ 

geschäfte (Ausgaben) bzw. ZInseinnahmen aus dem Bundesbesltt. StOckzinsen und Devisentermingeschäfte. 
4) Zinsautwand rot Verbindlichkeiten aus Swaps (Ausgaben) bzw. Zinseinnahmen aus Swap-Forderungen (Einnahmen). 
5) Emissionsvertuste, Wertpapierkursvertuste sowie Spesen (Ausgaben) bzw. Emlsslonsgewfnne, Wertpaplerkursgewin· 

ne sowie leihenlgelle (Einnahmen). 
6) Au.gaben gem~ß Kapilel 58 .bzOglich Einnahmen gemäß Kapijel58 Bunde,budget 

Quelle BI5 2000 Bundesrectlnungsabschluss, tor 2001 yoriAurtget Gebarungserlolg, tor 2002 Bundesvoranschlag. 

Tabelle 27: Aufwand für die bereinigte Finanzschuld 'I 1998 bis 2002 (I" Mio EUR) 

Zinsen Sonstiger Aufwand 2) Summe 

Euro Fremd· Summe Euro Fremd- Summe Euro Fremd· Summe 

wahrung wahrung währung 

1998 5.423 1.126 6.549 -105 -190 -295 5.318 936 6.254 

1999 • 6.034 607 6.641 0 4 4 6.034 612 6.646 

2000 6.025 736 6.761 211 20 231 6.231 156 6.993 

2001 5.911 649 6.560 -88 -9 -96 5.823 640 6.463 

2002 (SVA) 6.015 591 6.606 638 0 639 6.653 591 7,244 

1) Zinsen und sonstiger Aufwand unter Berocksiehtigung des Eigenbesitzes. der Ausgaben und Einnahmen aus Swaps 
sOWIe der Forderungen gegenOber Rechlstragern. 

2) Insbesondere Spesen (Emissionskosten). NettoemIssionsverluste und Wertp3pierkursvertuste netto. 
3) Zeitreihenbruch Eurosehukl umfasst auf EUR und nationale Wahrungseinheiten des EUR (VI/1NU-Wahrungen) lauten-

de Finanzschulden; F,emdwaihrungs$Chl,l!d Nicht-\NWU-Wlhrungen. 
Quelle: Bis 2000 Bundesrechnungsabschluss, for 2001 vorllufiger Gebarungserfolg. fOr 2002 BundeSvoranSCI"Ilag. 

50 

III-52 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Bericht 2001 (gescanntes Original)54 von 106

www.parlament.gv.at



Für den Aufwand der Finanzschuld gemäß Kapitel 58" Finanzschuld, Währungstauschverträge64" des Bundesbudgets, der 
neben den Zinszahlungen auch sonstige Aufwendungen, wie EmissionskursvMuste bzw. -gewinne (Disagio bzw. Agio), 
Provisionen und Spesen umfasst, wird in den Berichten des Staatsschuldenausschusses traditionell eine so genannle Netto­
darstellung gewählt, da diese die tatsächliche Zinsenbelastung (einschließlich Spesen) des Bundes auf Grund der Finanz­
schuld relativ gut widerspiegelt. Die Nettodarstellung leitet sich aus den Ausgaben abzüglich der Einnahmen des Budgetkapi­
tels 58 ab (siehe Tabelle 26) und berücksichtigt dadurch vor allem die Zinskosteneffekte, die sich durch den Einsatz von 
derivativen Finanzierungsformen (vor allem Währungstauschverlrägen) ergeben,ss Derivative Finanzinstrumente werden zur 
Steuerung des Schuldenportefeuilles eingesetzt und ermöglichen die Zinskosten zu vermindern. Allerdings stellt auch die hier 
präsentierte Nettodarstellung - gemäß den Verbuchungsnormen des Bundeshaushaltsrechtes - auf eine reine Zahlungs­
strombetrachtung (Cash-Betrachtung) ab, die im Gegensatz zu den internationalen Vorgaben keine Periodenabgrenzung der 
Zinskosten vornimmt (siehe dazu Kapitel 3.2 Budgetentwicklung, ESVG 9~Verbuchungsnormen). 

Der Zinsaufwand für die bereinigte Finanzschuld (ohne der Ausgabenkategorie "sonstiger Aufwand") konnte im Jahr 2001 
gegenüber dem Vo~ahr um netto 0,2 Mrd EUR oder 3,0% (2000: +0,1 Mrd EUR oder +1 ,8%) reduziert werden und erreichte 
damit 6,6 Mrd EUR. Maßgeblich für die rückläufige Entwicklung waren die geringe Neuverschuldung (DefIZit) , der Umstand, 
dass Schuldkategorien mit deutlich höherer Nominalverzinsung als das gegenwärtige Zinsniveau in größerem Umfang fällig 
wurden und Debt-Management-Aktivitäten zur Umstrukturierung der Finanzschuld (nachträgliche Swaps, Konversionen, 
vorzeitige Tilgungen). Dabei anzumerken ist allerdings, dass die Ausgabenkategorie "Zinsaufwand" (ohne sonstiger Aufwand) 
ausschließlich die Kosten umfasst, die sich aus der Nominaiverzinsung (Kupon) der Schuldkategorien der Finanzschuld unter 
Berücksichtigung der derivativen Geschäfte ableiten. 

Die Budgetkomponente sonstiger Aufwand, in der die Transaktionskosten, die Ausgaben bzw. Einnahmen bei Unter- bzw. 
Über-pari-Emissionen (Disagio bzw. Agio) und die Kursdifferenzen von Wertpapieren infolge von Rückkäufen oder Kon­
versionen subsumiert sind, weist in den letzten Jahren einen sehr instabilen Verlauf auf. Dies erklärt sich daraus, dass infolge 
der Aufstockungen von EUR-Bundesanleihen keine Anpassung des Nominalzinssatzes an das jeweilige Marktzinsniveau 
erfolgen kann, sodass die Zinsdifferenz durch einmalige .,Ausgleichszahlungen" bzw. durch so genannte Agios- oder Disagios 
bei der Emission ausgeglichen wird. 

Im Berichtsjahr 2001 reduzierte die Position sonstiger Aufwand den Gesamtaufwand für die Finanzschuld des Bundes leicht. 
Den Ausgaben in Höhe von 0,2 Mrd EUR standen Einnahmen in Höhe von 0,3 Mrd EUR gegenüber. Dieser Einnahmenüber­
hang von 0,1 Mrd EUR ist primär das Ergebnis von Über-pari·Emissionen, die sich bei den Aufstockungen von EUR­
Bundesanleihen ergeben haben.56 Im Einzelnen setzten sich die Ausgaben des sonstigen Aufwands aus Provisionen in Höhe 
von 0,12 Mrd EUR, aus Disagios bei Emissionen und nachträglichen Transaktionen in Höhe von 0,07 Mrd EUR und aus 
sonstigen Kosten (insbesondere Swapkosten) in Höhe von 0,Q1 Mrd EUR zusammen. Bei den Einnahmen betrugen die Agi­
os 0,29 Mrd EUR und die sonstigen Einnahmen (insbesondere Swapzahlungen) 0,02 Mrd EUR. 67 

Für das Jahr 2002 sieht der Bundesvoranschlag für den Zinsaufwand der Finanzschuld einen geringfügig höheren Betrag 
von gerundet 6,6 Mrd EUR und für den sonstigen Aufwand einen Betrag von 0,6 Mrd EUR vor, der deutlich die Ergebnisse 
der vorangegangenen Jahre überschreitet. Insgesamt ergibt sich dadurch ein Gesamtaufwand für die Finanzschuld von netto 
7,2 Mrd EUR, der um 0,8 Mrd EUR oder 12,1% über den Vergleichswert des Vo~ahres (6,5 Mrd EUR) liegt. Berücksichtigt 
man die Tilgungen im heurigen Jahr, die zum Teil höhere Nominalzinssätze als das gegenwärtige Marktzinsniveau aufwei-

64 Tilgungen sind, da es steh um Flnanztransaktlonen handelt, nicht Gegenstand des Allgemeinen 8udgethaushaltes des Bundes. Auf die 
Ausgabenentwicklung des Bundesbudgets wirken sich diese FInanztransaktionen ausschließlich indirekt In Form von ver,nderten Zins­
zahlungen sowie Transaktionskoslen aus. Bel den Im Jahr 2001 durchgefOhrten Tilgungen handelte es sich vOl'Wlegend um Schuldkate­
gorien mit vergleichsweise hohem Nominalzinssatz (Kupon), was den Anstieg des Zinsaufwands bei steigendem $chuldenstaoo bremste 

65 Betrachtet man nur die Budgetausgaben des Kapitels S8 und nicht den Nettoaut'wand , so erhält man Informationen Ober den Zinsauf­
wand der Finanzschuld im engeren Sinn (VQI' Swaps und einschließlich der im eigenen Besitz befindlichen Schuldkalegorien) ohne Ein· 
nahmen aus StOekzmsen 

66 Oie Nominalzinssllze der aufgestockten Anleihen im Berichtsjahr lagen durchwegs Ober den jeweiligen aktuellen Marktzinssauen, 
67 Der überhang der sonstIQen Einnahmen Dber die sonstigen Ausgaben Im Jahr 1998 von 0,3 Mrd EUR ist aur die Auflösung des Nullku­

ponfonds zurOckzufQhren 
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sen, und die bisherige Marktzinsentwicklung mit einem leicht ansteigenden Vertauf, so sollten die veranschlagten Ausgaben 
für den Gesamtaufwand der Finanzschuld im Budgetvollzug jedoch unterschritten werden können. 

Tabelle 28: GesamtwirtschaftlIche Kenngrößen zum Zinsendienst 1998 bis 2002 1) 

Zinsendienst Zinsendlensl 

in % des Brutto-- In % des Netto-

inlandsprodukts abgabenerfolgs ~ 

1998 3,3 18,7 

1999 3.4 20,3 

2000~ 3.4 21,2 

2001 3.1 17,0 

2002 (BVA) 3.4 19,1 

1 ) Zinsaufwand einschließlich sonstiger AufINand netto. 
2) Nettosteuereinnahmen laul Kapitel 52 BundesfinanzgeselZ. 
3) Zeitreihenbruch: Nettoabgabenerlolg abzOg lieh Ausgaben rar Gesund· 

heits& und Sozialberelchs-Beihllfengesetz. 
Quelle: Bis 2000 Bundesrechnungsabschh..lss und Statistik Austria. fOr 2001 

vorl3ufoger Gebarung.orfolg und W1FO, 2002 Bunde.voranschlag 
und WIFO-Prognose (April 2002), 

Der Zinsen dienst für die Finanzschuld des Bundes stellt weiterhin eine bedeutende Ausgabenposition des Bundes dar, 
wenngleich diese Ausgaben im Berichtsjahr 2001 den Vo~ahresbetlOg sogar untel>chritten. Die Zinsen (einschließlich sons­
tiger Aufwand) binden in etwa ein Fünftel des Nettoabgabenerfolgs des Bundes (Budgetkapitel 52 ,ÖffenUiche Abgaben') , 
2001 reduzierte sich die Zinsen·Steuer,Quote insbesondere auch durch die dynamische, durch Sonderfaktoren (Anspruchs­
verzinsung68) beeinflusste Entwicklung des Abgabenerfolges (2000: 21 ,2%; 2001: 17,0%). Gemessen am BIP lag 2001 die 
Zinsendienstquote bei 3,1 nach 3,4% im Vo~ahr. 

Der administrative Primärüberschuss im Jahr 2001 (Übel>chuss der Einnahmen über die Ausgaben des Bundes ohne 
Zinszahlung und sonstiger Finanzschuldaufwand) erreichte 5,0 Mrd EUR oder 2,4% des BIP (2000: 4,1 Mrd EUR oder 2,0% 
des BIP). Primärübel>chüsse dienen als eine wichtige Kenngröße für den Konsolidierungspfad des Bundeshaushalts und 
Sind unter den seit Anfang der Achtzjge~ahre hemchenden ökonomischen Rahmenbedingungen (Zinsniveau über dem no­
minellen BIP-Wachstum) eine notwendige Vorausselzung, um den SChuldenstand gemessen am BIP zu stabilisieren. Im 
Berichtsjahr wurde zum zweiten Mal in Folge ein Rückgang der Schuldenquote des Bundes erreicht (2000: 58,9% des BIP; 
2001: 57,6% des 8IP). 

Mit den Finanztransaktionen für die Finanzschuld des Bundes im Zusammenhang steht weitel> auch die Kassengebarung 
des Bundes. Es handelt sich dabei um FinanzIransaktionen, die zur Liquiditätssteuerung innerhalb des Jahres eingesetzt 
werden und vor Jahresende getilgt werden.69 Die diesbezüglichen Aufwendungen infolge von unterjährigen Schuldaufnah­
men (Zinsen und sonstiger Aufwand) sowie Einnahmen infalge der vorübergehenden Veranlagung von übel>chüssigen 
Geldmitteln (Zinsen und sonstige Einnahmen) werden im Bundesbudget im Kapitel 51 ,Kassenverwaltung' verbuch!. In Net­
tobetrachtung (Einnahmen abzüglich Ausgaben) zeigt sich innerhalb des gesamten Beobachtungszeitraums - abgesehen 
vom Bundesvoranschlag 2002 - ein Überschuss, der insbesondere im Bericht jahr 2001 mit 0,1 Mrd EUR vergleichsweise 
hoch ausfiel. Das Ergebnis der Kassengebarung hängt allerdings sowohl stark von der zeitlichen Gestion der Schuldaufnah· 
men für die Finanzschuld als auch von der zeitlichen Verteilung der Einnahmen und Ausgaben im Bundesbudget insgesamt 

68 Siehe dazu Kapilel 3.1 BudgelenlWlcl<lung. 
69 Laut §65 Abs . 2 BHG handelt es sieh dabei um Geldverbindlichkeiten .tu, 'YorObergehenden KassenstiilrkL.mg. die noch im Jahr ihrer 

Aufnahme getilgt werden. Sie zahlen nlchl zu den Finanzschulden des Sundes. 
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ab. sodass auf Basis der hier präsentierten Ergebnisse keine Schlussfolgerungen über die Performance der Kassengebarung 
gezogen werden sollten. 

Tabelle 29: Einnahmen und Ausgaben der Kauengebarung des Bundes 1998 bis 2002 1) 

(in Mio EUR) 

Zinsen Sonstiger Aufwand 2) Summe 

EiMahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

1998 16 1 69 2 4 -2 11 10 61 

1999 64 48 16 0 0 0 64 48 11 

2000 201 186 21 0 0 ~ 201 186 21 

2001 199 91 103 0 0 .0 199 91 103 

2002 (BVA) 104 211 -108 0 4 -4 104 215 -111 

1) Ausgaben und Elnnatvnen gemlß Bundesbudgel (Budgetkapitel 51 .Kassenverwaltung·. AnsItze 510 und 519) brutto 
2) EmOSSlOnsvenuste. Wertpapoer1cu"ve~uste sowte Spesen (Ausgaben) bzw. EmissJonsgewinne. Wertpapier1cursgewlnne SOWIe 

Leihentgelte (Einnahmen). 
auelle: BIS 2000 Bundesreehnungs.bsd1luss. fOr 2001 \IO~aufiger Gebarungserfolg. fOr 2002 Bundesvoranschlag. 
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5 STAATSVERSCHULDUNG IM INTERNATIONALEN VER­
GLEICH 

Das vorliegende Kapitel skizziert die Entwicklung der öffenWchen Verschuldung der Mitgliedstaaten der EU, der Schweiz, der 
USA und Japans, Die Kennzahlen beziehen sich auf die Höhe der öffentlichen Verschuldung (in Relation zum BIP und zur 
Bevölkerung) und auf die Entwicklung der Verschuldung (Veränderung der Verschuldung innerhalb eines Jahres in % des 
Vo~ahresstands und in % des BIP). Zudem wird in Tabelle 31 der Durchschnittszinssatz der öffentlichen Verschuldung für die 
EU-12-Länder präsentiert, der indirekt, auf Basis der ESVG-95-0aten über den gesamtstaatlichen Zinsaufwand und den 
öffentlichen Schuldenstand im Sinne von Maasli;cht ermittett wurde. 

Einleitend muss hier jedoch angemerKt werden, dass ein intemationaler Vergleich über die öffentliche Verschuldung mehre­
ren Limitationen unterliegt. Während für die öffentliche Verschuldung der Mitgliedsländer der EU in Hinblick auf die Konver­
genzkriterien von Maastricht einheiWche Vorgaben e~istieren, beruhen die Basisdaten der Nicht-EU-Länder (Schweiz, USA 
und Japan) auf nationalen Berechnungsmethoden. Abweichungen ergeben sich hier insbesondere bei der Abgrenzung des 
Sektors .Staaf. So sind für die USA und Japan mangels ver1ässlicher Informationen über die Verschuldung des Gesamtstaa­
tes (Bund, Länder, Gemeinden, Sozialversicherungsträger) ausschließlich die offiziellen Daten über die Verschuldung des 
Zentralstaates (T reasury) in Tabelle 30 ausgewiesen. Femer können die Kenngrößen zur öffenUichen Verschuldung durch 
Wechselkursänderungen beeinflusst sein. Dieser Aspekt kommt insbesondere bei der Pro-Kopf-Verschuldung von Nicht­
WWU-Ländem sowie bei den Ergebnissen des EU-15-Aggregats zum Tragen. Darüber hinaus ist bei den Ergebnissen des 
Jahres 2001 zu berücksichtigen, dass diese teilweise noch auf Schätzungen beruhen (für Österreich siehe dazu Kapitel 3.3.). 

Die Verschuldungsdynamik in den EU-Staaten verlangsamte sich vor dem Hintergrund der Budgetrestriktionen (Konver­
genzkriterien, Stabilitäts- und Wachstumspakt) seit 1997 beachUich: Im Jahr 1996 e~pandierte der Schuldenstand der EU-15 
gegenüber dem Vorjahresendstand um 8,0%, 1997 nur noch um 3,9% und im Berichtsjahr 2001 um 1,1%. Ein ähnlicher Ver­
lauf zeigt sich auch für den Euroraum, wenngleich die Zunahme des EU-12-Aggregats in der Regel über dem EU­
Durchschnitt lag, Im BeriChtsjahr 2001 kam der Konsolidierungsprozess in den meisten EU-Staaten allerdings zum Stillstand. 
So erhöhte sich der Schuldenstand des EU-12-Aggnegats im Jahr 2001 mit 2,3% stärKer als im Vo~ahr mit 1,3%, Einen Ab­
bau des Verschuldungsniveaus erzielten 2001 nur Großbritannien und DänemarK sowie in geringem Umfang auch Österreich 
mit einer Veränderung des Schuldenstandes um -0,1 %. 

In Retation zum BIP betrug 1996 die Zunahme der öffentlichen Verschuldung (Nettoneuverschuldung) im Euroraum 5,5% 
des BIP, im Jahr 2000 0,9% des BIP und im Jahr 2001 1,5% des BIP. Diese Quoten weichen aus konzeptiven Gründen 
(Stock-Flow-Adjustments1o) von den Defizitquoten im Sinne des Maastrichtvertrags bzw. des Stabilitäts- und Wachstums­
pakts in der Regel ab (siehe dazu Abschnitt 3.2), stellen aber gleichfalls einen Indikator für die laufende Budgetgebarung dar. 
Die höchsten Zuwächse der Verschuldung in Relation zum BIP wiesen im Jahr 2001 Portugal (5,5%), gefolgt von Italien 
(3,5%) und Griechenland (2 ,9%) auf. Österreich war 2001 das einzige Land des Euroraums, das eine negative Neuverschul­
dungsquote aufwies (-0,1% des BIP). 

Die fiskalische Kenngröße im Sinne des Stabilitäts- und Wachstumspaktes .öffentliches Defiz it in % des BIP" (siehe Grafik 
13) verschlechterte sich im Berichtsjahr in den EU-12-Ländem ebenfalls. Im Durchschnitt war 2001 - nach derzeit vo~iegen­

den Daten - ein negativer Budgetsaldo der EU-12-Länder von 1,3% des BIP zu verzeichnen, nachdem im Jahr 2000 noch ein 
leichter Budgetüberschuss von 0,2% des BIP erzielt wurde. Verantwortlich für die Verschlechterung der öffenUichen Finanzen 
im Euroraum waren nicht nur konjunkturelle Faktoren (WirKen der automatischen Stabilisatoren) sondem auch diskretionäre 
Maßnahmen sowie Sondereinflussfaktoren. So erfolgten in mehreren Ländem emebliche Steuersenkungen (Deutschland, 

70 Stock·Flow-Adjustmenls ergeben sich Insbesondere durch nicht defizltwirksame Transaktionen im Sinne des ESVG 95 wie VermOgens­
transaktionen oder RClck.lagenbewegungen , die ausschließlich den Finanzierungsbedarf verandern. durch inlergo\'emmentale Veranla­
gungen, d1e den Schuldensland veningem. durch zeltUche Abgrenlungsunterschiede (Accrualplinzip In Bezug auf das Oefizit; Kassen­
prinzip in Bezug auf den Schuldenstand) sowie durch Wechselkursschwankungen. 
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Grafik 13 
Öffentliche Finanzierungssalden der EU-12-Länder im Jahr 2001 
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Quelle: EU·KommlSSK>n; OsterrslCh: nauonala Daten: EU-12: eigene Berechnung. 

Grafik 14 

Öffentliche Verschuldung der EU-12-Länder im Jahr 2001 
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Quelle : EU-KommissIOn; OsterreICh: nationale Oalan; EU-12: eigene Berechnung. 
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Tabelle 30: Kennzahlen zur öffentlichen Verschuldung 2000 und 2001 

Zu- I Abnanme der Versenuldung Schuldensland Ve.rschuldung pro Kopf 

in % des VOf'jahresstandes In % des BIP In % des BIP der Bevölkerung (in EUR) I. 
2000 2001 2000 2001 2000 2001 2000 2001 

Beigten 0.2 1.9 0.2 2.0 109.3 107.5 26.500 26.900 
Deutschland 0.9 0.9 0.6 0.5 60.3 59.8 14.900 15.000 
Finnland 2.3 2.0 1.0 0.9 44.0 43.6 11 .100 11 .300 
Frankreich 2.6 3.3 1.5 1.8 57.4 57 .2 13.600 14.200 
Griechenland 3.1 3.0 3.1 2.9 102.8 99.7 12.000 11 .900 
Irland ·8.6 4,4 ·3.7 1.5 39.0 36.3 10.700 11 ,000 
Italien 1,5 3.3 1.6 3,5 110,6 109,4 22.300 23,000 
Luxemburg 4,5 3,4 0.2 0,2 5,6 5,5 2.600 2.700 
Niederlande 4 ,8 0.6 -2.8 0,3 56.0 52,9 14.100 14100 
Österreich 2.1 -0,1 1.3 .(l,1 63.6 61,7 16_100 16_000 

Portugal 4,8 10.9 2.5 5 ,5 53.4 55.4 6.100 6.600 
Spanien 3,0 1.2 1,8 0,7 60.4 57,2 9.200 9.200 
EU-12-Aggi'egat 1.3 2,3 0,9 1.5 70.3 69,2 15.200 15.500 

oanemark -5,2 - 1, 1 -2,6 .(l,S 46.8 44.7 15,300 15,100 
Großbntannlen ·1 ,8 ·3.5 .(l.8 ·1,4 42,4 39.0 11 .000 10.600 
Schweden -11 ,0 4,5 -6,8 2.4 55.3 55.9 14,100 14.700 
EU·1S-Aggregat 1,5 1.1 0.9 0.7 64.3 62.9 14_500 14.600 

U SA ~ 0,3 2.3 0,2 1.3 57,8 57,2 23.400 23,700 
Japan 2l 9,3 11 ,6 8,6 12.0 101 ,7 115,7 35,700 39.700 
Schweil 1,3 2.3 0,6 1.1 60,0 49,6 18.900 19.200 

1) Oie OffenUiehen Verschuklungsdalen der USA, Japans und der Schweiz. sowie der Nlcht·WWlJ..Under wurden zu durchschnittJichen 
Oe\llsenmittelkursen des Jahres 2001 rn EUR umgereChnet und auf 100 EUR gerundet. 

2) USA und Japan' Zentra1staal einschließlich intergovemmentaler Verbindlichkeiten: USA: Fiskaljahl (September). 
Quel le' OsterreJCh, USA, Japan, SchwelZ. natIOnale Daten; eU-Under; EU-KommIssion; EU-,2 und EU-15: eHjJene Berechnung, 

Italien. Irland. Finnland). Zudem wurde der Sudgetüberschuss im Euroraum im Jahr 2000 durch beachtliche Einnahmen aus 
dem Verkauf von UMTS·Lizenzen erzielt. Der Beitrag der UMTS·Lizenzversteigerungen zur Verbesserung des Budgetsaldos 
des Euroraums belief sich im Jahr 2000 im Schnitt auf 1.0% des SIP. wobei insbesondere Deutschland und Italien hohe Er­
träge (2,5% des SIP bzw, 1,3% des BIP) erzielten, Österreich lukrierte Einnahmen aus der Versteigerung der UMTS· 
Lizenzen in Höhe von 0,4% des SIP. 

Im Berichtsjahr 2001 konnte Österreich mit einem leicht positiven Budgetsaldo von 0,1% des BIP seine Position gegenüber 
den anderen WWU·Staaten deuUich verbessem. Merklich höhere Überschusse erzielten nur Luxemburg (+5,0% des SIP). 
Finnland (+4,9% des BIP) und Irland (+1 ,7% des SIP). Einen in etwa ausgeglichenen Budgetsaldo verzeichneten 2001 neben 
Österreich noch die Niederlande, Belgien, Griechenland und Spanien mit Finanzierungssalden von +0,2% des BIP bis -0.1% 
des 81P. In den restlichen vier WWU-Ländern (Portugal , Deutschland. Italien, Frankreich) waren relativ hohe Budgetdefizite 
von bis zu 2.7% des BIP zu verzeichnen. 

Der im Vertrag über die EuropäiSChe Union festgelegte Referenzwert für die Verschuldung des öffenllichen Sektors in 
Höhe von 60% des BIP wurde Ende 2001 bereits von elf EU· Ländern unterschritten. (Luxemburg: 5,5%; Irland: 36,3%; Groß· 
britannien: 39,0%; Finnland: 43,6%; Dänemark: 44,7%; Niederlande: 52,9%, Portugal: 55,4%; Schweden: 55,9%; Frankreich: 
57,2%, Spanien: 57,2% und Deutschland: 59,8%). Im Schnitt lag Ende 2001 die öffentliche Verschuldung der EU-länder bei 
62,9% des BIP (2000: 64,3% des BIP) und jene des Euroraums bei 69,2% des BIP (2000: 70,3% des BIP), Der Rückgang fiel 
2001 mit durchschnittlich l,4%·Punkten für die EU· Länder und 1,1 %·Punkten für den Euroraum allerdings geringer als im 
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Vorjahr aus (EU-Länder: -3, 1 %-Punkte; WWU-Länder. -2,4%-Punkte). Die Verschuldungsquote von Österreich lag Ende 
2001 mit 61,7% des SIP 1)Nar über dem EU-Referen~rt von 60%, der Abbau der Verschuldungsquote wurde jedoch im 
Gegensatz zu den meisten anderen EU-Staaten beschleunigt (2000: -1 ,3%-Punkte; 2001 : -1,8%-Punkre). 

Das Verschuldungsniveau Europas gleicht sich infolge der rückläufigen Entwicklung zunehmend an jenes der USA, aber 
auch der Schweiz an. Die Verschuldungsquote der Gebietskörperschaften in der Schweiz betrug Ende 2001 49,6% des SIP 
und die Verschuldung des Bundes in den USA 57,2% des SIP. Ein gänzlich anderes Bild ergibt sich für Japan. Die Verschul­
dung Japans steigt seit Beginn der Neunzigerjahre ständig. Eine Trendwende des sehr dynamischen Verlaufes ist angesichts 
der äußerst schwierigen Wirtschaftlage zurzeit nicht in Sicht. Die VerschUldungsquote des Bundes von Japan erhöhte sich 
2001 um 14%-Punkte und erreichte Ende des Jahres 115,7% des BIP. 

Vergleicht man die beiden Verschuldungskennzahlen ° Verschuldung in % des BIP'" und oPro-Kopf-VerschuldungO, so zeigen 
sich insbesondere für die Schweiz und für Japan stark abweichende Ergebnisse. So weist 2001 die Schweiz mit 19.200 EUR 
die fünfthöchste Pro-Kopf-Verschuldung der hier betrachteten 18 Staaten auf, während die Verschuldungskenngräße im 
Verhältnis zum BIP eine eher niedrige Verschuldung anzeigt (6. Stelle ausgehend von der geringsten Verschuldung). Die 
Pro-Kopf-Verschuldung Japans mit 39.700 EUR überstieg jene von Belgien (26.900 EUR) und Italien (23.000 EUR) markant. 
Gemessen am BIP differierten die Verschuldungsquoten der drei Länder demgegenüber kaum. Wenngleich die Pro-Kopf­
Verschuldung in Tabelle 30 präsentiert wird , so muss hier dennoch darauf hingewiesen werden, dass sich dieser Indikator für 
ökonomische Analysen nur sehr eingeschränkt eignet. 

Tabelle 31: Durchschnittsverzinsung der Verschuldung des öffentlichen Sektors 

1998 1999 2000 2001 

Belgien 6.3 6,1 6,2 6,1 

Deutschland 6.0 5,9 5.6 5.4 

Finnland 7.2 6.6 6,5 6.3 

Frankrek:h 6,2 5,7 5.7 5.6 

Gried1enland 7,4 7.3 6.9 6,3 

Irland 5.9 4,9 5.1 4.3 

ltanen 6,9 6,0 5,9 5.9 

Luxemburg 6.0 5,5 5.3 5.1 

Nieder1ande 7.3 7,1 6.9 6,4 

Österreich 6,0 5,6 5,6 5,5 

Po<1ugal 6.3 6,1 5,9 5,8 

Spanien 6,7 5,7 5.5 5.5 

EU-12-Aggregal 6,5 6,0 5,8 5,7 

1) Zinsaufwand im Sinne der budgetären Notifikation im Verhalt"ls zum 
durchsc/lOltIllchen Schuldenstand der Beobachtungsperiode. 

Quelle: Europäische Kommission und eigene Berechnung 

Die Durchschnittsverzinsung der öffentlichen Verschuldung im Euroraum weist innerhalb des Seobachtungszeitraums 
einen rückläufigen Verlauf auf und betrug im Jahr 2001 im Schnitt 5,7%. Der Ländervergleich zeigt innerhalb des gesamten 
Seobachtungszeitraums ein relativ positives Bild für ÖSterreich. Lässt man Luxemburg außer Acht, so finanzierte sich nur 
Irland merklich günstiger als ÖSterreich. Ähnliche Ergebnisse wie für ÖSterreich sind seit dem Beginn der WWU für Spanien 
und in jüngster Zeit auch für Deutschland zu beobachten. Diese Entwicklungen signalisieren, dass Zinsnachteile auf den 
Rentenmärkten durch ein aktives Portefeuillemanagement, den Einsatz von Derivativen und/oder durch F remdwährungsfi­
nanzierungen mit niedriger Nominalverzinsung wettgemacht werden können. Die im Vergleich zu allen anderen Ländern 
merklich niedrigere Durchschnittsverzinsung Irlands erklärt sich neben dem Einsatz von modemen Finanzierungsforrnen (vor 
allem Swaps) und Controllinginstrumenten insbesondere durch ein höheres Gewicht kurz- bis mittelfristiger Finanzierungs-
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formen sowie variabel verzinster Schuldkategorien. Fremdwährungsfinanzierungen werden - im Gegensatz zu Österreich -
weder in Irland noch in den meisten anderen WWU-Ländem in nennenswertem Umfang in Anspruch genommen. Im EU-12-
Durchschnitt betrugen 2001 die öffentlichen Schulden in Nicht-WWU-Währungen unter 2% des BIP. Das Fremdwährungsvo­
lumen von Österreich belief sich auf über 8% des BIP. Dabei ist jedoch anzumerken, dass eine Verschuldungsstruktur mit 
relativ niedriger Ouration (Restlaufzeit des Schuldenportefeuilles unter Einschluss der Zinsströme) wie in Irland mit einem 
erhöhten Zinsänderungsrisiko einhergeht, das bei steigendem Marktzinsniveau die Kosten der öffentlichen Verschuldung 
erlheblich anheben kann. 

Im Berichtsjahr 2001 lagen die Durchschnittsverzinsungen der öffentlichen Schuld in Irland mit 4,3%, gefolgt von Deutschland 
mit 5,4%, ÖSterreich und Spanien mit jeweils 5,5% sowie Frankreich mit 5,6% unter dem EU-12-Durchschnitt. Vergleichswei­
se hohe Finanzierungskosten hatten vor allem die Niederlande (6.4%), sowie Finnland und Griechenland fjeweils 6,3%). 
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6 FINANZMÄRKTE 

6.1 Finanzierungsströme Österreichs mit dem Ausland 

Die österreichische Leistungsbilanz ergab im Jahr 2001 ein Defizit von 4,6 Mrd EUR oder 2,2% des Bruttoinlandsprodukts. 
Das Leistungsbilanzdefizit war damit um knapp Y, Mrd EUR geringer als im Jahr zuvor. Für diese erfreuliche Entwicklung 
waren eine Reihe von Gründen maßgeblich: Die gute Konkurrenzfähigkeit der österreichischen Unternehmen. die trotz 
schwachem Welthandel Exportzuwächse und damit auch Mar!(tanteile gewinnen konnten. Positiv beeinflusst wurde das Leis­
tungsbilanzergebnis auch durch die Entwicklung der Erdölpreise, die nach dem starken Anstieg des Jahres 2000 im abgelau­
fenen Jahr gesunken sind. Weiters trug im Jahr 2001 die schwache Inlandsnachfrage zur Vemngerung des Defizits bei. Die­
se Faktoren in Summe verbesserten den Saldo in der Güter· und DIenstleistungsbilanz, der erstmals seit 1994 wieder 
annähemd ausgeglichen war. Das Defizit der Bilanz der laufenden Transfers war 2001 mit 1 ,4 Mrd EUR etwas niedriger als 
im Jahr 2000. Eine wesentliche Einflussgröße dieser Teilbilanz sind die Beitragszahlungen Österreichs an die EU. 

Die Einkornmensbilanz wird zunehmend ein bestimmender Faktor der österreichischen LeistungSbilanz mit Bruttoströmen 
von über 13 Mrd EUR. Der negative Saldo in der Einkommensbilanz • primär als Folge der Leistungsbilanzdefizite der ver­
gangenen Jahre - erreichte 2001 mit 3,0 Mrd EUR einen neuen Höchstwert. Entscheidend rur die Nettoabflüsse in der Ein­
kommensbilanz ist die Entwicklung der Nettozinsaufwendungen aus Portfolioinvestitionen, insbesondere aus langfristig fest· 
verzinslichen Wertpapieren. Staat und Banken sind gegenüber dem Ausland Nettoschuldner und zahlen deutlich mehr Zinsen 
an das Ausland als sie erhalten. Von den gesamten Zinszahlungen der in Wertpapieren verbrieften Verschuldung ÖSterreichS 
gegenüber dem Ausland in Höhe von 8,4 Mrd EUR entfallen 48% auf den Staat. Die Währungsbehörde sowie private Haus­
halte und Investmentfonds sind dagegen Nettogläubiger und damit Nettoempfänger von Zinseinkommen. 

Die österreichische Kapitalbilanz schloss 2001 mit einem Nettokapitalimport im Ausmaß von 3,8 Mrd EUR. Die Volumina der 
grenzüberschreitenden KapitaHransaktionen sind im Berichtsjahr star!( zurückgegangen: Sowohl die österreich ischen Investi­
tionen im Ausland als auch jene des Auslands in Österreich haben sich halbiert. Die Reduktion war im gesamten Jahresver­
lauf zu beobachten, sie war daher keine Folge der Ereignisse des 11. September. Vielmehr dürften folgende Ursachen für die 
Entwicklung der Kapitalströme ÖSterreichs wir!<.sam gewesen sein: An erster Stelle ist der geringere Finanzierungsbedarf auf 
Grund der deutlichen Konjunkturabkühlung zu nennen. Außerdem waren die grenzüberschreitenden Investitionen Österreichs 
in den Jahren 1999 und 2000 durch die Euroeinführung dominiert: Anleger aus ÖSterreich und dem Euroraum waren mit 
einem wesentlich größeren .heimischen· Kapitalmar!<.t konfrontiert und haben ihre Portefeuilles regional diversifIZiert. Dieser 
Prozess dürfte nun zumindest teilweise abgeschlossen sein. 

Die DIrektinvestitionen Österreichs im Ausland lagen im Jahr 2001 bei 3 Mrd EUR, das war zwar nur halb so viel wie der 
Maximalwert des Jahres 2000, aber immer noch der dritthöchste bisher verzeichnete Jahreswert. Vier Fünftel der aktiven 
Direktinvestitionen entfielen auf Mittel- und Osteuropa. Der Rückgang der ausländischen Direktinvestitionen in Österreich fiel 
weniger star!<. aus als erwartet (5.9 nach 9,1 Mrd EUR). Die Fusion der Bank Austria AG mit der Bayerischen Hypo- und Ver­
eins bank AG hatte im Jahr 2000 mit 6,3 Mrd EUR zu einem außergewöhnlichen Ergebnis von über 9 Mrd EUR beigetragen. 
Eine Wiederholung dieses Ergebnisses war nicht zu erwarten. Die regionale Konzentration ist bei passiven Direktinvestiti0-
nen wesentlich höher als bei aktiven. Mehr als 90% der passiven Direktinvestitionsflüsse kamen aus nur runf Ländern. Größ­
ter Investor war im abgelaufenen Jahr das Vereinigte Königreich, gefolgt von Deutschland, den Niederlanden, den USA und 
der Schweiz. 

Die Portfolioinvestitionen, also die Veranlagung in Aktien, Anleihen und Geldmar!<.tpapieren, dominieren weiterhin den 
grenzüberschreitenden Kapitalverkehr. Allerdings war sowohl der Erwerb ausländischer Wertpapiere durch ÖSterreicher als 
auch der Kauf inländischer Wertpapiere durch ausländische Investoren geringer als 2000. Innerhalb der Portfoliotransaktio­
nen war nur die grenzüberschreitende Veranlagung in langfristige Rentenwerte im Jahr 2001 in beiden Richtungen ähnlich 
hoch wie im Jahr 2000, während Veranlagungen in Aktien, Investmentfonds und Geldmarktpapiere abnahmen bzw. teilweise 
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Grafik 15 
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gcgenlauflgc EntwICklungen zeigten Insgesamt führten 2001 die Portfoliotransaktionen zu einem Nettokaplta'ln'po~iCr 

'.reacp 5 ~,trd ~~R 

Jas Auslandsengagement österreichischer Anleger rAkt'vselte; stand 2001 Im Zelcneo fOlgender En:,'I,cUungen Bel 

e I'H"ecerel sch"achen Periormance der Aktienmarkte war der Enwerb von ausland Ischen Aktien durch oslwrelch,so,e 

i\nleger - auch weon man den Aktientausch der Bank AustnaHy~o- und Vereinsbank außer A.cht lasst - ,''' Jarr 2001 ce"t 

c" 'lerlcger als 20J'J Clemgegenuber blieb das Interesse an auslandischen Schuldverschreibungen ,ebr,a~ Das Engage­

ment ging 'Ion allen Sektoren der osterreichischen Volkswirtschaft aus. besonders aber von Institutionellen Anle;ern urel 

Ban'en ;'ucn el,e '/erarlagung des Staats In ausland Ische Wertpapiere konzentrerte sich - anders als 200J - ube"I,',egenj 

auf :angfr,stlge Rentenwerte Das Engagement aller Sektoren eriolgte hauptsächlich In EmiSSionen aus dem Euroraum mit 

~rc:,eCl Absta"d 'oigten 'JS-Paplere Aber auch EmiSSionen aus Beltnttskandldatenlandem steßen bel Anlegern auf wach­

sendeS r:eresse . .'las Sich In einem Anteil von 6So am gesamten Nettoenwerb niederschlug Enwahnenswert ISI. dass die 

Pa~ e'e d eser Lander 2Jch haufig schon ,n deren eigener 'Nahrung denOminiert Sind 

'),e Investitionen von Ausländern in Österreich IPasslvselte) blieben 'iclume~maßlg ebenso wie die .Ak'iise'te JC'er Je" 

. ergif:lchs'.ver.en 2')Xi Das Inte~esse auslar,dlscher Anleger galt aucr m abge1aJfenen Jarr '.::;r 3,lerr !ai'"'~frs:'ge'~ f'~st.'7' 

c :1Si,eler :;er.papleren ,'Iahrend Im kurzfnstlgen Bereich die Tilgungen bzl'l Verkaufe uberwogen Auslande' Kauf:en Z','13' 

,'Ielle'" n ~ ers:er L r,e StaatS;Ja~'lere de~ ":'.bsatz 'ion Ban~e1er:1ISSICnen erTelchte a;ierdln'js bereits e~' arnarer'ld '~e~::;­

;ccf,es i:lew'er irsgesa.Clt er'elchte Im Jahr 2001 der Absatz an os:errelch,scnen Schuldverschreibungen Irl Ausiand e,".(: 

-icl'c 'icn 257 I,"d EUR Jer Er.'lerb 'ion durch die RepuDik Osterreich emitterten oder aufgestockte", ;'rle,",e" m Jah.' 

lJ)1 13 ',!rd EL:R! 'Lreh Auslander betrug 11 3 Mrd EUR bzw 88', des E~lss,onsvolumens 

Je C":,'i'Cklung deo "oslt,on Aktien war wesent'ich vom Akt,eniausch Bank Austna Hypo- und '-Iere rsbar.< ,;eC'2g: Ce 

~.k:,er der Bank Austfla wurden Im Verhaltnls 1 1 gegen Aktien der HVB getauscht Mehr als die Halfte der Bank AUS!flil 

~k:'en,',ar .'" BeSitz "0" auslandischen Investoren gewesen und deClzufolge zelgle die Zahlungsbilanz beirll Umtauscr hohe 

::::.jc~::usse iniand:sciler ;',/'\tlen aus dem Ausland 

= e " den Jai'ren '~,o9 ucd 2-JOO zu beobachtende starlte Erhohung der TransaKLonsvolum,na In der Teilbilanz sonstige 

Investitionen Ihauptsachllch Einlagen und Kredite) setzte Sich 2001 n!chl fort Die geringere Auswelt'Jrg durte 2'IC'ar ~e 

oS- r(:r s;:: egelb, d lehen :::-ol,;e der ebenfalls ger'ngeren Brut\ostrome In ,jen Bereichen P:::rtf81!o~nJeS~ltlcner ,irr] =: i.::~: '", .~Sl 

:oc"n sen Per saldo e'gab Sich ein KapItalexport 'Ion netto 5.9 Mrd EUR (2000 2 7 Mrd EUR.I 

=e österreichischen Währungsreserven ve",c,gerten Sich Im Jahr 2001 transaktlonsmaß'g um 2.1 I/rd ELJR Das Vclurner, 

o.r ss:wre'ch'schen ':iahrurgsresecien be'lef Sich per Ende 2C01 a'Jf 17 7 ~kd EUR 
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Tabelle 32: Zahlungsbilanz Österreichs 2000 und 2001 (Nettowerte in Mio EUR) 

2000 " 2001 ~ 

Leislungsbilanz -5.041 -4.570 

Goter und Dienstleistungen -1.229 -189 

Einkommen -2.364 -3.011 

Laurende Transfers -1 .448 -1 .370 

VennOgensObertragungen -476 -561 

Kapltalbllaru 

Forderungen -52.009 -21 .302 

Verbindlichkeiten 56.159 25.064 

Saldo 4.149 3.762 

Gliederung nach Funktionen 

OirektinvesUtionen 

Im Ausland -6.244 -2.951 

Im Inland 9.223 5.942 

Saldo 2.979 2.991 

Portlolianvestitionen 

Ausländische Wertpapiere -29.081 -13.065 

Inlandische Wertpapiere 32.371 17.957 

Saldo 3.290 4.892 

Sonstigelnvesüüonen 

Forderungen -16.994 -6.918 

Verbindlichkeiten 14.297 1.057 

Saldo ·2.697 -5.861 

FInanzderivate -261 ·327 

OffIZielle W~hrungsreserven )) 839 2.067 

NachrichUich: Zinslrsgende Investitionen 

Forderungen -29.619 -16.886 

VerbindHchkerten 43.131 24. 771 

Saldo 13.512 7.886 

Sektorale Gliederung 

OeNB und Banken 17.938 -477 

Forderungen -16.941 -11 .026 

Verblndllchk.ellen 34.879 10.549 

Saldo 17.938 -477 

Offentlicher Sektor 

Forderungen -4.140 -1 .220 

Verbindlichkeiten 11 .413 10.156 

Saldo 7.273 8.936 

Sonstige SeklOlen 

Forderungen -30.928 -9.056 

Verbindlichkeiten 9.867 4.359 

SaldO -21.061 -4.698 

SlaHslische Differenz 1.368 1.369 

1) Revfdierte Daten. 
2) VorlDuftge Daten. 
3) Oesterreichische Nationalbank: Gold, Devisen, lWF·Position. Sonderziehungs o 

rechte ete: Zunahme: ./ Abnahme: +. 
Quelle: OeNB. 
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6,2 Finanzierungsströme des Jahres 2001 und Vorschau für das Jahr 2002 

Dieses Kapitel widmet sich den finanziellen Transaktionen der Wirtschaftseinheiten in ÖSterreich und bildet in Form der ,Ge· 
samtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung' das Anlageverhalten sowie die Änderungen der Vermögenspositionen von 
Sektoren und deren Refinanzierung nach Höhe und Struktur ab. Für ÖSterreich liegt nunmehr eine von der OeNB erstellte 
Gesamtwirtschaftliche Finanzierungsrechnung für die Jahre 1995 bis 20017' vor, die konzeptiv auf der Ratsverordnung Nr. 
2223/96 über das Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 95) aufbaut. Die Ergebnisse für das 
Jahr 2001 beruhen zum Teil noch auf Schätzungen. Vom ÖSterreichischen Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO) wurde auf 
Basis dieser Informationen die Vorschau der Finanzierungsströme für das Jahr 2002 bereitgestellt. 

Kemstück des ESVG 95 aus Sicht der Finanzierungsrechnung ist die EU·einheitliche Systematik und Definition von Finanzie· 
rungsinstrumenten und Sektoren. Die Sektorgliederung differenziert zwischen folgenden Wirtschaftsbereichen: 

• Nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 
• Finanzielle Kapitalgesellschaften 

• Staat 
• Private Haushalte 
• Ausland 

Der Begriff ,Kapitalgesellschaft' ist dabei nicht ausschließlich juristisch zu verstehen: er umfasst vielmehr etwa in Zusam· 
menhang mit den ,nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften' in der vorliegenden Abgrenzung der OeNB·Finanzierungsrechnung 
neben den Kapitalgesellschaften im engeren Sinn auch selbstständig Erwerbstätige und freie Berufe sowie Personengesell· 
schaften. Darin weicht das Konzept der österreichischen Finanzierungsrechnung vom ESVG 95 ab, das grundsätzlich selbst· 
ständig Erwerbstätige, freie Berufe und Personengesellschaften den ,privaten Haushalten' zuordnet. Aus Datengründen war 
eine getrennte Erfassung und damit eine ESVG 95 konforme Zurechnung dieser Teilsektoren zu den ,privaten Haushalten' 
nicht möglich. Ebenfalls aus Datengründen mussten die ,privaten Organisationen ohne Erwerbszweck' . entgegen dem Zu· 
ordnungsschlüssel des ESVG 95· dem Sektor ,private Haushalte" zugerechnet werden. 

Der Sektor ,fi nanzielle Kapitalgesellschaften' umfasst entsprechend der Abgrenzung im ESVG 95 die Teilsektoren Zent· 
ralbank, Kreditinstitute, sonstige Finanzinstitute (z. B. Investmentfonds), Kredit· und Versicherungshilfstätigkeiten sowie Ver· 
sicherungsgesellschaften und Pensionskassen. Die Abgrenzung des Sektors ,Staaf und seiner Teilsektoren (Bund. Länder, 
Gemeinden und Sczialversicherung) erfolgt ebenfalls im Wesentlichen gemäß ESVG 95. Der Bundessektor wird in weiterer 
Folge wegen seiner Bedeutung für das heimische Finanzmarktsyslem gesondert dargestellt (siehe Tabellen 32 und 33).1' 

Die berücksichtigten Finanzierungsinstrumente folgen in der Abgrenzung und im Konzept dem Gliederungs· und Klassifikati· 
onssystem gemäß ESVG 95. Aus Datengründen können die vorliegenden Berechnungen für das Jahr 2001 und die Vorschau 
2002 lediglich auf Ebene der Hauptgruppen ,Währungsgold und Sonderziehungsrechte', ,Bargeld und Einlagen', ,Wertpapie· 
re und Finanzderivate', ,Kredite' • .Anteilsrechte", ,versicherungstechnische Rückstellungen' sowie ,sonstige Forderungen 
bzw. Verbindlichkeiten' vorgenommen werden. Darüber hinaus erforderten die bekannten Erfassungs· und Bewertungsprob· 
lerne in der Geldvermögens· und Kreditstatistik (z. B. große Datenlücken bei Aktien und sonstigen Anteilsrechten, Ver· 
mengung von Nominal· und MarXtbewertung) zum Teil weit reichende Ergänzungen der Primärdaten durch Annahmen, 
Hochrechnungen und Schätzungen. 

71 Siehe dazu Beilagen zu den ~Statjstischen Monatsheften" der OeNB, 9/1999,112000,912000 und MOO1 . 
72 Auf einen Ausweis des Teilsektors .sonstige ""entliehe HaushaJte (Lander. Gemeinden. SoziaJversicherungslrager)· wurde angesichts 

statistischer Unsch3rlen und der Helerogenitat verzichtet 
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Tabelle 33: Finanzierungsströme 2001 ' I (Nettowerte in Mrd EUR) 

Nichtfinanzielle Finarwelle Staal Pnvate Haushalte I n I a nd Ausland Insgesamt 

Kapllaklesetlscl1. Ka"IaIoeseIlscl1. Insoesaml Bundesseklor 

Soll Haben Soll Haben Soll Haben Soll Haben Soll Haben Soll Haben Soll Haben Soll Haben 

Währungsgold und SZR - - ~,16 - - - - - - - ~,16 - - ~,16 ~,16 ~,16 

Wahrungsgold - - ~,27 - - - - - - - ~,27 - - ~,27 ~,27 ~,27 

Sondemehungsrechle (SZR) - - +0,12 - - - - - - - +0,12 - - +0,12 +0,12 +0,12 

Bargeld und Einlagen +1 ,99 - +16,88 +25,45 +2,91 - +0,51 - +4,11 - +25,89 +25,45 +6,54 +6,97 +32,43 +32,43 

Bargeld -1,11 - +0,10 -3,98 ~,OO - ~,OO - -3,00 - " ,01 -3,98 - ~,03 ",01 " ,01 

Sichleinlagen +0,54 - +4,65 +3,33 +0,36 - ~.46 - +1,86 - +7 ,4 1 +3,33 -3,09 +0,99 +4,31 +4,31 

Sonslige Einlagen +2,56 - +12,13 +26,11 +2,55 - +0,97 - +5,26 - +22,49 +26, 11 +9,64 +6,02 +32,13 +32,13 

Wertpapier. und FInanzderivate +0,09 +2,49 +5,68 +10,78 +0,38 +5,17 +0,38 +5,11 ~,48 - +5,68 +18,45 +23,04 +10,27 +28,72 +28,72 

Geldma.ld- und Kapllalmarl<tpapiere +0,09 +2,49 +5,67 +10,78 +0,38 +4,83 +0,38 +4,76 ~,48 - +5,66 +18,10 +22,70 +10,26 +28,36 +28,36 

Finanzdenvate - ~,oo +0.01 ~.OO - +0,35 - +0,35 - - +0,01 +0,34 +0,35 +0,01 +0,36 +0,36 

Kredite +1 ,49 +9,67 +13,90 +0,40 -1 ,12 -2,69 +2 ,03 -1,73 .(J,OS +3,80 +14,21 +11 .18 +3,03 +6,06 +17,23 +17,23 

Anteilsrechte +6,21 +8,53 +7,51 +5,35 +0,14 - +0,14 - +3,84 - +17,70 +13,87 +0,14 +3,97 +17,804 +17,84 

Anteilsrechte +5,39 +8,53 +2.1 4 -3,89 ~.15 - ~,'5 - +0,92 - +8,29 +4,64 ~,92 +2,74 +7,38 +7,38 

Investmentzerufikate +0,82 - +5,38 +9,24 +0,29 - +0,29 - +2.92 - +9,4 1 +9,24 +1,05 +1,22 +'0,46 +'0,46 

Verslcherungstechn. ROcksteilung - - - +3,48 - - - - +3,48 - +3,48 +3,48 - - +3,48 +3,48 

Sonst. ForderungenNerbindlichk. ~,20 ~,45 +0,03 ~.22 +0,00 +0,00 +0,00 +0 ,00 ~,oo +0,01 ~,17 ~,66 ~,61 ~,12 ~,78 ~ ,78 

Sektorsumma +9,57 +20,24 +43,85 +45,24 +2,31 +2,49 +3,06 +3,38 +10,90 +3,80 +66,63 +71 ,77 +32,14 +27,00 +98,77 +98,77 

F I n a nz I. r u n g s sa I do -10,67 -1,39 ~,18 ~,33 +7,09 -5,14 +5,14 -
1) VoflJufoge ErgebnIsse 

Quelle' OeNB. 
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6.2.1 Umfang und Struktur der Finanzierungsströme im Jahr 2001 

Im Berichtsjahr 2001 war die Geldvermögensbildung (Bargeld, Veranlagungen in Einlagen, festverzinsliche Wertpapiere, 
Aktien, Investmentzertifikate und Versicherungsprodukte sowie Kreditvergaben) ebenso wie der Finanzierungsbedarf (Kre­
ditaufnahmen, Hereinnahme von Einlagen sowie Wertpapieremissionen einschließlich Anteilspapiere) der gesamten öster­
reichischen Volkswirtschaft vor dem Hintergrund der ausgeprägten Konjunkturabkühlung deutlich schwächer als im Jahr 
2000. 

Nach ersten vorläufigen Berechnungen betrug der Vermögensaufbau13 im Jahr 2001 66,6 Mrd EUR gegenüber 87,7 Mrd 
EUR im Jahr 2000. Die Geldvermögensbildung erreichte damit 31% des BIP (2000: 43%). Die Gliederung nach Finanzie­
rungsinstrumenten zeigt eine Präferenz der Veranlagung in liquide und relativ risikoarme Einlagen (insbesondere bei inländi­
schen Banken) während sich die Zuwachsraten bei den Finanzierungsprodukten Wertpapiere, Anteilsrechte und Kredite im 
Vergleich zum Jahr 2000 nahezu halbiert haben. Die Vermögensbildung war auch von der zu Jahresbeginn 2002 durchge­
führten Euroeinführung spürbar beeinflusst. Der Bargeldumlauf reduzierte sich im Berichtsjahr 2001 um knapp 4 Mrd EUR auf 
rund 11,7 Mrd EUR. 

Das Neufinanzierungsvolumen74 in ÖSterreich erreichte im Jahr 2001 ein Ausmaß von insgesamt 71,8 Mrd EUR im Ver­
gleich zu 93,2 Mrd EUR im Jahr davor. Das MItteiaufKommen stammte vor allem aus der Hereinnahme von Einlagen, wäh­
rend die Aufnahme von Fremdkapital in Form von Wertpapieren und Krediten unter den Zuwachsraten des Vergleichsjahres 
2000 lag. 

Der Finanzierungssaldo (Saldo aus Geldvermögensbildung und Finanzierungen bzw. Leistungsbilanzsaldo einschließlich 
Vermögensübertragungen) der österreichischen Volkswirtschaft betrug -5,1 Mrd EUR. Der Nettofinanzierungsbedarf ge­
genüber dem Ausland fiel 2001 angesichts vergleichsweise hoher Vermögensübertragungen nur etwas geringer als im Jahr 
2000 aus (2000: -5,4 Mrd EUR). 

Die seit Beginn der WWU beobachtbare internationale Diversifizierung der Finanzierungsströme wurde im Berichtsjahr weit 
weniger stark fortgesetzt. Die Auslandsveranlagungen ÖSterreichs gingen ebenso deutlich zurück wie die Finanzierungen 
durch das Ausland. Von der gesamten Geldvermögensbildung im Jahr 2001 wurden rund 41% im Ausland veranlagt (2000: 
55%), während der Finanzierungsbedarf ÖSterreichs zu rund 45% (2000: 58%) vom Ausland abgedeckt wurde. 

Die finanziellen Verflechtungen zwischen und innemalb der einzelnen Sektoren ergaben folgendes Bild ' Die finanziellen 
Kapitalgesellschaften (Finanzintermediäre) investierten von ihrer gesamten Geldvermögensbildung in Höhe von 43,8 Mrd 
EUR beinahe die Hälfte (18,9 Mrd EUR) im eigenen Sektor. Dies betraf vor allem die Finanzierungsinstrumente Einlagen, 
Bankaktien und Investmentfonds. Auch wurde der Vermögensaufbau gegenüber dem privaten nichtfinanziellen Sektor (priva­
te Haushalte und Unternehmungen) weiter erhöht, während die Gläubigerposition gegenüber dem Staatssektor netto redu­
Ziert wurde. Dieses Ergebnis resultierte vor allem aus dem Verkauf von Staatskrediten durch Versicherungen sowie durch 
Nettotilgungen von festverzinslichen Wertpapieren des Staates. Die nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften (Unternehmen) 
Investierten ihr Geldvermögen vor allem beim finanziellen Sektor, im Ausland und zu einem emeblichen Anteil auch im eige­
nen Sektor, während die privaten Haushalte de facto ausschließlich bei den Finanzintermediären und im Ausland Ihr Geld­
vermögen veranlagten. 

Der Sektor Staat erreichte 2001 einen nahezu ausgeglichenen Finanzierungssaldo (-0,18 Mrd EUR gemäß ESVG­
Abgrenzung75). Der Finanzierungsbedarf belief sich auf 2,5 Mrd EUR. Der Staat ging dabei eine zusätzliche Verschuldung In 
Form von Wertpapieremissionen in Höhe von 4,8 Mrd EUR ein, während Kredite in Höhe von 2,7 Mrd EUR zurückgezahlt 

13 Veranderung der FlnanzaktNa In der Beobachtungspenode ohne Bewertungsanderungen 
74 Veränderung der Flnanzpassrva In der 8eobachtungspenode ohne Bewertungsänderungen. 
75 Im Untersd"tied zum Fina.nzierungssaldo laut budgetarer Notifikation werden zinsbasierte Swaps ln dieser Darstellungsform als Finanz­

lransaklioo belraentet (siehe Kapitel 3.1). 
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,'",':ee ,°1 Be'e::" der 'estverz,es"chen 'Nertpa~lere wurden kurzfnstlge Wertpapiere reduZiert und das Umlau',o'umee der 

r ;'cst'genNe~pap!e'e "nklus"Je der Rechtstra~er'rarz!erurg Jnd der E,genquote des Bundes) um 7.1 fhd EUR erhoht 

Ce ','t:e"eri,endung wurde ·m Jarr 2001 In Form von Einlagen bel Banken getatlgt bzw ,~urden Kredite an der ,_rte'"e" 

"'''"5S8k'or ge .. ,ar~ De Rechtst'agerlinanz!erung bel'ef sich :m Jahr 2001 auf 20 Mrd EUR Ferner verkauften eInZe'ne 

SJ"jes:ander IhreWwnbaudarlenen 'n Bez'Jg auf die In Tabelle 33 ausgewiesenen ~rgebnsse der Tel'se"oren ses Staa· 

:,,5 '3J",dessek:or sorS:lge< offectl,cher Sektorl fl'USS angemerKt werden dass die pnmarstatlstlschen IrtorC'a: oree ge· 

oen'.'la~lg eine klare Trennung nur teilweise zulassen 

';'e Geldvermögensbildung der privaten Haushalte war 2001 schwach Die prvaten Haushalte 1,lnkluslve private 0'g3rlsa­

: ',ner onne E:rNerbszweckl ais Nettoglaublger Irnerhalb der Inlandischen volkswirtschaftlichen Sektorer erhohtec ;c,r Ge d­

,,"r"'o,~en 'ohne Beruckslcht'gunglon BewertungseHekten) ,m Jahr 2001 um 109 Mrd EUR Im Vergleich zu 140 1,1rd EUR 

~- ,ahr 2'J,JO Zun' Jahresen,je 20C1 betrug das gesamte Geldvermogen 280 9 Mrd EUR. das ertspncht 220', desler'Jgba­

'e" E r,crm',ens der ~r:'laten f-'aushaite Das verfugbare E,nkomrlen ,der privater Haushalte stieg geringer ais der ~rI'Iate 

,onsum und verminderte die volkswirtschaftliche Sparquote der pnvaten Haushalte Ferner wurde von den privaten Haushal­

'ee j,e ZJSaTrre~se:ZJng der 'ilt:el die fur finanzielle Investitionen herangezogen wurden, geandert Die ~Infuhrung des 

="': a's :J",yslscres Za"'ungs'11lt:el fuhrte dazu. dass die Bargeldhaltung deutlich gesenKt wurde IRuckgang um 'un,j 3 \Irj 

:: _ ~ :; ~ 3cH]8Icces!ar,de hurden zum ie:1 :ur Konsumzweö,e 'Ier'Nendet bZiW In kurzfnstloje E,nlage'l bel Ba'l~en ::ies­

.~ ..... :Je Zuwac"';s bel jer Ba:lkeln1ager ''J'Jar Im Vergleich zu den Vorjahren uberdurchschnlttllch hoch und errelc f1:e einer 

,',.~": I':: ~ ; \1r,j ELR :::::'IE JlreHe \/era~l!agurg In fes~\Jerzlnsllchen ',\'ertpapleren Nurde m :3€98"15aI2 2':Jr~ ",'c:,':arr ~ '-::~! 

"'.:;N ~ci.]t:'se·.zt net:o ,'lurCE'l sOjar 'w\'er;pa;::lere Irl Jahr 2001 '~'e:~.aur. r.~aßgeb::cle ::Jru",de fur jlEse ='es'n'Je5~1:lc""e'" 

s,od das Abrelfen von 'Nenpapleren und die Umschichtungen aus anonymen Depots Zuwachse verzeichneten ,edlgll:r ·d,e 

sc,,"e" C" beg"nstlgten 'Nohnbauanlelhen Die ;JrI'Iaten Haushalte erwarben 2001. nicht zuletzt durch Umschlchtunge" In 

c·skarmere Produk!e weniger .Aktlen und Investmentzert:f,kate als Im Verglelchszel'raur:1 2000 Insgesar:1t mac"ten ,j;e 

";es:: ocen In A't.e" Jrd Än:elsrechte 38 Mrd EUR aus NO'lOn 29 Mrd EUR auf ,rlandlsc~e InvestrnentzeMka:e er,t'e­

co 'Cl'lerg'e,ch zum Jahr 2000 war der Zuwachs In Anlagen bel Versicherungen und PenSIonskassen relatiV konstant Der 

,cr'au"ge ,';e1 '11achte IJ' das Jahr 2001 35 Wd EUR aus I.LGGO ~,2 Mrd EUR) 

,~uch die Neuverschuldung der privaten Haushalte war 2001 n:ednger als 2000 Das Volumen an Bankkrediten wurde 

: ::1 JOl 'lsgesaC': 3 7 lire EUR erhoht 12000 45 Mrd EURi Zudem kam es durch die Verkaufe von Wohnba"darlehen 

,"",:e're' 3un,desia"der an Banken zu einer Ullschlchtung der G,aub,gerstruktur bel der POSition "Kredite- Dec positive 

FInanzierungssaldo ,Geld ienmo,;ensblldung abzugilch F,nanz;erungen I der pn'laten Haushalte reduzMe s,ch Im Jarr 2c-J' 

l.ll 7 • 1,1rd EUR gegenuber 9 4 Mrd EUR Im Jahr 2000 

: e nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften :unteroehmeo, vernnge1en Ihren negativen Finanzierungssaldo ,Cl "aN 

::: 1 aJi : 0 7 nach 1: 1 1,1rd EUR Im Jahr 2000 Vor allem die deutlich verschiechterte Konlunkturlage aber aue,' d,e 3:'" . 

:" J O ,] des 'n'lestMnsfrelbetrags mit Anfang 2001 die VorzleheHekte Im Jahr 2000 nach Sich zog, dampften die Investilions­

:er., :scha1 der Un!e'ne~men 2001 merklich Gle,chzeltlg durfte der EIgenfinanzIerungsgrad lofolge der schec",leren ~1ra]S­

",e ZUr'Jc<,;egargen sein D,e wesentllcnsten F,naozierungsque'len fur die Unternehmen s!el:ten 2001 neben den :raJI:'8-

'1e'ien Bankkrediten auch Beteiligungen und Kredite aus Dlfektlnvestltlonsbezlehungen dar Das Volumen der neu aufge­

':~wen eac"red:te ["ac eie 2CC:l 43 r,1rd EUR aus Einen großen Anteil an den FinanZierungen der Unternehmer rat'e '11 

,'""r 2:'0' cas;Jsland m: 77 rk,j EUR wobei die Kap'talzuflusse aus Dlfektl1Vest,tlor,en 49 Mrd EU,,< ausmachten ],e 
'"J ge,'lanrten Kredite aus dem Titel der ,Rechtstragerfinanzlerung" machten Im Jahr 2001 20 Mrd EUR aus Insgesamt 

'Ci:ler j'e I~nternehmen :n Osterreich Im Jahr 2001 einen FInanzIerungsbedarf von 20,2 Mrd EUR 12000 222 t.1rd EUR"I 

:';jererse:s erhohten j,e I_nterr,ehmen I"r Geld'lermogen um 9.3 Mrd EUR "m Jahr 2001 gegenuber 11 1 tkd EUR m Jar,r 

~ ~~. C' :' e ,'iesen!i~chs~e './e r an!3<j Jnqsforr:l s~e~lte der Er"ierb zusatzllCt:er Artedsrec'lte 1T1lt 5 2 r.~rd ~ L R dar ',','0'-.'0"; 2 2 ':'r~ 

t'eR aus zusalzllchen Ka;Jltallerfechtungen In Zusammenhang mit Dlfektln'lestltlonen resultierten 

'-,') 
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6.2.2 Vorschau auf die Finanzierungsströme 2002 

Je deu:'!cOe '/erbesserung des WIrtschaftsklimas In den USA und Europa seit Beginn 2002 begunstlgt d.e zug.ge ErhO'Jcg 

':e' reln'ISC1er ~,orJunktur Obgleich sich die Guterproduktion In den USA und Europa Im' Halbjahr 2D82 etwas 'Je,raltere' 

"eett rat als noch zu Jahresbeginn angenommen wurde. bestatlgen nahezu alle vorauseilenden Indlkat8ren die optln,.s:i· 

schen 'NachstumserNartungen fur das laufende Jahr Die heimische 'Mrtschaftslelstung ',wd 'Ion Ouartal zu Oua~al k '3f:ger 

o,~anj'eren und zu Jahresende em reales Wlrtscnaftswachstum 'Ion mehr als 2 1 '2', erreichen Im Ja.cresdurChscrnl1l·.wd 

je osterrecn·sche "·i,,1schaft 2002 nach der lungsten 'NIFO-Prognose (Juni 2002) - wegen dem medngen Ausgangsn:veau 

zu Jahresbeginn . real jedoch nur um 1.2% wachsen 

e,e ,\FO·Prognose basiert unter anderem auf der Annahme. dass die politischen Turbulenzen ,m Nahen Oste," zu k,elne~ 

'llarkanten Anstieg der Roholprelse und die anhaltend hohe Unsicherheit auf den Internationalen Fmanzmarl<ten zu keinen' 

nac--a:tgen ~ttert,s",us bel den Investoren fuhrt Für die Prognose der gesamtwirtschaftlichen Fmanzlenungsstrome SI",d 

.e:cch Joe a 'em Arra~men ezw endogene Ergebnisse de' realwIrtschaftlichen 'Nachstumsprognose 'Ion Bedeutung d e 

sien auf das Investltlons'lerhalten der Untemehmen, auf die Budgetpolitik des Staates, auf die E,nkommensentwICklung und 

- ;-,JI',re ""'9 der e'"aten "acsha'te. die Z,nsentwlckl'Jng auf den Sed· Jnd Kapltalnearkten S8wle auf d.e Veranlagungs· 

l:;,.. ~.'la;,z'e·'J"'gs:,·afere"",ze:l '.lOn Investoren bzw Erllt:enten bez e~e'1 

:=: e .. J'S::"'i1J 2l'Jf j e jesarlt"'''Ir:sc~aft.llchen ;1'lanZlerungsst'.::w:e 2C{'2 I .... abe ie 351 bas er: m ',"':ese;: r:~e" auf :::~; "J':~' 

s:ei;eT:e: t.ri'arme" c,e - 'ion elnlge:l \if'enlgen finar,zierungstec:,r, scher AnJassurger abgeseher - "'''it je': :;;!.m:!a'jl2~ 

ur;J Ergebnissen der 'NIFO-Prognose zur Jahresmitte uberelnstlmmen Die konjunkturell bedingte unterdurchscllnltt;lcile 

-<aoa:llats3uslasturg sc.vle d,e maßlge Sewlenentwdlung Im /or;a~r und auch noch ,''' laufender Ja"'asst tJ' 2C02 'e',e 

deu:lc~e "jerbesserung de: ,n,eSlltlonsbereltschaft der Urterr,ehmen erwarten D'e ,n'lesttlonsbereltscra~ der Unter-ehc-en 

:13t s'co 'aut ','I'FO·lnvestltlonstest schon seit Mine 2001 deutlich verschlechtert und vernarrt seither auf nledngem fJ,veaJ 

o Je 2,,)2 'Echeet das 'NIFO mit keinem realen Anstieg der Brunoanlagemvest:llonen Besondere Zurudna::ung uben de 

~-:ernehrlen bel Baumesttlonen, d'e In der Regel zu einem erheblichen Teil durcr Barkkredite finanZiert werden 

::"'C Staatshaushalt wa' 2001 zum ersten Mal seit 1974 nahezu ausgeglichen Dieses ErgebniS Ist Jberwlegend auf einen 

sta:'er A.~stleg de' ~bgabenquote zunuckzufuhren Der HaJshaltssaldo nacr, Maaslnehl·Deflnltlon Wird 2002 laut :;IFO· 

='o,"n,:se ... egeo der lerzogerten Effekte der vorjahflgen Konlunkturabschwachung geflngfuglg negalll sein. jedoer raner 

~0' der Null· als der 10 A.1ark.e !Iegen Vor allem ausgabenselt:g,wd mit einer horeren Belastung durcnj e Zura,o'E je 

'::',rC€,1Sicsi'jkelt ~erechr:et. auf der E,nnahmenselte erschwert ,jle ur:erdurchschnltt ' Oie Entwlu.1un9 de Elnk:;m'Tlf.:r's· '"," 

~'Dr;Jerscra~ss:eueTI die Fortsetzung des Konsolidierungskurses 

J e r,ac~t'age der privaten Haushalte stutzt die Erholung de' nelmschen KonJnktJr In' lau'eneen Jar' Cer ;;"';3:e Ko,· 

SJ'~ Slie:) nc '/or;arr real um mehr als 1'" obgleich die realen 'Jerfugbaren EInKommen stagnierten Die Sparc;uo:e ,je' ;;Ci.a· 

lee Ha'Jshalte sank daher 2001 deutlich. was unter anderem auch auf die hohere Steuerbelastung zuruekzufJcren Na' f'e'J' 

e' ,'ier,jen eie realer.erfugbaren E'C.kommen um etwa 1 '"',, wachsen Die Konsurrerten werden ledoen ,n e,rem ahn~ C~ 

'C~C:' :'usrra'l neehr aus"eber scdass 2002 mll keinem Signifikanten Anstieg der Sparquo:e gerechnet'lierder. k.ann 

=c Inflation ,rr ~J'orau'" er.'lles Sich auch wahrend der jungsten KonjunkturabschwaChJng ais :elatl'l ha~nack;g D e Euro· 

:3'5:"" Ze":ra:ba-, ,·,iCd des~alb :nre Leltz:nssatze - auch In Anbetracht der s'ch abzeichnenden Konlunkturerhclunj . heuer 

iorauSSicntl,ch nicht weiter senken 

Sas Zinsniveau auf den Se dmarkten Nlld laut 'NIFO-Prognose 2002 mit 35', deutlich unter cern ::JJ'chscr.n:: der ellter 

z:.cl Ja"re "egen und erst Im nachsten Jahr krahlg steigen Die langfnstlgen Zinsen werden schon heuer rJeutllch anz el'on 

':::g,e:r:h der k,rar. ge ,:'r.s~ie'J In den ersten drei Monaten auf Grund des labilen ,r.;ernat,oralen ',.~a~ktge'uges 'f'C .je ;:ess . 

Cl S'!5c"en Er.'ianur,,;sraiturg Iieier In'les\Dren Sich nicht weiler fortsetzte R,slkoavers,cn Jnd 0nSIcherreit utee die 'Ia:c 
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haltigkeit des Aufschwungs hält die internationale Nachfrage nach Rentenwerten hoch. Auf den Märkten für festverzinsliche 
Anleihen waren kurzzeitig wiederum Kursgewinne bzw. rückläufige Rendnen zu beobachten. Mit zunehmender Festigung des 
internationalen Konjunkturaufschwungs werden sich jedoch die Aktienmarkte erholen, und die Renditen auf den Renten­
markten weiter steigen, Das WIFO rechnet für heuer im Jahresdurchschnitt mit einem Anstieg der Rendite für zehnjährige 
Staatsanleihen auf 5,4% (2001 : 5,1%). 

Das Geschehen auf den nationalen und internationalen Finanzmärkten wird heuer über weite Strecken noch von Vorsicht 
und Zurückhaltung bestimmt bleiben. Institutionelle Investoren wie auch Kleinanleger sind immer noch überdurchschnittlich 
risikoavers und präferieren sichere und liquide Veranlagungs formen. Diese pessimistische Grundtendenz wird sich erst ge­
gen Jahresende verbessern. Das Finanzierungsverhalten der Unternehrnen wird ebenfalls von der noch labilen Kapitalmarkt­
situation nachhaltig beeinnusst; die Unternehmen präferieren großteils kurzfristige vor langfristiger Finanzierung und Bank­
vor Kapitalmarktfinanzierung. Die konservative Präferenzstruktur der Investoren kommt allerdings dem höheren Finanzie­
rungserfordemis der öffentlichen Hand entgegen. 

Tabelle 34: Entwicklung der Finanzierungssalden 2000 bis 2002 (in % des BIP) 

2000 2001 ., 2002 ~ 

NichHinanzielle Kapitalgesellschaften ·5.0 -5,1 -4 ,9 

Finanzielle Kapitalgesellschaften -1,0 .(1.7 .(1,5 

Staallnsgesaml .(I,S .(1,1 .(1,4 

davon Bundessektor -0,5 -0,2 -1,0 

Private Haushalte 4,2 3,4 3,6 

Ausland 2,5 2,4 2,2 

1) VorflurJge Daten. 
2) Prognose. 

Tabelle 34 gibt einen zusammenfassenden Überblick der sektoralen Finanzierungssalden in Prozent des nominellen 
Bruttoinlandsprodukts seit 2000, einschließlich der Prognose für 2002, Der Verlauf der Salden zeigt deutlich den Einnuss der 
Konjunktur auf das exteme Finanzierungserfordemis der einzelnen Sektoren, aber auch die Auswirkungen der Konsolidie­
rung des Staatshaushalts sind deutlich erkennbar. Dies zeigt sich insbesondere im Rückgang des positiven Finanzierungs­
saldos der privaten Haushalte. Die privaten Haushalte sparen in Phasen der WachstumsabSChwächung weniger, sie passen 
ihr Konsumverhalten nur teilweise an die konjunkturbedingt schwächere Einkommensentwicklung an. 

Tabelle 35 zeigt die sektoralen Finanzierungssalden für 2002 auf der Grundlage der Finanzierungskonten der einzelnen 
Wirtschaftsbereiche, Sie gibt eine detaillierte Darstellung der zu erwartenden Änderungen der Forderungen und Verbindlich­
keiten entsprechend der Annahmen über das Anlageverhalten der privaten Haushalte, des Finanzierungsverhaltens der Pro­
duktionsunternehmen, der Kreditaufnahme der öffentlichen Haushalte, der Transaktionen der Untemehmen des Finanzsek­
tors sowie der Änderungen der Auslandsforderungen und -verbindlichkeiten gemäß der Juni-Prognose des WIFO. 

Der Sektor der nichtfinanzlellen Kapitalgesellschaften wird heuer mit 10,6 Mrd EUR ein ähnlich hohes Finanzierungsdefizit 
aufweisen wie im Vorjahr. Die Kreditaufnahme insgesamt bleibt im Vergleich zu den Vorjahren verhalten, die Gesamtverbind­
lichkeiten wachsen mit 7,6% deutlich schwächer als 2001 (8,5%), Die Ausweitung der Verbindlichkeiten in Form von Anteils­
rechten wird mit 8% deutlich unter dem langjährigen Trend bleiben. 
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Tabelle 35: Vorschau auf die Finanzierungsströme 2002 (Nettowerte In Mrd EUR) 

Nichtflnanzjelle Finanzielle Staal Private Haushalte 

Kapitalgesellsch. Kapitalgesellsch. Insgesaml Bundessektor 

Sott Haben Sott Haben Sott Haben Sotl Haben Sotl Haben 

W'hrungsgold und SZR - - .0,15 - - - - - - -
WAhrungsgold - - .0,16 - - - - - - -
Sonderziehungsrechte (SZR) - - +0,01 - - - - - - -

Bargeld und Einlagen +2,08 - +15,03 +31,49 +1,37 - +0,45 - +6,03 -
Bargeld +0,88 - +0,16 +2,67 +0,00 - +0,00 - +1 ,60 -
Sichteinlagen +0,33 - -0.07 +2.64 +0,29 - +0.09 - +1 ,47 -
Sonstige Einlagen +0,86 - +14,94 +25,98 +1 ,08 - +0,36 - +2,96 -

Wertpapier. und Flnanzderlv3te .0,49 +3,15 +14,72 +10,51 +1 ,57 +8,87 +1,.57 +9,28 ·2,15 -
Geldmarltl- und Kapitalmarlttpapiere .0,49 +3,15 +14,72 +10,51 +1 ,57 +8,86 +1 ,57 +9,27 -2,15 -
Finanzderivate - -0,00 +0,00 .0,00 - +0,01 - +0,01 - -

Kredite +2,87 +11,85 +15,22 +1,22 +',84 ~.17 +2 ,70 -3,17 +0,01 +4,56 

Anteilsrecht. +4,32 +4,75 +14,55 +12,64 .0,77 - .0,77 - .... 17 -
AnteiJsrechte +1 ,55 +4,75 +4,53 +0,39 +0,04 - +0,04 - +1 ,48 -
Inveslmentzertlflkale +2,77 - +10,02 +12,25 -0,82 - -0,82 - +2.69 -

Verslcherungstechn. ROcksteilung - - - +4,18 - - - - +4,18 -
Sonst. ForderungenNerblndllchk_ +0,28 .0,13 -0,09 +0,33 -0,00 +0,09 -0,00 +0,01 +0,05 +0,01 

Sektorsumme +9,05 +19,62 +59,28 +60,35 +4,00 +4,79 +3,95 +6,12 +12,28 +4,57 

Flna nzleru ngssaldo -10,57 -1,07 -0 ,79 -2,17 +7,71 

Quelle WIFO 
- - - -

t n I a n d Ausland Insge s amt 

Sotl Haben Sotl Haben Sotl Haben 

..() ,1 .5 - - .0,15 ..0,15 ..0,15 

.0,16 - - -0,16 -0,16 .0,16 

+0,01 - - +0,01 +0,01 +0,01 

+24,51 +31 ,49 +10,60 +3,63 +35,11 +35,11 

+2,64 +2,67 - .0,03 +2,64 +2,64 

+2,03 +2,64 +1 ,29 +0,48 +3.32 +3,32 

+19,64 +25,98 +9,32 +3,17 +29,15 +29,15 

+13,66 +22,53 +23,19 +14,32 +36,85 +36,85 

+13,66 +22.52 +23,19 +14,33 +36,85 +36,85 

+0,00 +0,01 - -0,01 +0,00 +0,00 

+19,93 +13,46 +2,77 +9,24 +22,70 +22,70 

+22,26 +17,38 +4,64 +9,51 +26,89 +26,89 

+7 ,60 +-5.14 +3,92 +6,39 +11,53 +11 ,52 

+14,66 +12,25 +0,71 +3,12 +15,37 +15,37 

+4,18 +4,18 - - +4,1 8 +4,18 

+0,24 +0,31 +0,23 +0,16 +0,47 +0,47 

+84,62 +89,34 +41 ,44 +36,71 +126,05 +126,05 

-4,73 .... 73 +0,0 
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Der F,nanz,erungssaldo des Finanzsektors (finanZIelle Kapitalgesellschaften) wird auf Grund der maßlgen Kreditnachfrage 

Je,; ,je rcherer LI~uldllaIS:Jraferenz der :JC!vaten Haushalte wie 'm 'Jofjahr Im negallven Bereich liegen 'Jon der Rs,koa'Je'­

s cn :er ~,negE' Isl,or a:em d,e Emlsslonstallgle,l der Banken und der Inveslmentfonds negat,v betroffec Das F,nanl,e, 

'uc"sJeflzlt ble'blledoch mll 1 Mrd EUR unler dem 'Jofjahresergebnls 

Das F",anzlerungsde'lzit des Staates Wird heuer 0,8 Mrd EUR bzw -04', des BruttolnlandsproduklS betragen Dieses Er· 

;e:",s s: pri",ar au: cas konjunkturell bedingte hohe re F,nanz,erurgserfordernls des Bundes zuruckzufurrer Der Prognose 

er .Jr~er a"derem eie A1nahl1e zu Grunde dass die ~:ranzlerungsgestlon des Bundes weiterhin ka;)::alrrlark~Dnert!e1 

:IEIDI und die Bankkredltverpfilchlungen weiter redUZiert werden Die zu erwartenden POSitiven FInanzIerungsbeitrage der 

_ar'Jer Jnd GeClemden sollten ein allzu we,es .~bdnhen vom KonsOlidierungspfad verrlndem Der Prognose des F ranzle· 

-UC'jsSJ,dos :ur den Gesamtstaat liegen auch wellere Verkaufe von Wohnbaudanehen der Lander zu Grunde d,e iedoch ,n 

_'"ke"rle,5 ces zu erllartenden Ausmaßes Impllzilin Form einer technischen Annahme beruckslchtlgt wurden Diese Trans· 

a~~IJrler; Sind ailer,jl:l'~s rrch: urmrt:e!bar salden'Nirksam 

:: ~ privaten Haushaltellerden "euer auf Grund der elwas gurstigeren E,nkommensslluallon el ren hoheren Flnanzlerungs­

J:esc' JSS 3USNe,sen a S"l/crahr Der Zuwachs 'Ilird Sich ,edoeh mit {) 6 Mrd EUR ,n Grenzen nalten c:Jie Neltokredltau'· 

'a~n'e t,le!cl m I einem Zuwachs von 4.6 Mrd EUR sehr verhalten. das reservierte Anlageverhalten der onvaten Haushalle 

s:>e.1e:~ Sich '/0' 3:ie~' In e rem 111 Vergleich zu de'" VOfJarren noch ,rnrrer ,jeutllchen Elrllagenzuwac .... s bZN ,1 der ab'je 

SU' .'i3Cl1ten "raferenz nacn Irveslmenlzert,f,kalen Wider 

=er F "anz'erurgssaJO ge:Jenucer dem Austand w"d rur ,m Äus"laß des cels:un9sb,lanzsaldos ohne BerucksICC,t gun," der 

f'na'werungswlrksamen Vermogensubertragungen prognostiziert Das Lelslungsblianzdeflzll Wird vor allem wegen der guns 

: Jerer rem re 'en lr1portenrNlCklungnfolge der Euro-Aufwertung mll 4.7 Mrd EUR ger;rg'uglg unler jenen1:!er '/or:ahre 

,e,cen 5' !,'r,j ~JR ,'er a ,em die Erdol- bz'II Energiepreise soilen heuer die Lelslungsblianz etwas weniger s:a" jelas'e" 

3S cJr' 0as Interesse jer auslandischen Investoren an Inland:schen Wertpapieren wlfd 2002 Infolge der weltweiten Baisse 

co' ""1' Jr9 .'Ienlger dynamisch aJsfalien als In der Vorjahren 0 e Auswirkungen der Inlernat'or,alen Ka~';aIMark:scr ... ache 

,',I['.en 2002 ledoch In belde R,chlungen Trotz hoher Praferenz nach starkerer Inlernallonaler D,verslf,kallon lIerden auen d.e 

c a:'j:sccer lriestcren gror,e-e Zuruclhallung bel Ihren Auslandsengagemenls uben a's In den Vorjahren vor allem de 

~' .a:e" Haushalle we'den ,hr In:eresse an ausland Ischen Veranlagungsrrogllchkelten spurbar drosseln 
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7 VORSCHAU: ÖSTERREICHISCHES STABILITÄTSPROGRAMM 
FÜR DIE JAHRE 2001 BIS 2005 

Die Bundesregierung legte Ende November 2001 das Stabilitätsprogramm für ÖSterreich für die Jahre 2001 bis 2005 vor, das 
gemäß EU-Verordnung 1466/97 über den Ausbau der haushaltspolitischen Überwachung und der Überwachung und Koordi­
nierung der Wirlschaftspolitiken von den Mitgliedstaaten jährlich vorzulegen ist und folgende Angaben zu enthalten hat:76 

• das mittelfristige Budgetziel für einen beinahe ausgeglichenen Haushalt oder einen Überschuss einschließlich des ge­
planten Anpassungspfads und der zu erwartenden Entwicklung der Schuldenquote, 

• die bei der Prognose unterstellten makroökonomischen Annahmen und 
• eine Sensitivitätsanalyse, die die budgetären Auswir1<.ungen bei Änderung der makroökonomischen Annahmen aufzeigt. 

Der inhaltliche Aufbau der Slabilitätsprogramme wurde zudem im Rahmen eines adaptierten .Code of Conducr, der vom 
ECOFIN-Rat im Juli 2001 verabschiedet wurde, vereinheitlicht und konkretisiert. n 

Im Folgenden werden nun die budgetären Ziele des österreichischen Stabilitätsprogramms für die Jahre 2001 bis 2005 sowie 
die Einschätzung der EU-Kommission zur Haushaltslage in Österreich vorgestellt. 

Das aktuelle Slabilitätsprogramm fOr Österreich geht von einem mer1<.lich verlangsamten Wirtschaftswachstum für die 
Jahre 2001 und 2002 aus, das sich gegen Ende des Prognosezeitraums beschleunigt und im .Haupt- bzw. Normalszenan078> 

eine durchschnittliche Wachstumsrate von 2 Y.% unterstellt. Trotz des schwierigeren konjunkturellen Umfelds soll der bereits 
im vo~ährigen Stabilitätsprogramm festgelegte Konsolidierungskurs79, der ein ausgeglichenes Budget in den Jahren 2002 
und 2003 zum Ziel hatte, eingehalten werden. Für die Jahre 2004 und 2005 wird nunmehr ein leichter Budgetüberschuss von 
0,2 bzw. 0,5% des BIP angestrebt. 

Die sektorale Verteilung der Budgetsaiden zwischen der Gebietskörperschaften im Stabilitätsprogramm entspricht dem inner­
österreichischen Slabilitätspakt, der Budgetüberschüsse der Länder und Gemeinden von insgesamt jeweils 0,75% des BIP 
für die Jahre 2001 bis 2004 vorsieht. Für die Bundesebene wird bis 2003 ein negativer Finanzierungssaldo in gleicher Höhe 
erwartet, der sich 2004 auf -0,5% des BIP reduzieren soll. Da die nationalen Vereinbarungen mit Ende 2004 auslaufen, wur­
den keine Informationen über die sektorale Verteilung der Budgetsaiden für das Jahr 2005 bekannt gegeben. Ein über den 
gesamten Prognosezeitraum ausgeglichener Budgetsaldo wurde für die Sozialversicherungsträger - angesichts der Ausfalls­
haftung des Bundes für die Pensionsversicherung - angesetzt. 

Als wirtschaftspolitische Prioritäten der Bundesregierung sind im Stabilitätsprogramm folgende angeführt: 

• Sicherung eines ausgeglichenen öffentlichen Haushaltes über den Konjunkturzyklus, 
• Verbesserung der Wachstumsbedingungen des Wirtschaftsstandorts ÖSterreich, 
• konsequente Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
• Erneuerung der sozialen Netze, Sicherung der Pensionen und der Altersvorsorge, 
• Reform der staatlichen Aufgaben und der öffentlichen Leistungserbringung, 
• Veräußerung von Bundesanteilen an Unternehmen. 

76 Jene EU-länder. doe nochl Teilnehmer der WNI.J sind, haben .'''e mitt.~nsllgen h.ushaKspol~ischen ZlOte in Form \/On Konvergenz­
programmen darzu~en . die zusltzbch Infonnationen Ober dMl: InftatJons- und WechselkursentwtckJung enthalten. 

77 Siehe dazu: Formal and Conlenl of Stablily and Convergence Programs: In: Pubic Flnances in EMU 2002. European Economy. No 
312002. P 201-206 

78 Da die SensrtJvlt~tsanltyse des aktuellen Stablhtltsprogramms nur in Form einer Grafik zur Verfügung steht. kann dte Budgetentwlcklung 
unter a ernatrven Okonorruschen Rahmenbechngungen (oberes und unteres Szenano) nur sehr O,ob abgeschatzt werden . Ote BandbreIte 
des BudgelSaldos des Staates liegt am Ende des PrognosezeitraU1T1S bei in etwa +1 % des BIP und -0.3% des BIP. 

79 ÖSterreIchisches Stabilitätsprogramm fOr die Jahre 2000 bis 2004 vom Dezember 2000 
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Den Projektionen zufolge werden die Budgetziele der Jahre 2002 bis 2005 durch eine Eindämmung der Ausgabenentwick­
lung erzielt. Die Staatsausgabenquote von 52,6% des BIP im Jahr 2001 80 reduziert sich bis 2005 auf 49,8% des BIP, Die 
Einnahmen - gemessen am BIP - sind mit Quoten von 52,6% im Jahr 2001 und 50,3% im Jahr 2005 rückläuflQ, 

Tabelle 36: Eckdaten des österreichischen StabIlItätsprogramms für die .Jahre 2001 bis 
2005 

2001 2002 2003 2004 2005 

FInanzierungssaldo Staat 
0,0 0,0 

In %de. BIP 
0,0 0,2 0,5 

davon: 

Bundessektor .(J,7 .(J,7 .(J,7 .(J,5 -
Llnder und Gemeinden 0,7 0,7 0,7 0,7 -
Sozlatversicherungstrlger 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Staatsilnnahmenquote 
52,6 51 ,S SO,8 SO,4 SO,3 

(,n % des BIP) 

Staatsausgabenquot. 
52,6 51,S SO,8 SO,3 49,8 

(,n % des BIP) 

Bruttoinlandsprodukt. real 11 1,3 1,3 2.4 2,8 2,8 

Bruttoinlandsprodukt, nominell'} 2,8 3,5 4,1 4,2 4,3 

1) %-Verlnderung zum Vorjahr. 
Quelle' BMF, Osterrelchlsches Slabili1atsprogramm vom November 2001 

Tabelle 37: aestlmmungsgründe der Veränderung der Schuldenquote des öffentlichen Sek­
tors 2001 bis 2005 

2001 2002 2003 2004 2005 

Staatsschulden In Mrd EUR 130,0 129,7 129,6 129,4 128,3 

Schuldenquote In % des BIP 61,8 59,6 57,2 54,7 52,1 

Veränderung der SChuldenquote -1,6 -2,3 -2,4 -2,4 -2,7 

davon Beitrag I) 

des prmlren Saldos z. -3,4 -3,3 ·3.1 ·3.1 -3,3 

der Zlnszahlungen des Staates +3,4 +3,3 +3.1 +3,0 +2.8 

des nominellen BIP-Wachstums -1.7 -2,1 ·2.3 ·2,3 -2,3 

des Stock·FIow-Adlustment +0,0 .(J,2 .(J. l +0.1 +0,1 

1) • = positiver Beitrag (+ = negativer Beitrag) zur Reduzierung der Schuldenquota. 
2) •• PnmllObersclluss 
Quene BMF, Osterroochlsches Stabil~atsprogramm vom November 2001. 

Für die öffentliche Verschuldung ist unter den zu Grunde liegenden ökonomischen Annahmen und den gesetzten budgetären 
Zielen ein mer1llich rückläufiger Ve~auf - gemessen am BIP - zu erwarten, Laut Stabilitäts programm dürfte die oMaastricht­
Obergrenzeo von 60% des BIP im Jahr 2002 unterschritten werden und im Jahr 2005 nur noch 52,1 % des BIP betragen. Die 
Höhe der öffentlichen Verschuldung in absoluten Größen verändert sich innerhalb des Prognosezeitraums demgegenüber 

80 000 h,er angefOhrten ErgebnISse fOr das Jahr 2001 entsprechen JOnen des Stabolrtltsprogramms (Stand Ende November 2001) und 
weIChen von jenen des Kapitels 3 mrt Stand 'Ion Marz 2002 etwas ab 
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kaum (Ende 2001 : 130 Mrd EUR; Ende 2005: 128 Mrd EUR).61 

Die EU·Kommission bewertete das österreich ische Stabilitätsprogramm vom November 2001 für die Jahre 2001 bis 2005 
insgesamt positiv und kam zu folgenden Schlussfolgerungen: 62 

• Die projizierte öffentliche Finanzlage entspricht den Anforderungen des Stabilitäts· und Wachstumspaktes. 

• Die Haushaltsstrategie für die Jahre 2000 bis 2005 beruht primär auf Ausgabenkürzungen. Die Reformen des 
Pensionssystems und der öffentlichen Verwaltung dürften weiterhin zu erheblichen Einsparungen auf der Ausgabenseite 
führen, insbesondere 2002 und 2003. Diese AuswirXungen werden jedoch durch die Einführung eines neuen 
Kinderzuschusses, die 2002 erfolgen soll, zum Teil wieder aufgehoben. 

• Um die Programmziele einzuhalten, bedarf es unbedingt einer strikten Ausgabenkontrolle • und zwar auf allen Ebenen 
des Staates. Auf der Ebene der Bundesländer müssen in den kommenden Jahren Maßnahmen zur Realisierung struktu· 
reller Einsparungen getroffen werden, um die hohen Überschüsse fortzuschreiben, die der nationale Stabilitätspakt ver· 
langt. 

• In Anbetrachi des starXen Anstiegs der Steuerquote im Jahr 2001 sollte die österreichische Bundesregierung eine deutli· 
che steuerliche Entlastung zumal der Arbeit anstreben. Als ein erster wichtiger Schritt sollte die geplante Senkung der 
Lohnnebenkosten 2003 erfolgen. Die Steuersenkungen sollten jedoch nicht auf Kosten einer gesunden Haushaltsposi· 
tion gehen. 

• Um tragfähige öffentliche Finanzen zu erreichen, müssen Reformen des Pensions· und des Gesundheitssystems ent· 
schlossen fortgeführt werden. Insbesondere ist es unerlässlich, das effektive Ruhestandsalter sowie die Erwerbsbeteili· 
gung insbesondere von älteren Arbeitnehmern und Frauen zu erhöhen. 

• Zur Erhöhung des WaChstumspotentials der österreichischen Wirtschaft ist es erforderlich, mit der Reform der Produkt· 
und Kapitalmärkte fortzufahren, um den Wettbewerb zu steigern, die Bereitstellung von Risikokapital zu fördern und die 
unternehmerische Dynamik zu verbessem. 

81 Eme Verminderung der Versd'luldungshOhe in absoluten GrOßen erfordert BudgetOberschOsse undJoder finanzielle Transaktionen Ner· 
mOgenstransakoonen). die In die Position ~S'ock·F1ow·Adjustmenr eingehen. 

82 AUSSchnitte aus der Presseaussendung der EU-Kommission vom 15. JAn"er 2002 (IPI02I56). 
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8 ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

8.1 Rahmenbedingungen und Fiskalposition des öffentlichen Sektors in 
Österreich 2001 

• Das Berichtsjahr 2001 war von einem deutlichen, in dieser Stärke nicht erwarteten intemationalen Konjunkturabschwung 
gekennzeichnet. Das Wachstum der österreichischen Wirtschaft schwächte sich ab dem zweiten Quartal 2001 ab 
und sollte die Talsohle im vierten Quartal 2001 m~ einer Stagnation gegenüber dem Vorjahresquartal erreicht haben. Im 
Jahresdurchschnitt ergab sich ein Zuwachs der gesamtwirtschaftlichen Produktion von real 1,1 %. Das war der niedrigste 
Wert seit 1993 (siehe Kapitel 2.3). 

• Die Zinsentwicklung war 2001 im Euroraum rückläulig und dürfte am Ende des Jahres den TIefstand erreicht haben. 
Die Drei-Monats-Sätze auf dem Geldmar1<t erreichten am Jahresanfang m~ 4,8% ihren höchsten Wert und reduzierten 
sich im weiteren Jahresverlauf auf 3,3% (Dezember). Der 10-Jahres-Zinssatz, der im Berichtsjahr zwischen 5,3 und 
4,7% schwankte, wies vor allem im zweiten Halbjahr einen Abwärtstrend auf. Der Abstand zwischen den 10-Jahres­
Zinsen und den Drei-Monats-Zinsen belief sich im Jahresdurchschnitt auf rund 80 Basispunkte (siehe Kapitel 2.1). 

• Die Budgetentwicklung des öffentlichen Sektors zeigt, dass Österreich bereits 2001 - ein Jahr früher als geplant -
das gesetzte Budgetziel eines Nulldefizits für den öffentlichen Sektor erreicht hat (Stand: März 2002; im Sinne der bud­
getären Notifikation). Allerdings illustrieren die Revisionen des Budgetsaldos (siehe Tabelle 7), dass dieser keine endgül­
tige Größe darstellt. Die Gründe dafür liegen zum einen darin, dass die Verfügbarkeit der administrativen Budgetdaten 
unterschiedlich Ist und endgültige Ergebnisse über die Budgetgebarung aller öffentlichen Haushalte im Sinne des ESVG 
95 derzeit m~ einer zeitlichen Verzögerung von über einem Jahr vorliegen (endgültige Ergebnisse für das Jahr 2000 wa­
ren mit Ende März 2002 verfügbar). Zum anderen trägt das multilaterale Überwachungsverfahren dazu bei, dass länder­
spezifische Besondemeiten und Buchungskonventionen hinterfragt werden, die in manchen Fällen eine Änderung der 
bisherigen Verbuchungspraxis erforderlich machen. Dennoch lassen die vorliegenden Informationen klar erkennen, dass 
Im Jahr 2001 abermals ein deutlicher Fortschritt beim Konsolidierungsprozess erzie~ wurde (Budgetsaldo 2001 : +0,1 Mrd 
EUR bzw. +0,1% des BIP). 

• Die sektorale Verteilung der Salden der öffentlichen Haushalte in Österreich ergibt (Tabelle 9), dass der 
Konsolidierungsprozess im Jahr 2001 von allen Sektoren ausging. Das Defizit des Bundessektors wurde von 1,6% des 
BIP (2000) auf 0,6% des BIP (2001) rückgeführt und die Überschüsse der Länder und Gemeinden dürften von 0,2% des 
BIP (2000) auf 0,7% des BIP (2001) gestiegen sein. Auch bei den Sozialversicherungsträgem sollte sich der 
Budgetsaldo nach vorläufigen Ergebnissen leicht verbessert haben (2000: -0,2 Mrd EUR; 2001 : -0,1 Mrd EUR). 

• Für die Verbesserung des Budgetsaldos im Berichtsjahr 2001 waren insbesondere folgende Einflussfaktoren und Re­
formschritte von Bedeutung: 

74 

• Das Steueraufkommen wies trotz der ungünstigen Wirtschaftslage eine äußerst dynamische Entwicklung auf. 
Hier wirkten sich die umfangreichen steuerrechtlichen Maßnahmen der Konsolidierungspakete 2000 und 2001 
sowie der Umstand, dass konjunkturelle Einflüsse auf Grund von zeitlichen Verzögerungen bei der Veranlagung 
von Steuern und bei der Beschäftigungsentwicklung über zwei bis drei Jahre verteilt den Abgabenerfolg tangie­
ren, aus. Bei den steuerrechtlichen Änderungen führten vor allem die 2001 eingeführte Verzinsung von Steuer­
rückständen (Anspruchsverzinsung) und die erhöhten Vorauszahlungen bei der Einkommen- und Körper­
schaftsteuer zu Mehreinnahmen, die deutlich über dem Bundesvoranschlag lagen. 

• Der Bund, die Länder und die Gemeinden verabschiedeten rückwirkend mit 1. Jänner 2001 einen Inner­
österreichischen Stabilitätspakt, über dessen Grundsätze im Zuge des Finanzausgleichs für die Jahre 2001 
bis 2004 bereits Einigke~ erzielt wurde. Dieser Vertrag stein durch festgelegte Grenzen für die BudgetsaIden 
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der Jahre 2001 bis 2004 und Sanktionsvereinbarungen sicher, dass gemeinsam ein ausgeglichener Budget­
haushalt gemäß den EU-Kriterien in den Jahren 2002 bis 2004 erreicht wird. Vorübergehende geringe Unter­
schreitungen der Llelvorgaben sind allerdings ohne Sanktionen zulässig. 

• Die Konsolidierungspakte 2000 und 2001 der Bundesregierung sahen Maßnahmen vor, die die Ausgaben­
entwicklung des Bundes und der Soziaiversicherungsträger bremsen. Hier zu erwähnen sind insbesondere die 
Pensionsreform 2000 und Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Verwaltung, die auch ein verstärktes Perso­
nal· und Budgetcontrolling einschließen. Zudem beschränkte sich 2001 die Erhöhung der Gehälter der Bundes· 
bediensteten auf 500 Schilling (36,3 Euro). 

• Der im Vergleich zum Vo~ahr merklich höhere Budgetüberschuss der Länder und Wiens (gemäß ESVG zählt 
Wien als Gemeinde) ist schwerpunktmäßig durch Veränderungen des Förderungswesens, durch Ausgliederun· 
gen und durch einen restriktiven Budgetvollzug erzielt worden. Zur Finanzierung der Wohnbauförderung, zur 
Tilgung von eigenen Schulden sowie zur Veranlagung von Mitteln ist insbesondere auf Rücklagenenlnahmen 
und Darlehensverwertungen (Verkauf der Wohnbaudarlehen an Finanzintermediäre) zurückgegriffen worden, 
die den Maastricht·Budgetsaldo nicht negativ beeinflussen. Darüber hinaus wurden marktbestimmte Einheiten 
wie Krankenanstalten ausgegliedert sowie Landesimmobiliengesellschaften (UG) gegründet. 

• Bei den Gemeinden dürfte die seit 1997 verfolgte Praxis, Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit laut ESVG 
(Wasser·, Abwasserversorgung, Müllbeseitigung, Wohnungswirtschaft, Kongresshäuser etc.) auszug liedern, 
fortgeführt worden sein. 

• Während die EU· Empfehlungen zur Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten sich in der Vergangenheit auf die Erreichung 
der im Maastrichtvertrag sowie im Stabilitäts· und Wachstumspakt festgelegten Kenngrößen zur Budgetdisziplin (Bud· 
getsaldo und öffentliche Verschuldung) konzentrierten, sind in jüngster Zeit zunehmend auch Koordinierungsbestrebun­
gen im Hinblick auf die Einnahmen- und Ausgabenstruktur der öffentlichen Haushalte zu beobachten, die zu einer 
Verbesserung der ,Qualität und langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen' führen sollen (siehe Kapitel 3.2.2). 

• Die Zunahme der Ausgaben des Staates lag leicht unter dem nominellen BIP-Wachstum, sodass ein moderat rückläufi­
ger Verlauf der Staatsausgabenquote erreicht wurde (2000: 52,8% des BIP; 2001 : 52,5%). Diese Entwicklung ist inso­
fern erfreulich, als im Vo~ahr das Ausgabenvolumen durch den Erlös für den Verkauf der UMTS-lizenzen in Höhe von 
0,8 Mrd EUR oder 0,4% des BIP vermindert war. Die deutliche Verbesserung des Budgetsatdos wurde 2001 jedoch vor­
rangig durch die dynamische Entwicklung des SteueraufKommens, das zum Teil erheblich über dem Bundesvoranschlag 
lag, erreicht. Dies zog sowoht einen deutlichen Anstieg der Abgabenquote (2000: 44,0% des BIP; 2001 : 45,9% des BIP) 
ats auch der Staatseinnahmenquote nach sich (2000: 51 ,2% des BIP; 2001: 52,4% des BIP). Allerdings war das Steu­
eraufkommen der direkten Steuern infolge von Sondereffekten (Vorauszahlungen, Anspruchsverzinsung) im Jahr 2001 
atypiSCh hoch (siehe Tabelle 10). 

• Tabelle 11 zeigt, dass rund 60% der Ausgaben des Staates für Transferleistungen an Dritte (Sozialleistungen an private 
Haushalle und Subventionen an Unternehmungen), in etwa 30% für die öffentliche Verwaltung (Löhne· und Gehälter, 
Sachaufwand) und rund 7% für Zinszahlungen der öffentlichen Verschuldung aufgewendet werden. Für Investitionsaus­
gaben (Bruttoinvestitionen) werden lediglich in etwa 3% verwendet. Die geringe Bedeutung und der stetige Rückgang 
der öffentlichen Investitionen in Österreich dürften in erster linie statistische Ursachen haben, nämtich die ,Ftucht aus 
dem 8udger. Allerdings signalisieren Spezialuntersuchungen auch, dass die Rückführung der Budgetdefizite mit einer 
Einschränkung der Investitionstätigkeit verbunden war. Auf der Einnahmenseite tragen entscheidend die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge zur Finanzierung der öffentlichen Ausgaben bei. Sie decken in Summe rund 88 bis 90% at· 
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ler Einnahmen des Staates ab. Obwohl es in ÖSterreich mehr als 100 Steuerarten gibt, beträgt der Anteil von zehn Steu­
erkategorien83 in etwa 90% der direkten und indirekten Steuem. 

• Die föderale Struktur der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben lässt erkennen (Tabelle 12), dass das Gewicht der 
einzelnen staatlichen Ebenen an den jeweiligen Ausgaben- und Einnahmenkategorien sowie an den Ausgaben und Ein­
nahmen in Summe sehr unterschiedlich ist. Zwischen den vier Teilsektoren des Staates bestehen enge Verflechtungen, 
die sich empirisch durch das hohe Volumen an "intragovernmentalen Transfers" zeigen. Obwohl die Steueranteile der 
einzelnen Gebietskörperschaften, die im Finanzausgleichsgesetz geregelt sind, direkt als Steuereinnahmen des jeweil~ 
gen Rechtsträgers (Empfängers) verbucht sind, decken die intergovemmentalen Transfereinnahmen der Länder rund die 
Hälfte und jene der Gemeinden rund ein Fünftel der jeweiligen Gesamteinnahmen ab. Bei den Sozialversicherungsträ­
gem bedingt insbesondere der Bundesbeitrag zu den Pensionen eine intergovemmentale Einnahmenquote von mehr als 
25%. Betrachtet man die Ausgabenseite, so wird ersichtlich, dass im Wesentlichen die Bundesebene Leistungen finan­
ziert, die von anderen öffentlichen Rechtsträgem erbracht werden (z.B. Landeslehrer, Wohnbauförderung, Bundesbei­
trag zur Krankenanstaltenfinanzierung). 

• Die öffentliche Verschu ldung in Österreich Im Sinne von Maastricht (Tabelle 14) dürfte sich im Berichtsjahr - erst­
mals wieder nach 1997 - in absoluten Zahlen vermindert haben. Sie erreichte Ende 2001 nach vorläufigen Ergebnissen 
130,1 Mrd EUR und lag damit um 0,2 Mrd EUR unter dem Vergleichswert des Vo~ahres . Davon entfielen 119,7 Mrd 
EUR oder 92,0% auf die Bundesebene, 9,4 Mrd EUR oder 7,2% auf Länder und Gemeinden und 1,0 Mrd EUR oder 
0,8% auf Sozialversicherungsträger. Die riickläufige EntwiCklung im Jahr 2001 geht auf Maßnahmen der Länder ein­
schließlich Wiens im Verrnögensbereich zurück (siehe Abschnitt 3.2) . Zudem war auch der Finanzierungsbedarf des 
Bundes 2001 geringer als der Maastricht-Budgetsaldo. Die Verschuldungsquote des Gesamtstaates betrug Ende 2001 
61 ,7% des BIP (2000: 63,6% des BIP). 

• Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass ein merklicher Konsolidierungsfortschritt im Berichtsjahr 2001 erzielt 
wurde und dass die Ausgaben- und Einnahmenentwicklung des öffentlichen Sektors in ÖSterreich stark von diskretionä­
ren Maßnahmen sowie institutionellen Veränderungen geprägt ist In Zusammenhang mit der .Qualitär der öffentlichen 
Finanzen signalisieren die vorliegenden Ergebnisse - neben den zu erwartenden ökonomischen und budgetären Implika­
tionen, die sich durch die Verschiebung der Bevölkerungsstruktur ergeben - Herausforderungen in Bezug auf die Abga­
benquote, den Verlauf der Bruttoinvestitionen sowie der Budgetentwicklung von ausgegliederten Einheiten. Eine Verstär­
kung der beschäftigungs- und wachstumsfördemden Elemente in den öffentlichen Budgets in ÖSterreich erscheint ohne 
weitere Reforrnschritte im Bereich der öffentlichen Verwaltung mit einer Entflechtung der Zuständigkeiten und Kostentra­
gung kaum realisierbar. 

8.2 Finanzschuldengebarung des Bundes und Gläubigerstruktur im Jahr 
2001 

• Die bereinigte Finanzschuld des Bundes (ohne Eigenbesitz) stieg im Jahr 2001 um 0,7 Mrd EUR oder 0,6% und 
erreichte damit zu Jahresende die Höhe von 121,4 Mrd EUR oder 57,6% des BIP (2000: 120,7 Mrd EUR oder 58,9% des 
BIP). Der Anteil der Fremdwährungsschuld betrug Ende 2001 13,3% (2000: 13,9%). Die Finanzschuld des Bundes 
macht über 90% der gesamten öffentlichen Verschuldung im Sinne von Maastricht aus. Strukturdaten über die Verschul­
dung des Bundes liefem daher auch wichtige Hinweise über die Finanzierungsstruktur der öffentlichen Gesamtverschul­
dung in Österreich (siehe Tabellen 13 und 15). 

83 Umsatzsteuer, MineralOlsteuer. Tabaksteuer, Verslcherungssteuem. 01enstgeberbeitrage zum Ausgleichsfonds tOr FamilienbeIMfe. 
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• Die FInanzierungsaktivitäten des Bundes können im Berichtsjahr 2001 trotz einer geringen Zunahme der Verschul­
dung als rege bezeichnet werden. Sie werden immer stär1ler zur Feinsteuerung des Schuldenportefeuilles (Port1olioma­
nagement) eingesetzt und beschränken sich nicht auf die Deckung des erforderlichen Kapitalbedarfs. Dies zeigt sich ins­
besondere im Anstieg der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Swap-Verträgen (Tabelle 17), aber auch in den relativ 
hohen Konversionsvolumina (Tabelle 16) und bei der dynamischen Entwicklung des Asset-Portefeuilles an eigenen 
Schuldtiteln. Der Einsatz von Swaps erhöht die Flexibilität des Debt-Managements (Anpassung der Verschuldung struktur 
im Hinblick auf Zins- und Wechselkursentwicklungen, Nützung von Arbitragemäglichkeiten, Steuerung der durchschnittli­
chen Kapitalbindungsdauer). Ende 2001 erreichten die Verbindlichkeiten aus Cross-Currency-Swaps ein Nominalvolu­
men von 13,5 Mrd EUR (2000: 10,9 Mrd EUR) und der Nominalwert der Zinsswaps 16,3 Mrd EUR (2000: 8,4 Mrd EUR). 

• Neuaufn ahmen erfolgten 2001 vorrangig in Form von EUR-Bundesanleihen. Dabei wurden durch Anleiheaufstockungen 
die aushaltenden Volumina von österreichischen Bundesanleihen weiter erhöht, um den Zinsabstand zu den .Bench­
mar1lanleihen' im Euroraum möglichst gering zu hanen. Von der bereinigten Finanzschuld des Bundes entfielen zu Jah­
resende 2001 auf EUR-Bundesanleihen 70,4% (2000: 66,1%). Der Zinsabstand ÖSterreichs zu Deutschland verringerte 
sich im Berichtsjahr. Nach einem Anstieg des Zinsabstands österreichischer Bundesanleihen gegenüber jenen von 
Deutschland im 10-Jahressegment auf über 30 Basispunkte im Vo~ahr, ging dieser insbesondere im zweiten Halbjahr 
2001 wieder zurück und lag im Dezember 2001 bei 20 Basispunkten. Ähnliche Entwicklungen waren auch bei den meis­
ten anderen WWU-Ländem zu beobachten (siehe Tabelle 15 und Grafik 2). 

• Die monetären Rahmenbedingungen sprachen dafür, dass im Berichtsjahr vorrangig Finanzierungen mit fixer Verzinsung 
und langen Laufzeiten gewählt werden, um die relativ niedrigen Zinskosten über einen möglichst langen Zeitraum zu hal­
ten. Der Bestand an fix verzinsten Verbindlichkeiten des Bundes (unter Berücksichtigung der Zinsswaps) erhöhte 
sich um 5,6 Mrd EUR oder 5,0%, während die Verschuldung in variabler Verzinsung (einschließlich sprung fixer Verzin­
sung) um 3,7 Mrd EUR oder 22,6% abgebaut wurde. Von den aushaltenden Verbindlichkeiten des Bundes waren Ende 
des Berichtsjahres 90,3% mij einem fixen Zinssatz ausgestattet. Die durchschnittliche Restiaufzeit des gesamten 
SChuldenportefeuil les (Finanzschuld des Bundes) lag Ende 2001 mit 5,5 Jahren unter dem Vo~ahreswert von 5,8 Jah­
ren (siehe Tabellen 21 und 24). 

• Die durchschnittliche Nominalverzinsung der Finanzschuld des Bundes verminderte sich im Berichtsjahr von 5,4% 
(Ende 2000) auf 5,2% (Ende 2001 ). Diese Entwicklung wurde durch umfangreiche Tilgungen von Schuldkategorien mit 
deutlich höherer Nominalverzinsung ausgelöst. Der Rückgang des Mar1llzinsniveaus im Jahr 2001 wir1lte sich auf die 
Nominalverzinsung der Verschuldung des Bundes auf Grund des hohen Fixzinsanteils der Finanzschuld, geringer Geld­
mar1ltfinanzierungen und infolge der Anleiheaufstockungen dagegen kaum aus (siehe Tabelle 25). 

• Der Zinsaufwand für die bereinigte FInanzschuld (ohne der Ausgabenkategorie .sonstiger Aufwand') konnte 2001 
gegenüber dem Vo~ahr um 0,2 Mrd EUR oder 3,0% (2000: +0,1 Mrd EUR oder +1,8%) reduziert werden und erreichte 
damit 6,6 Mrd EUR. Darüber hinaus verminderte im Jahr 2001 die Position .sonstiger Aufwand' den Gesamtaufwand für 
die Finanzschuld des Bundes um 0,1 Mrd EUR. Gemessen am BIP lag die Zinsendienstquote (einschließlich sonstiger 
Aufwand) bei 3,1 nach 3,4% im Vo~ahr. Maßgeblich für die rückläufige Entwicklung waren die geringe Neuverschuldung 
(Defizit), der Umstand, dass Schuldkategorien mit deutlich höherer Nominalverzinsung als das gegenwärtige Zinsniveau 
in größerem Umfang fällig wurden und Debt-Management-Aktivitäten zur Umstrukturierung der Finanzschuld (siehe Ta­
bellen 27 und 28). 

• Die Verwir1llichung der WWU ging mit einem Wegfall der traditionellen Rolle der heimischen Finanzinterrnediäre als 
Hauptinvestoren für die Verschuldung des Bundes einher. Die Käufer der in EUR denominierten Bundesanleihen sind 
seit der WWU fast ausschließlich ausländische Primärhändler (Banken), die diese Papiere auch im Ausland (vorwiegend 
im WWU-Raum) platzieren. Diese EntwiCklung fördert die Diversifikation des Investorenkreises von österreichischen 
Bundespapieren und bedeutet gleichzeitig eine dynamische Entwicklung der Auslandsverschuldung des Bundes (sie­
he Kapitel 6.1). Mit Jahresende 2001 befanden sich bereits 54,0% der Verbindlichkeiten des Bundes in EUR im Besitz 
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von Ausländem (Ende 2000: 47,6%), Die Auslandsverschuldung des Bundes insgesamt - unler Einbeziehung der 
Fremdwährungsverbindlichkeiten, die traditionell von Ausländem gehalten werden - erreichte die Quote von 58,6% (En­
de 2000: 52,8%) (siehe Tabelle 18), 

• Analysiert man die Struktur der Finanzschuld des Bundes Im Hinblick auf ihre Zinssensitivität, so zeigt sich insgesamt, 
dass das Debt-Management des Bundes durch eine starke Nulzung von längerfristigen Fixzinsschuldformen beslrebt ist. 
die Zinszahlungen im Budget weiterhin kontinuierlich verlaufen zu lassen, wenngleich die Verschiebung des 
Fristigkeitsprofils in Richtung mittelfristige Finanzierungen (siehe Kapitel 4,2) ein etwas höheres Zinsänderungsrisiko 
infolge von Refinanzierungen in den kommenden Jahren impliziert, Diese prinzipiell auch vom Staatsschuldenausschuss 
forcierte stabilitätsorientierte Ausrichtung des Debt-Managements kann jedoch auch nachteilig sein, Portefeuilles mit 
langer Duration (Kennzahl für die durchschnittliche Kapttalbindung unter Einbeziehung der Zins- und Tilgungssträme) 
sind zwar robust in Hinblick auf die Variabilität der Zinskosten, gleichzeitig aber sensitiv bezüglich ihres Marktwerts, Der 
Marktwert gewinnt im Zuge einer aktiven Portefeuillesteuerung sowie bei Budgetüberschüssen an Bedeutung (siehe 
Anhang AI Empfehlung des Staatsschuldenausschusses vom 14, Dezember 2001), Welchen Stellenwert die Markt­
bzw, Barwertrisiken des Portefeuilles bei der Orientierung des Debt-Managements einnehmen sollten, ist intemational in 
Diskussion und dürfte primär davon abhängen, in welchem Umfang eine aktive Steuerung der Portefeuillestruktur ange­
strebt wird, 
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ANHANG 

A 1 EMPFEHLUNGEN DES STAATSSCHULDENAUSSCHUSSES SEIT 
ERSCHEINEN DES LETZTEN BERICHTES 

Empfehlung des Ausschusses für die Mitwirkung an der Verwaltung der Staatsschuld zur 
Budgetfinanzlerung 2002 

Beschlossen in der Sitzung des Arbeitsausschusses vom 10. Dezember 2001 und genehmigt in der Sitzung des Staats­
schuldenausschusses vom 14. Dezember 2001. 

Die Lage der Weltwirtschaft ist deutlich pessimistischer als noch im Sommer des heurigen Jahres einzuschätzen. Erstmals 
seit Mitte der siebziger Jahre befinden sich die drei großen Wirtschaftsräume Europa, Japan und die USA gleichzeitig im 
Abschwung. Die tragischen Terroranschläge vom 11. September 2001 verschlechterten die intemationalen Wachstumsper­
spektiven und erhöhten die Unsicherheiten über die Dauer und Tiefe der glob'llen Schwächephase. Von den großen euro­
päischen Ländern sind konjunkturelle Impulse zumindest bis Ende des ersten Halbjahres 2002 kaum zu erwarten. Insbeson­
dere die deutsche Wirtschaft ist durch eine verhaltene Konsumneigung und äußerst geringe Bauinvestitionen gekennzeich­
net. Das Wirtschaftswachstum in Deutschland dürfte in der zweiten Jahreshälfte 2001 zum Stillstand gekommen sein und 
elOe Trendwende ist gegenwärtig noch nicht in Sicht. 

In ÖSterreich macht sich der Konjunktureinbruch primär in der Bauwirtschaft bemer1lbar. Darüber hinaus sind auch die Auf­
tragseingänge und die Kapazitätsauslastung in der Sachgüterproduktion zurückgegangen. Vergleichsweise robust erweist 
SICh der private Konsum, der in ÖSterreich den Abschwung etwas abfedern dürfte. Insgesamt bleiben angesichts der labilen 
internationalen Situation die Wachstumsaussichten auch für ÖSterreich sehr gedämpft. Nach einer mar1lanten Wachstums­
vertangsamung im heurigen Jahr auf etwa 1 % und einer Zunahme der Arbeitslosigkeit dürfte das Wachstum auch im Jahr 
2002 gering bleiben. Eine Wirtschaftsbelebung wird ab dem zweiten Halbjahr 2002 erwartet. 

Der seit Mitte des heurigen Jahres zu verzeichnende Konjunkturabschwung dürfte im Jahr 2002 die Einnahmenentwicklung 
der Öffentlichen Haushalte durch den Wegfall von nominellen Sondereffekten (Ölpreissteigerungen, fiskalische Maßnahmen) 
und infolge von zeitlichen Verzögerungen deutlich stär1ler als im heurigen Jahr tangieren. Zudem müssen die öffentlichen 
Haushalte mit Mehrausgaben im Bereich der ArbeitSlosenversicherung und bei den Pensionen rechnen, die jedOCh durch 
Minderausgaben in anderen Bereichen, wie dem Zinsaufwand für die öffentliche Verschuldung, teilweise zu kompensieren 
sein werden. 

Der Staatsschuldenausschuss empfieM angesichts der schwachen Konjunkturtage Folgendes: 

• Die automatischen Stabilisatoren zur Gänze wir1len zu lassen, indem konjunkturell bedingte Einnahmenausfälle und 
Ausgabensteigerungen im Budget zugelassen werden. Dieses Wir1lsamwerden würde zur Konjunkturstabilisierung bei­
tragen und das wirtschaftspolitische Ziel eines über den Konjunkturzyklus ausgeglichenen Budgets des öffentlichen 
Sektors in ÖSterreich nicht gefährden. Eine solche stabilitätsorientierte Finanzpolitik steht aus der Sicht des Staats­
schuldenausschusses auch mit den EU-Bestimmungen des Stabilitäts- und Wachstumspakts im Einklang. 

• Unter Beibehaltung des Konsolidierungskurses die gezielten Akzente zur Belebung der Wirtschaflsaktivitäten möglichst 
rasch umzusetzen, die dazu beitragen könnten, die erhebliche Konjun~turschwäche zu mildem. Die notwendigen 
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Strukturanpassungen sowie die Einnahmen- und Ausgabenbalance im Budget sollten dadurch r.;cht nachhaltig beein­
trächtigt werden. 

• Das Debt-Management des Bundes an die relativ niedrigen Finanzierungserfordemisse, die sich im WesenWehen auf 
die Refinanzierung von Tilgungen beschränken, anzupassen. Vor diesem Hintergrund erscheint eine noch stärkere 
Konzentration der Schuldaufnahmen auf EUR-Bundesanleihen in ausgewählten Laufzeitsegmenten angezeigt, um 
marktkonforme Emissionsvolumina zu erzielen und um potentielle Finanzmark!störungen infolge eines abnehmenden 
Angebots an Staatsanleihen zu vermeiden. 

• Beim Risikomanagement den Marktwert der Verschuldung noch stärker als bisher hervorzuheben. In Zukunft werden 
unter anderem nachträgliche Finanztransaktionen, wie Rückkäufe von weniger liquiden Staatspapieren oder Swaps, 
verstärkt durchzuführen sein, deren Kosten im Gegensatz zu den traditionellen Finanztransaktionen von den jeweiligen 
aktuellen Marktwerten und nicht nur von den Ausstattungsmerkmalen (Zinssatz) zum Zeitpunkt der Schuldaufnahme 
abhängen und die administrative Budgetentwicklung beeinflussen. 

Empfehlung des Ausschusses für die Mitwirkung an der Verwaltung der Staatsschuld zur 
Budgetpolitik und deren Finanzierung 2002 

Beschklssen in der Sitzung des Arbeitsausschusses vom 25. Juni 2002 und genehmigt in der Sitzung des Staatsschulden­
ausschusses vom 4. Juli 2002. 

Nachdem im zweiten Halbjahr 2001 in den USA und in Europa rezessive Tendenzen zu verzeichnen waren, weisen die der­
zeit vorliegenden Prognosen darauf hin, dass der Konjunkturaufschwung mittlerweile eingesetzt hat. Die Wachstums· 
beschleunigung in den EU-Staaten war jedoch im ernten Quartal 2002 • im Gegensatz zu den USA - noch bescheiden. Die 
vorauseilenden Konjunkturindikatoren lassen aber eine zunehmende Wirtschaftsbelebung im Jahresverlauf fUr den EU­
Raum erwarten. Von den monetären Rahmenbedingungen gehen ebenso wie vom intemationalen Umfeld positive Impulse 
aus. 

Der wirtschaftlichen Entwicklung in Österreich fehlte es zu Jahresbeginn noch an Dynamik. Nach vorläufigen Berechnungen 
stagnierte die Sachgütererzeugung im ernten Quartal 2002 nominell auf dem Vorjahresniveau. Der Einzel- und Großhandel 
erholte sich leicht. Erhebliche Umsatzrückgänge waren allerdings beim Kfz·Handel zu verzeichnen. Zudem dürfte die Inves­
Utionstätigkeit der Untemehmen weiter sehr schwach gewesen sein. Relativ positiv entwickelten sich die Warenexporte und 
hier insbesondere in länder außerhalb des EU·Raumes, während die Warenimporte gegenüber dem Vorjahr nominell rück· 
läufig waren. Femer ist auf dem Arbeitsmarkt - erwartungsgemäß· noch keine Trendwende zu erkennen. Die Zahl der als 
arbeitslos vorgemerkten Personen geht zwar saisonal bedingt seit Jahresende zunück, im Jahresabstand waren aber deut· 
lieh mehr Arbeitslose zu verzeichnen (Juni 2002 im Vorjahresvergleich: +29.000). Die Zahl der BeSChäftigten (ohne Kinder­
geldbezieher und Präsenzdiener) verringerte sich im ernten Halbjahr 2002 gegenüber der Vergleichsperiode des Vorjahres 
ebenfalls. Insgesamt zeichnet sich dennoch für Österreich eine primär von der Auslandsnachfrage getragene Konjunktur· 
erholung im Jahresvertauf 2002 ab. Bedingt durch den ausgeprägten Wachstumseinbruch im zweiten Halbjahr 2001 dürfte 
das reale BIP im Gesamt jahr 2002 aber nicht wesenUich stärker als im Vorjahr (2001: +1,0%) zunehmen. Für das nominelle 
BIP ist 2002 - angesichts eines etwas geringeren Preisauftriebs • mit einem schwächeren Anstieg als im Vorjahr zu rechnen. 

Der Konjunktureinbruch im zweiten Halbjahr 2001 wirkt sich im heurigen Jahr durch den Basiseffekl (venminderte Steuer· 
basis), durch zeitliche Verzögerungen im Bereich der veranlagten Steuern und der Beschäftigtenentwicklung sowie durch 
den Wegfall von Sondereffekten (Einführung der Anspruchsverzinsung) auf die Budgeteinnahmenentwicklung der öffent­
lichen Haushalte spürbar aus. Zudem sind die öffentlichen Haushalte mit Mehrausgaben in den Bereichen Arbeitslosenver· 
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sicherung und Pensionen konfrontiert, die durch Einsparungen in anderen Ausgabenbereichen, wie dem Zinsaufwand für die 
öffentliche Verschuldung, nur eingeschränkt kompensiert werden können. 

Der Staatsschuldenausschuss empfiehlt ergänzend zu den Empfehlungen vom Dezember 2001 und unter den oben skiz­
zierten ökonomischen Rahmendingungen für 2002 Folgendes: 

• Ein erwartetes geringes öffentliches DefIZit für 2002, das sich durch das WirKen der automatischen Stabilisatoren ergibt, 

zuzulassen und nicht durch diskretionäre Gegenmaßnahmen abzufangen. Wie bereits in der Empfehlung des Staats­

schuldenausschusses vom 10. Dezember 2001 hingewiesen wurde, würde dieser budgetpolitische Kurs zur Konjunktur­

stabilisierung beitragen, ohne das wirtschaftspolitische Ziel eines über den Konjunkturzyklus ausgeglichenen Budgets 

des öffentlichen Sektors in Österreich zu gefährden. 

• Effizienzsteigernde Strukturanpassungen in allen Bereichen der öffenOichen Verwaltung, die mit einer Entflechtung der 

Zuständigkeiten und der damit verbundenen Kostentragung der Gebietskörperschaften einhergehen, konsequent weiter 

zu verfolgen, um den bUdgetären Spielraum für eine Verbesserung der wachstums- und beschäftigungsfördernden 

Rahmenbedingungen zu erhöhen. Eine Verringerung der derzeit hohen Abgabenquote erfordert zusätzliche Spar­

anstrengungen aller öffentlichen HaushaUe. 

• Den Konsolidierungskurs nicht wegen einer kurzfristig wirKenden SteuerenUastung aufzugeben, die in Folge ein 

Konsolidierungspaket erfordern würde. Für den Fall, dass sich ein budgetärer Spielraum ergibt, empfiehU der Staats­

schuldenausschuss eine strukturelle Steuerreform, die anhaltend positive Effekte auf die Konsumnachfrage und den 

Wirtschaftsstandort hat. Dies ist vor allem dann zu erwarten, wenn eine Abgabenentlastung des Faktors Arbeit erfolgt, 

die nachhaltig gesichert erscheint, und die Eigenkapitalbildung der Unterne~men gestärkt wird. 

• Bei der Gestaltung von Finanzierungsinstrumenten des Bundes auch auf spezifische Erfordernisse nationaler und 

internationaler Investoren Bedacht zu nehmen, um eine möglichst breite Streuung des Investorenkreises zu gewähr­

leisten und damit das Refinanzierungsrisiko möglichst gering zu halten. 

• Durch eine möglichst enge Zusammenarbeit der Gebietskörperschaften im Bereich des Portefeuillemanagements als 
Investoren bzw. Schuldner die finanziellen Aktiva und Passiva zu akkordieren und dadurch den öffentlichen Schul­

denstand des Gesamtstaates im Sinne von Maastricht zu reduzieren. Gemäß ESVG 95 sowie der EG VO Nr. 3605193 
idgF sind Transaktionen (Zinsen) ebenso wie die Verschuldung zwischen den öffentlichen Teilsektoren zu konsolidieren. 
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A 2 DEFIZIT UND VERSCHULDUNG ALLER ÖFFENTLICHER HAUSHALTE IN 

ÖSTERREICH LAUT MAASTRICHT 1984 BIS 2002 

Offeniliche. D. f I z I t 1) 

Bundessektor I LAnder und Gemeinden I SOZlalverslCherungstrlger I Staat 
Jahre in MIO EUR I,n % des BIP I In Mio EUR I in % des BIP I in MIO EUR I in % des BIP I in Mio EUR T,n % des BIP 

t984 -2615 -2,7 
1985 -2800 -2,8 
1966 -4,185 -4,0 
1987 -4,902 -4,5 
1988 -5331 -4,6 1644 t ,4 -343 -0,3 -4031 -3,5 
t989 -4747 -3,8 1263 1,0 -358 -0,3 -3841 -3, t 
t990 -4532 -3,4 1 539 t ,2 -249 -~ ,2 -3241 -2,4 
1991 -5466 -3,8 1.202 0,8 1 t 0,0 -4275 -3,0 
1992 -4444 -2,9 1.704 1, t -248 -0,2 -2989 -2,0 
1993 -7637 -4,9 966 0,6 15 0,0 ~.656 -4,2 
t994 ~249 -5,0 -56 0,0 93 0,1 ~ 212 -5,0 
t995 ~ 108 -4,7 ~ -0,4 -102 -0,1 ~895 -5,2 
1996 -7 19t -4,0 241 0,1 ,38 0,1 ~812 -3,8 
1997 -5225 -2,9 1 524 0,8 305 0,2 -3396 -19 
1998 -5794 -3,1 1 105 0,6 176 0,1 -4514 -2,4 

1999 -4914 -2,5 499 0,3 -43 -0,0 -4457 -2.3 

2000 -3363 -1,6 543 0,3 -231 -0,1 -3052 -1 ,5 
200 1 ~ -1 195 -0,6 1 453 0,7 -131 -0,1 128 0,1 
2002 S) -1 671 -0,8 1 671 0,8 0 0,0 0 0,0 

1) Zmsaufwand unter BerOckstChtigung der Forderungen und Verbu'K:lhchkeiten aus Wlhrungslauschvertrtgen Im Sinne der 
budgetIren Notlfikahon 

2) Vortluflge Dalen 
3) BudgetIre NotlfikalJon (Schllzung BMF vom Februar 2002) 
Quelle Slatistik AUSlIla (Sland Mlrz 2002) und BMF, BIP WIFO-Prognose vom April 2002 

Offentllche Verschuldung') 
Bundessektor I Llnder und Gemeinden I SozoalverslCherungstrtQer I Staat 

Jahre in MIO EUR I in % des BIP I in Mio EUR I In % des BIP I In Mio EUR I In % des BIP I in Mio EUR I in % des BIP 

1984 37036 38,8 7890 8,3 0 0,0 44926 47,0 

1985 41 .702 41 ,4 7884 7,8 0 0,0 49567 49,2 

1988 48977 46,3 8115 7,7 0 0,0 57092 53,9 

1987 55615 50,6 8324 7,6 0 0,0 63939 58,2 

1988 59649 51 ,8 8593 7,5 0 0,0 68 242 59,3 

1989 63384 51 ,3 8298 6,7 0 0,0 71682 58,1 

1990 68 226 51 ,1 8254 6,2 0 0,0 76481 57,2 

1991 74067 51 ,7 8226 5,7 0 0,0 82293 57,5 

1992 78522 51 ,7 8250 5,4 0 0,0 66 772 57,2 

1993 87874 56,0 9127 5,8 0 0,0 97001 61 ,8 

1994 96 483 58,3 10562 6,4 0 0,0 107045 64,7 

1995 105028 61 ,0 13507 7,8 673 0,4 119207 69,2 

1996 108401 60,9 13856 7,8 766 0,4 123022 69,1 

1997 106 51 1 58,. 10957 6,0 871 0,4 118 139 64,7 

1998 110116 58,0 10724 5,6 576 0,3 121416 63,9 

1999 116373 59,2 10483 5,3 683 ~, 3 127,539 64,9 

2000 118650 57,9 10668 5,2 913 0,4 130230 63,6 

2001 ~ 119650 56,8 9404 4,5 1017 0,5 130071 61 ,7 

2002 ' I 130,084 60,3 

1) Geml ß ESVG 95 bzw Ratsverordnung 47512000 vom 28 Februar 2000 (Amtsblatt der EU Nr, L58/1 ). 

2) Vo~aufige Daten 
3) Budgetare NotIfikatIOn (Schltzung BMF vom Februar 2002) 

Quelle Statistik Au.tna (Sland MI" 2002) und BMF; BIP 2001 und 2002 WIFO-Prognose vom Apnl 2002 
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A 3 BEREINIGTE FINANZSCHULD DES BUNDES (OHNE EIGENBESITZ) 11 SOWIE 

NETTODEFIZIT DES BUNDES IN % DES BIP 1965 BIS 2001 

NettoverAnde r ung Sland Jahresende In % des BIP 

Jahre 

1965 

1966 

1967 

1968 
1969 
1970 

1971 
1972 

1973 
1974 

1975 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 

1981 
1982 
1983 

1984 

1985 

1986 
1987 
1988 

1989 
1990 

1991 

1992 
1993 
1994 

1995 
1996 

1997 
1998 
1998 S, 

1999 

2000 

2001 

Euroschuld 2) 1 fW-Schuld 1 
In Moo EUR 1 in % 1 in Moo EUR 1 In % 1 

117 

122 

130 

43 

209 
182 

82 
352 

558 
45 

1486 

2218 
1 332 

1 598 
2042 

182 

885 
2363 
4169 

4377 

4075 
6204 
5852 
3 131 

42'9 
3773 

4581 

2221 

5471 

5052 
6295 
3602 
5099 

-1366 

3.257 
2788 

1236 

7,2 

7,0 

7,0 

2.2 
10,3 
8,1 

3,4 

13,9 
19,4 

1,3 

'2.7 
44,7 

18,5 
18,8 
20,2 
1,5 

6.5 
16,2 
24,6 

20,7 
16,0 
21 ,0 
16,4 

7,5 
9,5 
7,7 

8,7 

3,9 
9,2 
7,8 
9,0 
4,7 

6,' 
-1 ,6 

3,3 

2,8 

1,2 

-46 -12,7 

-49 -15,5 
256 95,6 

339 64,9 
65 7,5 
53 5,7 

-99 -10,1 
-133 -15,1 

-93 -12,5 

329 50,1 
1 346 136,8 

210 9,0 
906 35,7 
916 26,6 
264 6,0 
653 1',1 

1 593 30,2 

1002 14,6 
1 253 15,9 
-482 -5,3 
-17 -0,2 

428 5,0 
10 0,1 

441 4,9 

-361 -3,8 
692 7,6 

952 9,7 

1 721 16,0 
2959 23,7 
3494 22,6 
2193 11 ,6 

356 1,7 
647 3,0 

5709 25,8 

3115 22,8 
-56 -0,3 

-529 -3,2 

Gesamt 
in Mio EUR 1 in % 

70 

73 

385 

382 
273 
252 

-16 

219 
465 
374 

2832 
2428 
2238 
2.513 
2306 
2201 

2478 

3365 
5422 

3895 
4057 

6632 
5862 
3572 
3888 
4465 

5533 
3942 
8430 

8547 
8488 

3958 
5.746 
4343 

6372 
2,731 

707 

3,5 

3,5 
18,1 

15,2 
9,4 
8,0 

-0,5 

6,4 

12,8 
9,1 

63,5 
33,3 

23,0 
210 
15,9 
13,1 

13,1 

15,7 
21 ,8 
12,9 

11 ,9 
17,4 

13,1 
7,0 
7,2 
7,7 

8,8 
5,8 

11 ,7 
10,6 

9,5 
4,1 

5,7 
4,0 

5,7 
2,3 

0,6 

Euroschuld " I fW-Schuld 1 Gesaml 

in Moo EUR I in /Koo EUR 1 in Moo EUR 

1738 

1860 
1990 

2033 
2241 
2441 

2523 

2875 
3432 
3.78 

4964 

7.182 
8514 

10112 
12.154 
13702 

14586 

16950 
21 119 
25496 

29570 
35774 

" 626 
44 757 
49006 
52779 

57360 
59.581 

65052 
70.104 
76400 

80001 
85100 
83734 

97939 
101 ,196 

103964 

105220 

317 

267 
523 

863 
927 
980 

882 
7<9 
655 
964 

2330 
2.540 
3447 
4362 
4626 
5279 

6872 
7874 
9127 

8.645 
8,628 

9055 
9065 

9506 
9.1.5 
9837 

10.789 
12510 
15469 
18,963 

21.156 
21 512 
22160 

27869 

13664 
16778 
16.722 

16193 

2055 

2128 

2513 

2895 
3169 
3421 

3405 

3623 
4088 
4462 

7294 

9722 
11 961 
14474 

16780 
18981 

21459 

24824 
30246 

34 '" 
38198 
44830 
50691 

54 263 
58150 
62616 

68149 

72 091 
80 521 

89068 
97556 

101 514 
107260 

", 603 
111603 
11797< 
120705 

121 .,3 

Finanz· I 
schuld 

11,5 

10,9 

12,1 

13,0 

13,0 
12.5 

11 ,2 

10,4 
10,4 

9,9 

15,3 
17,9 
19,9 
22,8 
24 ,1 
25,4 

27,0 

29,0 
33,3 

35,7 
37,9 

'2,3 
46,1 
47,1 
47,1 
46,9 

47,6 

47,5 

51 ,3 

53,8 

56,6 
57,0 

58,8 
58,8 

58,8 
60,0 
58,9 

57,6 

Netto-

defiZit 

05 

04 
1,9 

18 
0,7 
0.6 

0,4 
0,3 
1,3 

1,9 

4,5 
4,5 
3,6 
4 1 

3,4 
2,9 

2.5 
4,0 

53 

4,' 
4,4 

5,1 
47 

4,2 

3,7 

3,' 

3,2 
3,2 

' ,5 
4,6 

5,0 
3,6 
2,7 

2,5 

2.5 

2,5 

1,4 

0,7 

1) Sert 1989 unter Berockslchtlgung der Wlhrungstau.chvertrage, sert 1993 ohne Im Eigenbesitz befindlicher 6undes.chuldtllel SOW1O 

seit 1998 unter 8erilcksichbgung der Forderungen gegenOber Rechtstragem. 
2) VerbindlichkeIten in nabonaler Wahn.mg; Schillingsehuld bis Ende 1998 
3) ROd<rechnung Euroschuld umfasst auf EUR und nationale Wlhrungseinhe~en des EUR (WWU-Wlhrungen) lautende Finanzschulden, 

Fremdwlhrungsschuld NlCht-WWU-Wlhrungen. 
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A 4 STRUKTUR DER FINANZSCHULD DES BUNDES NOlCH SCHULDFORMEN 

Bereinigte Finanzschuld nach Schuldformen 1970 bis 2001 ') (in Mio EUR) 

Jahre 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 
1998 31 

1999 

2000 

2001 

Euroschuld ') 

Tllrierle Eu ros c h u I d 

Anleihen 

1 219 

1.266 

1350 

1432 

1388 
1826 

2.376 

2858 

3470 

4.198 

5.100 

5.379 

5967 

7073 

7555 

8316 

9.096 
10.024 

11.010 

13.353 

15530 

19.408 

23.035 

28.718 

34.274 

39.788 

43951 

50.588 

55.935 

68.120 

75.095 

79.796 

85.532 

Bundes· 
obhgationen 

24 

19 

159 

226 

221 

750 

1.764 

2422 

3053 

3.671 

3.823 

3.921 

4207 

5079 

5250 

5609 

6869 

8479 

9237 

8746 

8364 

7773 

7141 

6222 

5428 

4885 

4.182 

2478 

1602 

1482 

1294 

856 
I 461 

Bundes· 
schatz-
scheine 

600 

737 

785 

1.168 

1.231 

1653 

1.811 

1.696 

1.758 

1.818 

2.252 

2.336 

3.028 

3425 

3.574 

3.655 

3.886 
4.437 

5.175 

6633 

8.406 

8.903 

7.835 

8801 

8.820 

7.870 

7.934 

9.126 

5.943 

7.631 

5.988 

5.241 

1.585 

Summe 

1.843 

2022 

2.293 

2.826 

2840 

4230 

5.951 

6977 

8279 

9686 

11 .175 

11.636 

13.202 

15577 

16360 

17 580 

19850 

22.940 

25422 

28.732 

32.300 

36.085 

38010 

43.742 

48.522 

52543 

56.066 

62.192 

63480 

77.233 

82.377 

85892 

88.578 

Nie h I 
Versiehe· 

rungs-
darlehen 

1 I I 

130 

159 

172 

171 

155 

298 

404 

473 

628 

682 

742 

788 

1.196 

1.721 

2.228 

2.924 

3.416 

3.765 

4.219 

4.503 

5.180 

5828 

6.057 

7.055 

9.065 

10.514 

10.358 

9.883 

9.883 

9.382 

8.928 

8.302 

Illrlerle Euroschuld 

Banken-
darlehen 

43 

62 

83 

73 

63 

197 

581 

600 

1.044 

1.558 

1.596 

1.990 

2.732 

4.103 

7.137 

9.566 

12.885 

15.206 

15.526 

16.019 

15.938 

16.076 

15.701 

15.212 

14.397 

14.788 

13.417 

12.547 

10.324 

10.776 

9.196 

9.161 

8.339 

Sonst 
Kred~. 

75 

85 

106 

lOS 

106 

90 

72 

67 

61 

54 

53 

71 

65 

56 

53 
44 

28 
21 

14 

9 

6 

5 

5 

5 

88 

4 

3 

3 
47 

47 

241 

2 

2 

Noten-
bank-
schuld 

369 

224 

231 

257 

298 

292 

279 

267 

255 

228 

196 

149 

162 

187 

205 

152 

87 

42 

30 

27 

32 

33 

37 

37 

43 

Summe 

597 

501 

581 

607 

638 

734 

1.231 

1.537 

1 833 

2.468 

2.527 

2.951 

3748 

5542 

9.116 

11990 

15.924 

18886 

19.335 

20.274 

20.479 

21275 

21.571 

21 .310 

21 .583 

23.857 

23.935 

22.908 

20254 

20706 

18819 

18092 

16.642 

1) Seit 1989 unter BerOcksichtigung der Wlhrungstausch.ertr'ge, s.a 1993 inktusive Im Eigenbe.~ befindlicher Bundes· 
schuldtitel sowie seit 1998 unter Berockslchtigung der forderungen gegenQber Rechtstr3gem. 

2) Verbindlichkeiten In nationaler Wahrung; Schillingschuld bis Ende 1998, 
3) ROckrechnung: Euroschuld umfasst auf EUR und nationale Wlhrungs.lnh.aen des EUR (WWU.wahrungen) lautende 

Finanzschulden . 

84 

Summe 
Euroschuld 

2.441 

2.523 

2.875 

3.432 

3.478 

4.964 

7.182 

8.514 

10.112 

12.154 

13.702 

14.586 

16.950 

21 .119 

25.496 

29.570 

35.77< 

41 .626 

44.757 

49.006 

52.779 

57.360 

59.581 

65.052 

70.10< 

76.400 

80.001 

85.100 

83.734 

97.939 

101 .196 

103.984 

105.220 
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Bereinigte Finanzschuld nach Schuldformen 1970 bis 2001 ' ) (in Mio EUR) 

Fremdwährungsschuld <' Gesamtschuld 

T i tr i erte FW - Schuld E l qenbesltz 

Schuld-
versehrel· Kredite und Summe FW· Summe 

Jahre Anleihen bungen Summe D.~.h.n Schuld bereinigt in EUR inFW Eigenbesitz 

1970 246 264 530 450 980 3.421 

1971 259 316 575 306 882 3.405 

1972 244 265 509 240 749 3.623 

1973 217 242 460 196 655 4.088 

1974 204 268 472 512 964 4,462 

1975 399 793 1.191 1139 2.330 7.264 

1976 467 826 1.293 1.247 2.540 9.722 

1977 707 1.186 1.893 1.554 3.447 11 .961 

1978 810 1.448 2.258 2.105 4.362 14.47' 

1979 822 1.612 2.434 2.192 4.626 16.780 

1980 1024 1.758 2.781 2.498 5.279 18.981 

1981 1.230 2.098 3.328 3.545 6.87? 21 .459 

1982 1 336 2.464 3.800 4.074 7.874 24.824 

1983 1 739 2 778 4.516 4.611 9.127 30.246 

1964 2064 2.430 4.494 4.151 8.845 34.141 

1985 2 809 2 253 5.061 3.586 8.628 38.198 

1986 4 446 1.552 5.997 3.058 9.055 44.830 

1987 5 424 1 332 6.755 2.310 9.065 50.691 

1988 71 43 1.093 8.237 1.269 9.506 54.263 

1989 7 723 770 8.493 652 9.145 58.150 

1990 8 595 685 9.279 558 9.837 62.616 

1991 9200 998 10.198 591 10.789 68.149 

1992 10679 878 11 .558 952 12.510 12.091 

1993 13810 910 14.719 750 15.469 80.521 77 0 77 

1994 16126 750 16.876 2.087 18.963 89.068 202 0 202 

1995 18308 861 19.110 1.986 21 .156 97.556 178 401 579 

1996 18.955 916 19.871 1.642 21 .512 101 .514 1.440 33 1 473 

1997 19.816 833 20.650 1.510 22.160 107 .260 1.436 0 1.436 

1998 24169 2264 26.433 1.436 27.869 111 .603 1.986 718 2704 

1998" 11 .983 696 12.679 984 13.684 111 .603 2.674 30 2.704 

1999 14722 800 15.523 1.256 16.778 117.974 4.822 40 4862 

2000 14717 892 15.609 1.113 16.722 120.105 6239 38 6277 

2001 14 356 S05 15.161 1.032 16.193 121 .413 7.451 35 7 486 

1) 5.'1 1989 unler BerDd<sichli!lung der WahNngslauschvertrlge, se" 1993 inklusive im Eigenbesitz befll1diicher Bundes· 
schuldtItel sowie seit 1998 unter BerOcksichtigung der Forderungen gegenOber RechtstrAgern. 

2) Verbindlichkeiten In auslandischen Wahrungen bewertet zum Devisenmittelkurs des jeweiligen Jahresuttimos. 
3) ROd<recl1nung Schulden in Nichl-WWU·Wlhrungen. 

un-
bereinigt 

80.598 

89.269 

98.134 

102.987 

108.696 

114.307 

114.307 

122.836 

126.983 

128.898 
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Anteile der Schuldformen an der bereinigten Gesamtschuld 1970 bis 2001 1
) 

Jahre 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 
1981 

1982 

1983 

1984 

1985 
1986 
1987 

1988 
1989 

Euroschuld 'I 

Titrierte Eu ro s c h u I d 

Anleihen 

35.6 

37.2 

37.3 

35.0 

31 . I 

25.0 

24.4 

23.9 

24.0 

25.0 

26.9 
25.1 
24,0 

23,4 

22,1 

21 ,8 

20.3 
19,8 

20.3 
23,0 

Bundes-
obligatIonen 

0,7 

0,6 

4.4 

5,5 

4,9 

10,3 

18, I 

20.3 

21 . I 

21 ,9 

20,1 

18,3 

16,9 

16.8 

15.4 

14,7 

15,3 
16.7 

17.0 
15,0 

Bundes-
schatz-
scheine 

17,5 

21 ,6 

21 ,7 

28.6 
27,6 

22,7 

18,6 

14 .2 
12, I 

10.8 

11 ,9 

10,9 

12.2 

11 ,3 

10.5 

9,6 
8,7 
8,8 

9,5 

11.4 

Summe 

53.9 

59.4 

63,3 

69,1 

63.6 
58.0 

61 .2 

58.3 

57.2 
57,7 

58,9 

54,2 

53.2 

51 .5 
48,0 

46.0 

« .3 
45,3 

46,8 
49,4 

N I ~ ht 
Versiehe-

rungs-
darlehen 

3,2 

3,8 

4,4 

4,2 

3,8 

2,1 

3,1 

3,4 

3.3 
3,7 

3.6 
3,5 

3.2 
4,0 

5,0 

5,8 

6,5 
6,7 

6,9 

7,3 

ti t rie r te E uroschul d 

Banken-
darlehen 

1.3 

1.8 

2.3 
1,8 

1.4 
2,7 

6.0 

6.7 

7.2 
9,3 

8.4 

9,3 

11 ,0 

13.6 
20,9 

25,0 

28,7 
30,0 

28,6 

27.5 

Sonstige 
KIed~e 

2,2 

2.5 
3,0 

2.6 

2.4 

1.2 

0,7 

0,6 

0.4 

0.3 

0.3 
0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,1 

0 , I 

0,0 

0,0 

0,0 

Noten· 
bank-
schuld 

10.8 
6,6 

6.4 

6,3 

6,7 

4,0 

2,9 

2.2 
1,8 

1.4 

1,0 

0,7 

0,7 

0.6 

0.6 
0,4 

0,2 
0,1 

0.1 
0,0 

Summe 

17,5 

14,7 

16,0 
14,8 

14.3 
10,1 

12,7 

12,9 

12,7 

14 ,7 

13,3 

13,8 

15,1 

18.3 
2~. 7 

31 ,4 

35,5 
36,9 

35,6 

34,9 

Summe 
EuroschlJld 

71,3 

74,1 

79,3 

84,0 

77,9 

68,1 

73,9 

71 ,2 

69,9 

72,4 

72,2 

68,0 

68.3 
69,8 

74,7 
77,_ 

79,8 
82,1 

82,5 

84,3 

1990 24,8 13,4 13,4 51 .6 7,2 25,5 0,0 0,1 32,7 84,3 

1991 28,5 11 .4 13,1 52,9 7,6 23,6 0,0 0,0 31 ,2 84,2 

1992 32,0 9.9 10,9 52,7 8,1 21 ,8 0,0 0,1 29,9 82,6 

1993 35,7 7,7 10.9 54,3 7,5 18,9 0,0 0,0 26,5 80,8 

1984 38,5 6, I 9.9 54 ,5 7,9 16,2 0,1 0.0 24,2 78,7 

1995 40,8 5,0 8,1 53,9 9,3 15,2 0,0 24,5 78,3 

1996 43,3 4, I 7,8 55,2 10,4 13,2 0,0 23,6 78,8 

1997 47,2 2.3 8,5 58,0 9.7 I I ,7 0,0 21 .4 79,3 

~1~99~8,. ____ ~~~, ~1 ______ ~1.~4 ____ ~5,~3 ____ ~~?,~9 ____ ~8~,9 ____ ~9~,3~ __ ~0,~0 ____ ~ ____ ~18~, ~I ____ ~7~5~,O~_ 
1998" 61 ,0 1.3 6,8 69.2 8,9 9,7 0.0 18.6 87,8 

1999 63,7 1,1 5,1 69,8 8,0 7.8 0.2 16,0 85,8 
2000 66,1 0.7 4,3 71.2 7,4 7.6 0,0 1~,0 86,1 

2001 70,4 1,2 1,3 73,0 6,8 6,9 0,0 13,7 86,7 

1) Seil 1989 unler BerOcksichligung der Wahrungstausch""rtrlge, seit 1993 Inklusive Im Eigenbesitz befindlicher Bunde.­
schukftrtel sowie seit 1998 unter BerOcksichtigung der Forderungen gegen Ober Rechtst~gem . 

2) Verbindlichkeiten in naUonalerWahrung; Schilling schuld bis Ende 1998. 
3) ROckrechnung: Euroschuld umfa .. t auf EUR und nalionale Wlhrungseinh.~en des EUR (WWU-Wlhrungen) lautende 

FInanzschulden. 
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Anteile der Schuldformen an der bereinigten Gesamtschuld 1970 bis 2001 ' 1 

Fremdwährungsschuld " 

Titrierte FW-Schuld 
ScI1uld-

verschrei· Kredite und SummeFW~ 

Jahre Anleihen bungen Summe Darlehen Schuld Gesamt 

1970 7,2 8,3 15,5 13,2 28,7 100,0 
1971 7,6 9,3 16,9 9,0 25,9 100,0 
1972 6,7 7,3 14,1 6,6 20,7 100,0 
1973 5,3 5,9 I I ,2 4,8 16,0 100,0 

1974 4,6 6,0 10,6 11 ,5 22,1 100,0 
1975 5,5 10,9 16,3 15,6 31 ,9 100,0 
1976 4,8 8,5 13,3 12,8 26,1 100,0 

1977 5,9 9,9 15,8 13,0 28,8 100,0 
1978 5,6 10,0 15,6 14,5 3Q,1 100,0 
1979 4,9 9,6 14,5 13,1 27,6 100,0 

1980 5.4 9,3 14,7 13,2 27,8 100,0 
1981 5,7 9,8 15,5 16,5 32,0 100,0 
1982 5,' 9,9 15,3 16,4 31,7 100,0 

1983 5,7 9,2 14,9 15,2 30,2 100,0 
1984 6,0 7,1 13,2 12.2 25,3 100,0 
1985 7.4 5.9 13.3 9,3 22,6 100,0 
1986 9,9 3.5 13,4 6.8 20,2 100,0 
1987 10.7 2,6 13.3 4,6 17.9 100,0 
1988 13,2 2,0 15.2 2,3 17,5 100,0 

1989 13,3 1,3 14.6 1,1 15,7 100,0 

1990 13.7 1,1 " ,8 0,9 15,7 100.0 
1991 13.5 1.5 15.0 0,9 15,8 100.0 
1992 14.8 1,2 16.0 1,3 17,. 100,0 

1993 17 ,2 1,1 18,3 0,9 19,2 100.0 

1994 18, I 0,8 18.9 2,3 21 ,3 100.0 
1995 18,8 0,9 19.7 2,0 21,7 100.0 
1996 18,7 0.9 19.6 1,6 21 ,2 100.0 
1997 18,5 0.8 19.3 1,4 20,7 100,0 

1998 21,7 2,0 23,7 1.3 25,0 100,0 
1998 SI 10,7 0.6 11 .' 0.9 12,2 100.0 
1999 12.5 0.7 13.2 1,1 14,2 100,0 

2000 12.2 0.7 12.9 0.9 13,9 100,0 

2001 11 .8 0,7 12,5 0.8 13,3 100.0 

1) Seit 1989 unter BerOcksichtigung der Wahrungstauschvertrage, seit 1993 inklusive im Eigenbesitz befindlicher Bundes· 
schuldhl.I SOWIe se~ 1998 unl.r BerOcksichtigung der Forderungen gegen Ober Recl1lSlragern. 

2} Verbindlichkeiten in auslandischen Währungen bewerte. zum OevisenmittelkuJS des jeYieiligen Jahresuttimos. 
3) ROckrecl1nung, ScI1ulden in Nicl1t-WWU-W3hrungen, 
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Restlaufzeit und Nominalverzinsung der Finanzschuld nach Schuldformen 1984 bis 2001 

Restlaufzeit der Finanzschuld nach Schuldformen 11 (in Jahren) 

Euroschuld 'I 

Titrierte Euroschuld NI c h t titrierte Euroschuld 
Bundes· Versehe- Noten-

Bundes- sd1atz- rungs- Banken. Sonstige bank- Summe 
Jahre Anleihen obligatIOnen scheine Summe darlehen darlehen Kredite sd1uld Summe Euroschuld 

1994 

1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 

1991 
1992 
1993 
1994 

1995 
1996 

1997 
1998 
1998 31 

1999 

2000 
2001 

5,3 
5 ,~ 

6,5 
6,6 
6,8 
7,2 
6.7 
6.3 
6.0 
5.6 
5.3 
5,2 

' .9 
5.0 
5.1 
5,7 
6.1 
6.1 
5.8 

5.3 
5.5 
5.8 
6.2 

6.' 
5.2 
5.0 

' .' 
3.8 
3.2 
2.8 
2.9 

2.7 
3.1 

' .9 
6.9 
5.0 

' .6 
5.' 

2.5 
8.7 
7.9 
7.0 
6.7 
6.~ 

6.2 

5.0 
5.3 

' .9 
' .0 
' .7 
6.0 
4.9 
4.1 

' .1 
5.0 
3.1 
2.1 

' .7 
6.1 
6.5 
6.5 
6.7 
6.6 
6.1 

5.6 
5.' 
5.1 

' .8 
' .9 
• . 9 
• . 9 
5.0 
5.6 
6.0 
6.0 
5.8 

7.7 
8.8 
9.3 
9.1 
9.1 

9.' 
9.1 
8 .• 
7.8 

7.' 
7.3 
8.0 
7.8 

7.1 

6.' 
6 .• 
5.8 
5.1 

'.' 

10.2 
11 .5 
11 .6 
11 .5 
11 ,7 

10.9 
10.5 
9.8 
9.1 
7.7 
7.9 
7.2 
6.9 
6.1 
6.6 
7.3 
7.2 
6.5 
5.8 

5.6 
5 •• 
7.3 
4.0 

8.8 
5.9 
8.2 
8,7 
8,2 
7,7 

0.' 
5.9 

6.' 
5.9 

0.' 
0.' 
0.2 
4.5 
_.1 

I.' 
1.0 
0.6 
0.6 
0.5 
0.5 
0.5 
0.3 
0.2 
0.3 
0.3 

9.5 
10.8 
11 .1 
11 .0 
11 .1 
10,6 
10.2 
9.5 
8.8 
7.6 
7.6 
7.5 
7.3 
6 .6 

6.5 
6.9 
6 .• 
5.8 
5.1 

Durchschnittliche Nominalverzinsung der FInanzschuld nach Schuldformen 'I (in %) 

Euroschuld 'I 

Titrierte Euroschuld N ic ht titrierte Euroschuld 
Bundes- Versiehe- Noten-

Bundes- schatz- rungs- Banken- Sonstige bank-

6,. 
8,0 
8,6 

8,5 
8,6 
8,2 
7,7 

7,0 

6,6 
5,9 

5,7 

5,7 

5,6 
5,_ 

5,. 
5,9 

6,1 

5,9 

5,7 

Summe 
Jahre Anleihen obhgaoonen scheine Summe darlehen dar1ehen Kred~e schuld Summe Euroschuld 

1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 

1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 

1997 
1998 
1998 Si 

1999 

2000 

2001 

8.6 
8.5 
8.3 
8.0 
7.7 
7.5 
7.6 
7.8 

7.8 
7,_ 

7,2 
7,1 

6.8 
6,5 
6 .2 

6.1 
5,6 
5.5 

5,3 

8.5 
8._ 
8.2 
7.8 

7.5 
7,4 

7.3 
7.3 
7.2 
7.1 
6.9 
6.9 
6.9 
6,9 

6.8 
4 ,8 

6.8 
7.0 
6 .2 

6.5 
6 .2 
6,1 
5,1 
5,5 
6.8 
7.8 

8.0 
7.1 
5._ 
• . 8 
4.7 

3.7 
3.9 
3.7 
3.7 
3.6 

' ,8 
3,7 

8.1 
8,0 
7,8 

7,3 
7,2 
7,3 
7.6 
7.7 

7.5 

7.0 
6.8 
6.7 

6.' 
6 .2 

6.0 
5.8 
5,5 
5,5 

5.3 

8.' 
8,3 
8.0 
7,8 

7,6 
7,6 
8.1 
8.5 
8.5 
8.3 
7.6 
7,6 
7,2 
6,9 
6.8 
6,8 

6.7 
6.7 
6,6 

8 .7 

8.3 
8.1 
7.6 

7.' 
7,7 
8,6 
8,7 

8,6 
7,7 

7.3 
7,1 
6,7 
6,3 
6,0 
6.0 
6,1 
6,3 
6,2 

3.3 
3.9 
2.5 
2.3 
1.8 
1,2 
0,1 
0,1 
0.1 
0,1 
_,7 

0,0 
0.1 
0,1 
2,8 
2,8 
2.6 

0.1 
0,1 

2,3 
2.3 
2.3 
2,. 
2,2 

2.0 
2,0 
2,0 
2,0 
2,0 
2.0 

8,5 
8.2 
8.0 
7.6 
7.5 
7.7 
8,5 

8.6 
8.5 
7,9 
7,3 
7.3 
6.9 
6.6 
6 .• 

6,' 
6 .• 
6.5 

6,' 

1) Se~ 1989 unler BerücksIChtigung der Wlhrungslauschvertrlge, 50~ 1993 inklusive im Eogenbesitz befindlicher Bundes­
schuldirtel SOWIe $Oll 1998 unler BerOckslchligung der Forderungen gegen Ober Rechlstragem 

2) Verblndllchke~.n in nationaler Wahrung; Schinlngsd1uld bis Ende 1998 
3) ROckrechnungo Euroschuld umfasst auf EUR und nationale Wahrungseinheiten des EUR (VINVU-WAhrungen) lautende 

Flnanzschuk1en 
88 

B,2 
B,1 
7,9 
7,5 
7,3 
7,5 

7,9 
8,1 
7,9 
7,3 
6 ,9 

6,9 
6,5 

6,3 
6,1 

5,9 
5,6 

5,7 

5,5 
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Restlaufzeit der Finanzschuld nach Schuldformen 11 (in Jahren) 

Fremdwährungsschuld 21 

Titrierte FW-Schuld 
Schuld-

verschrei- Kredite und Summe FW-
Jahre Anleihen bungen Summe Darlehen Schuld Gesamt 

1984 5.8 2.9 4.2 5.0 ',6 5,9 
1985 6.7 3.2 5.1 ' .8 5.0 7,3 
1986 9.' 3.1 7.8 ' .1 6,6 8.2 
1987 8.7 ' ,0 7,8 6.2 7,' 8,3 
1988 8.3 ' .7 7,8 8,8 8,0 8,5 
1989 7.8 5,1 7,6 11 ,9 7,9 8,2 
1990 7,8 ' ,8 7,6 12,2 7,9 7,7 
1991 7.1 6,6 7,0 11 ,3 7,3 1,1 

1992 7.1 6,3 7.0 7.0 7,0 6,7 
1993 7.0 5.' 6.9 11 ,3 7,2 6,2 
199. 8.7 5.5 8,5 7,9 8,5 6,2 
1995 7.6 6,4 7,6 12.8 8,1 6,2 

1996 7.3 8.0 7.3 " .5 7,9 6, , 

'997 7,2 8.2 7.3 '3.8 7,7 5,9 

'998 6.6 8.8 6,8 13.0 7,1 5,8 
1998 3) ' ,7 8,9 ' ,9 7,5 5, , 5,8 

1999 ' .' 8,4 ' .6 6,1 4,8 5,9 

2000 ' .' 8.1 ' .6 5.9 4,1 5,8 
2001 ' .5 7.5 ' .7 4,9 _,7 5,5 

Durchschnittliche Nominalverzinsung der Finanzschuld nach Schuldformen 'I (in %) 

Fremdwährungsschuld 21 

Titrierte FW -Sc huld 
Schuld-

verschrei- Kredite und Summe FW-
Jahre Anleihen bungen Summe Darlehen Schuld Gesamt 

'984 6.9 6.2 6.5 5,9 8,3 7,7 

'985 6,8 6.3 6,6 5,5 6,2 7,7 
1986 6.' 6.7 6,5 5,' 6,0 7,6 

'987 5.9 6. , 6,0 5,1 5,7 7,2 

'988 5.7 6.0 5,8 5,4 5,7 7,0 
1989 6,2 5.7 6.2 5,9 6,2 7,3 

1990 6,5 5,4 6,5 6,0 6,5 7,7 
1991 6.5 6.2 6,5 6,2 6,5 7,8 
1992 6.6 6.1 6.5 6,9 6,6 7,7 
1993 5.6 4,7 5.6 5,4 5,5 6,9 
199' 5.2 5.1 5.2 3.8 5,0 6,5 

1995 5.1 3,9 5. , 4,3 5,0 6,5 

'996 5,2 3.8 5,1 4,6 5,1 6,2 

'997 5,2 3,6 5,1 4.5 5,1 6,0 

'998 4.9 3,0 4,7 4,' ' ,7 5,7 
1998 J) '.' 3,0 4.' 3,5 ' ,3 5,7 

1999 ' .3 3.1 4.2 3.3 ' ,2 5,' 
2000 ' .0 3,0 3,9 3.3 3,9 5,' 

200' 3.6 2.6 3,5 3,2 3,5 5,2 

1) Seil 1989 unter BeJÜck.sicflhgung der WJhn,mgstauschverträge. seit 1993 inklusive im Eigenbesitz befindlicher Bundes-
schuldirtel sowie seit 1998 unter BerOcksichligung der Forderungen gegenOber Rechtstr:llgem. 

2) Verbindlichkeiten in ausländischen Wahrungen bewertet zum Devisenmittelkurs des jeweiligen Jahresultimos, 
3) ROckrechnung: Schulden in Nichl-WWU-Währungen. 
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A 5 FREMDWÄHRUNGSSCHULD DES BUNDES NACH WÄHRUNGEN 

Stand und Anteile der Fremdwährungsschuld nach Währungen 1980 bis 2001 ' ) 

USO DEM CHF NLG Jpy FRF XEU BEF 

Jahre 
in Mio 1 %... 
EUR Anteil 

inMio I. %~ 
EUR Anteil 

In Mio 1 %. 
EUR Anteil 

in Mio I. %-. 
EUR Anteil 

in Mio I, %-
EUR Anteil 

In Mio I %-
EUR Anteil 

in Mio I. %-
EUR Anteil 

in MiOI %-
EUR Anteil 

1980 267 5.1 2.136 40.5 2.435 46.1 327 6.2 89 1.7 24 0.5 

1981 301 4.4 2.048 29.8 3.872 56.3 315 4.6 314 4.6 23 0.3 

1982 189 2.4 2.579 32.8 4.477 56.9 304 3.9 325 4.1 

1983 208 2.3 2.831 31.0 5.069 55.5 520 5.7 499 5.5 

1984 144 1.7 2.800 32.4 4,465 51 .6 707 8.2 529 6.1 

1965 104 1.2 3.218 37.3 3.815 44.2 760 8.8 730 8.5 

1986 76 0.6 3.546 39.2 3.420 37.8 874 9.7 1.139 12.6 

1987 56 0.6 3.174 35.0 3.749 41 .4 600 6.6 1.486 16 .• 

1988 38 0.4 3.479 36.6 3.282 34.5 491 5.2 2.215 23.3 

1989 34 0,4 3.690 40.3 2.851 31 .2 478 5.2 2.093 22.9 

1990 8 0.1 3440 35.0 3.503 35.6 479 4.9 2.407 24.5 

1991 84 0.6 3.039 28.2 4.237 39,3 479 4.4 2.950 27.3 

1992 6 0 ,0 3.653 29,2 5.048 40,3 341 2,7 3.461 27,7 

1993 6 0.0 3.879 25,1 5.484 35.5 798 5.2 5.302 34.3 

1994 • 0,0 5.066 26,7 6.749 35.6 903 4.8 6.242 32.9 

1995 2 0 ,0 5921 27,5 7.947 36.9 822 3.8 6.866 31 .8 

1996 2 0.0 6378 29,6 7.352 34 ,t 1.5G3 7,0 6311 29.3 

1997 0 0.0 6.163 27.8 6.741 30.4 1.952 8.8 6.538 29,5 765 3.5 

1998 8.496 29.7 7.210 25,2 2.520 8,8 6.483 22,7 1.219 4,3 2.658 9,3 

1998 2J 7 .210 52,7 6.483 47 .3 

1999 7.479 44,S 9.339 55,5 

2000 7.836 46.8 8.925 53,2 

2001 8 .049 49.6 8 .179 50,4 

1) Seit 1982 unter BerOcksichtigung der Cross-Currency·Swap • . 
2) ROckrechnung' ScI1ulden In NicI1t·WWU·WlIhrungen. 
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Stand und Entwicklung der Fremdwährungsschuld im engeren Sinn (vor Swaps) 

nach Währungen 1992 bis 2001 11 (in Mio Fremdwährung) 

Stand Stand 

\ 992 Jahresbeginn Zugang 2) Abgang n Nettoveränderung Jahresende 

in Mio FW in Mio FW in Mio FW in Mio FW I in% in Mio FW 

uso 2.720,8 1.200,0 309,2 890,8 32,7 3.611 ,6 
DEM 5,523,0 1,500,0 330.0 1,170,0 21 ,2 6.693,0 
CHF 2.395,1 660.2 297,6 362,6 15,1 2.757,7 
NLG 450,0 0,0 0,0 0,0 0,0 450.0 
JPY 403.900,0 0,0 0,0 0,0 0,0 403.900.0 
XEU 525.0 0.0 0.0 0,0 0,0 525,0 
AUO 175,0 0,0 75,0 -75.0 -<12 ,9 100,0 
GBP 235,0 0,0 0,0 0,0 0,0 235,0 
CAO 0.0 250,0 0,0 250,0 2SO.0 
ITL lSO.000,O 0,0 0,0 0,0 0.0 150.000,0 
FRF 1.649.4 0.0 0.0 0.0 0,0 1.649.4 
ESP 15.000.0 0,0 0,0 0.0 0,0 15.000.0 

Stand Stand 
\ 993 Jah(esbeginn Zugang .2) Abgang" Nettover3ndE:rung Jahresende 

in Mio FW in MioFW in MioFW in Mio F'W I in % in Mio FW 

USO 3.611 .6 850,0 141,3 708,7 19,6 4.320.3 
DEM 6.693.0 900.0 800,0 100,0 1.5 6.793.0 
CHF 2.757.7 1.000,0 807,9 192,1 7,0 2.949,8 
NLG 450,0 \.000,0 0,0 1.000.0 222,2 I.4SO,O 
JPY 403.900.0 156.000.0 5.000.0 151 .000.0 37.4 554.900.0 
XEU 525.0 0,0 325,0 ·325.0 ·61,9 200.0 
AUD 100,0 0,0 0,0 0,0 0,0 100,0 
GBP 235.0 0.0 100.0 ·100,0 -<12.6 \35.0 
CAD 250.0 300,0 0,0 300.0 120.0 550.0 
ITL 150.000,0 0,0 lSO.000,O ·ISO.ooo.0 ·100.0 0,0 
FRF 1.649,4 0,0 0,0 0,0 0,0 1.649,4 
ESP 15.000,0 0,0 0.0 0.0 0.0 15.000.0 

Stand Stand 
1 99< Jahresbeginn Zugang.lJ Abgang .11 Nettoveranderung Jahresende 

In Mio FW in Mio FW in Mio FW in Mio FW I in% in Mio FW 
USO 4.320,3 800,0 298,4 501.6 11,6 4.821 ,9 
DEM 6.793,0 2.550,0 750,0 1.800,0 26 ,5 8.593,0 
CHF 2.949,8 1.200,0 150,0 1.0SO,O 35,6 3.999,8 
NLG I.4SO,O 1.000.0 0,0 1.000,0 69,0 2.450,0 
JPY 554.900.0 124.000.0 30.000,0 94.000,0 16,9 648.900,0 
XEU 200.0 0.0 200.0 ·200,0 ., 00,0 0,0 
AUO 100,0 0,0 100,0 ·100,0 ·100,0 0.0 
GBP 135,0 200.0 0,0 200,0 148,' 335.0 
CAO 550.0 0,0 0,0 0,0 0.0 550,0 
ITL 0.0 560000,0 0,0 560.000,0 560 000,0 
FRF 1.649,' 0,0 0,0 0,0 0,0 1.649,4 
ESP 15.000,0 0,0 0,0 0,0 0,0 15.000,0 

1) Seit 1993 mklusive Im Eigenbe5itz befindlicher Bundessehuldtitel. 
2) Inklu$rve KonveBionen. 
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'995 

USO 
DEM 
CHF 
NLG 
JPV 
XEU 
GBP 
CAO 
ITL 
FRF 
ESP 
LUF 

1996 

USO 
DEM 
CHF 
NLG 
JPV 
XEU 
GBP 
CAD 
ITL 
FRF 
ESP 
LUF 

1 997 

USO 
DEM 
CHF 
NLG 
JPV 
XEU 
GBP 
CAO 
ITL 
FRF 
ESP 
LUF 
CZK 
ZAR 
PLN 

Stand 

Jahresbeginn 
in Mio FW 

4,821 ,9 
8,593,0 
3,999,8 
2,450,0 

648,900,0 
0,0 

335,0 
550,0 

560.000,0 
1.649,4 

15.000,0 
0,0 

Stand 
Jahresbeginn 

in MIO FW 
4.930.5 

11 ,620,8 
3,799,8 
2.450.0 

759,182,0 
400,0 
335,0 
550,0 

860,000.0 
1.649,4 

15,000,0 
5,000,0 

Stand 
Jahresbeginn 

in Mlo FW 
4.229,0 

13,920.7 
3,899,8 
3,950,0 

723,900,0 
400,0 
335 ,0 
550,0 

860,000,0 
1.649.4 

15.000,0 
6.500,0 

0,0 
0,0 
0,0 

1) Inklustve Konversionen. 

92 

Zugang I ) 

in Mlo FW 

519,7 
3,419,8 
1,000,0 

0,0 
180,000,0 

400,0 
0,0 
0,0 

300.000,0 
0,0 
0,0 

5,000,0 

Zugang I ) 

in Mio FW 
200,0 

2.425,2 
750,0 

1,500,0 
30,435,2 

0,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 

1.500,0 

Zugang 1) 

in Mio FW 
110,2 
425,0 

0,0 
1.000,0 

0,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 

5.000,0 
0,0 
0,0 

3,000,0 
150,0 
100,0 

Abgang " 
In Mlo FW 

411 ,1 
392,0 

1.200,0 
0,0 

69,718,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 

Abgang 1) 

in Mio FW 
901 ,5 
125,3 
650,0 

0.0 
65.718,2 

0,0 
0,0 
0.0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 

Abgang 1, 
in Mio FW 

751 ,6 
500,0 
450,0 
200,0 

24,900,0 
0.0 
0.0 
0,0 

400,000,0 
0,0 

15,000,0 
0,0 
0,0 
0,0 
0,0 

Nenove'änderung 
in MioFW I In% 

108,6 2,3 
3,027 ,8 35,2 
-200,0 -5,0 

0,0 0,0 
110.282,0 17,0 

400,0 
0,0 0,0 
0,0 0,0 

300.000,0 53.6 
0,0 0,0 
0,0 0,0 

5,000,0 

NeHoveranderung 
in MioFW I in% 

-701 ,5 -1 4,2 
2.299,9 19,8 

100,0 2,6 
1.500,0 61 ,2 

-35.282,0 -4 ,6 
0,0 0,0 
0,0 0,0 
0,0 0,0 
0,0 0,0 
0,0 0,0 
0,0 0,0 

1.500,0 30,0 

Nenove<ande'ung 
in MloF'W 

-641 ,4 
-75,0 

-450,0 
800,0 

-24,900,0 
0,0 
0,0 
0,0 

-400.000,0 
5.000,0 

-15000,0 
0,0 

3.000,0 
150,0 
100.0 

I in% 
-15,2 
-0,5 

-11 ,5 
20,3 
·3,_ 
0,0 
0,0 
0,0 

-46,5 
303,1 

-100,0 
0,0 

Stand 

Jahresende 

in Mio FW 

4,930,5 
11 ,620,8 
3,799,8 
2.450,0 

759,182,0 
400,0 
335,0 
550,0 

860,000,0 
1.649,4 

15.000.0 
5.000,0 

Stand 

Jahresende 
in Mio FW 

4.229.0 
13.920,7 
3.899,8 
3.950.0 

723.900,0 
400,0 
335,0 
550,0 

860,000,0 
1,649,_ 

15.000,0 
6.!lOO,O 

Sland 
Jahresende 
In Mio FW 

3.587,6 
13.645.7 

3.449.8 
4.750,0 

699.000,0 
400,0 
335,0 
550,0 

460,000,0 
6,649.4 

0,0 
6,500,0 
3,000,0 

150,0 
100,0 
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Stand Stand 

1998 Jahresbeginn 1) Zugang n Abgang " NeUoverlnderung JahreSende '} 

in Mio FW in MioFW in Mio FW in Mio FW I in% In Mio FW 

USO 3,587,6 33,6 100.5 -66.9 -1 .9 3.520,7 
OEM 13845.7 9,050,0 ' .700.0 ' .350.0 31 .4 18,195,7 
CHF 3,449,8 1.300,0 0.0 1.300.0 37.7 4.749,8 
NLG . 750,0 1,500,0 250.0 1 250.0 26.3 6000,0 
JPV 699000,0 0,0 50.000.0 -50.000.0 -7.2 649,000,0 
XEU 400.0 2,651 ,9 400,0 2.251 ,9 563,0 2.651 .9 
GBP 335.0 250,0 0,0 250.0 74.6 585,0 
CAD 550,0 0,0 0,0 0,0 0,0 550.0 
ITL 460.000.0 0,0 200.000,0 -200000.0 -43,5 260.000,0 
FRF 6.649.' 3,000,0 0,0 3,000,0 45,1 9,849,4 
LUF 6.500,0 0,0 0,0 0,0 0,0 6.500,0 
CZK 3.000.0 0,0 0,0 0,0 0,0 3.000,0 
ZAR 150.0 0,0 0.0 0,0 0,0 150.0 
PLN 100,0 0,0 0,0 0.0 0.0 100,0 

Stand Stand 

199 9 Jahresbeginn l ) Zugang '*} Abgang 4l Netloverlnderung Jahresende 
in MIO FW in MioFW in Mio fW in Mio FW I in%, in MioFW 

USO 3.520.8 1.198,6 333,6 865,0 24 ,6 4385.8 
CHF 4,750.0 500,0 300,0 200,0 4,2 4,950,0 
JPV 649 000,0 0,0 0,0 0,0 0,0 649,000.0 
GBP 585,0 0,0 100,0 ·100,0 -17,1 485,0 
CAO 550,0 0,0 0,0 0,0 0,0 550,0 
CZK 3,000,0 0.0 1,500,0 -1 .500,0 -50,0 1,500.0 
ZAR lS0,0 0,0 150,0 -150,0 -100,0 0,0 
PLN 100.0 0.0 100,0 -100,0 -100,0 0,0 

Stand Stand 
200 0 Jahresbeginn .jJ Zugang t, Abgang .. , Nettoveralnderung Jahresende 

in Mio FW in MioFW in Mio FW In Mio FW I in% in Mio FW 
USO 4,385.8 747,9 1,049.0 -301 ,1 -6,9 4.084,7 
CHF ' .950,0 250.0 1.500.0 -1.250,0 -25,3 3,700,0 
JPV 649.000,0 0,0 40.000,0 -40.000.0 -6,2 609.000,0 
GBP 485,0 0,0 0,0 0,0 0,0 485.0 
CAO 550,0 0.0 0.0 0,0 0.0 550.0 
CZK 1500,0 0,0 1.500,0 -1.500,0 -100.0 0,0 

Stand Stand 
200 1 Jahresbeginn ..aJ Zugang'" Abgang .. , Nettoveranderung Jahresende 

in MioFW in Mio FW in MioFW in Mio FW I in% InMio FW 
uso 4.064.7 1.750,0 671 ,1 1.078,9 26,4 5.163,6 
CHF 3.700,0 100,0 300,0 ·200,0 -5,4 3500,0 
JPV 609.000.0 7.000.0 155.000,0 -148.000,0 -24,3 461 .000,0 
GBP 485,0 0,0 35,0 -35,0 -7,2 450,0 
CAO 550,0 0,0 0,0 0,0 0,0 550,0 

1) Unter BerÜcksichtigung der Forderungen gegenüber Rechtstr-agem (inklusive Rechtstragerswaps). 
2) InklusNe Konversionen. 
31 Zeitreihenbruch: Schulden in Nicht·WWU-Währungen unter Berilcksichtigung der Forderungen 9egenOber Rec:l1tstragem, 
4} Inklusive Forderungszu- bzw. -abnahme gegenOber Rechtstr:lgern und Konversionen. 
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<0 ... 

A 6 FINANZSCHULD IM ENGEREN SINN UND CROSS CURRENCY SWAPS (CCS) NACH SCHULDFORMEN 

IM JAHR 2001 1) (in Mio EUR) 

S t an d am 31 . 12 . 2000 Nettoveränderung Stand sm 31 . 12 . 2001 
Finanz· CCS CCS CCS finanz- Finanz- CCS Finanz- Finanz- CCS ces CCS 
Schuld Verbind- Forde- Verbind I schuld schuld Verbind I schu1d schuld Verblnd- Forde- Verblndl. 

Schuldformen i.e .$ , IlChkelten rungen neho l eS. netto i eS hchkelten rungen netto 

Euroschuld ll 

Anteihen 89.236 832 4.183 -3351 85.885 7.099 -18 7.081 96.335 2.313 5.682 -3.369 
Bundesobligationen 1.252 0 396 -396 856 558 64 623 1.811 64 396 -332 
Bundesschalz5cheine 4.745 645 0 645 5391 -3.530 -276 -3806 1.215 369 0 369 
Titrierte Euroschuld 95.233 1.477 4.580 -3.102 92.131 4.127 -230 3.898 99.361 2.746 6.078 -3.332 

Verslcherungsdar~hen 8.928 0 0 0 8.928 -627 0 -627 8.302 0 0 0 
Bankendar1ehen 9.161 0 0 0 9.161 -lI22 0 -lI22 8.339 0 0 0 
Sonstige Kredite 2 0 0 0 2 0 0 0 2 0 0 0 
Nicht titrierte Euroschuld 18.092 0 0 0 18.092 -1.449 0 -1.449 16.642 0 0 0 

Euroschuld ZI 113.325 1.477 4.580 -3.102 110.223 2.678 -230 2.448 116.003 2.746 6.078 -3.332 

FW-Schuld" 

Anleihen 11 .493 8.920 5.658 3.262 14.755 -3 -360 -364 11 .490 10.344 7.443 2.902 
Schuldverschreibungen 477 471 56 415 892 -26 -61 -lI7 451 415 61 354 
Bundesschatzscheine 603 0 603 -603 0 -228 228 0 374 0 374 -374 
Tltr. Fremdwährungsschuld 12.573 9.392 6.317 3.074 15.647 -258 -193 -451 12.315 10.759 7.878 2.881 

'<redlte und Dar1ehen 1.113 0 0 0 1 113 -lIl 0 -lIl 1.032 0 0 0 

Fremdwährungsschuld 13.686 9.392 $.317 3.074 16.760 -339 -193 -532 13.347 10.769 7.878 2.881 

FInanzschuld 127.011 10.869 10.897 -28 126.983 2.339 -423 1.915 129.350 13.505 13.956 -451 

AbzOglich Eigenbesitz 6.277 1.209 

Berelnk]te Euroschutd . ) 103964 1236 
Bereinigte FW-Schukf . , 16.722 -529 

Bereinigte FInanZSChuld 120.705 707 

1) Unter BerOcksichlJgung der Forderungen gegenOber Rechtsträgern zu Nominalwerten 
2) Auf EUR und natIOnale WJhrungseinheiten des EUR (V\tWU·Wi'lhrungen) lautende Finanzschukfen. 
3) Auf Nicht-\llNlJU-Währungen lautende Finanzschulden, 
4) O.e bereinigte SchukfenentwlCklung nach Schuldformen lSI unter der Internel-Homepage der ÖSterreich Ischen Bundesfinanzierungsagentur zu finden (http / lWww.oebfa.co.at). 

FInanz-
schuld 

92.966 
1.478 
1.585 

96.029 

8.302 
8.339 

2 
16.642 

112.671 

14.391 
805 

0 
15.196 

1.032 

16.228 

128.898 

7.486 

105.220 
16.193 

121 .412 
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A7 LANGFRISTIGE VERBINDLICHKEITEN 1) VON UNTERNEHMEN DES BUNDES 

UND VON MARKTBESTIMMTEN BETRIEBEN DER GEMEINDEN 1995 BIS 2001 
(in Mrd EUR) 

1995 1996 1997 1m 

Unternehmen des Bundes l t 

Alpenstraßen AG 0,0 0,0 0,0 

ASFINAG 7,4 7,3 5,6 5,6 

AUSTRO CONTROL 

BIG 0,2 0,7 1,1 1,2 

MUQUA 

ÖBe 2,6 2,7 2,9 3,6 

davon OBB·Jnfraslruktur 1,4 1.7 2,1 2.9 

OIAG 3,8 3.4 3.4 3,3 

ÖSAG 0,0 0,0 

PTBG 3,4 3.6 3,1 

SCHIG 1.8 2,1 

Summe 14,1 17,5 18,3 18,9 

davon Bundesfinanzierungen "J 2,2 

Martl:tbestimmte Betriebe der Gemeinden 21 SI 

Gemeindeverbande 1,5 

Infrastrukturbetriebe deI Gemeinden ohne Wien 1,2 1,5 2,2 2,9 

Infrastrukturbetliebe der Gemeinde Wien 1,4 1,4 

Summe 3.6 5.8 

Insgesamt 21.9 24.7 

AbkOl"Zungen: 
ASFINAG 
AUSTRO CONTROL 
elG 

Autobahnen· und Schnell$traßen~FinanzjerunQ·Aktienge5ellschilft. 

AUSTRO CONTROL Oslerreicl1iscl1e Gesellscl1.ft fOr Zivilluft1ahrt mbH 
Bundesimmobiliengesellschaft mbH 

MUQUA 
ÖBe 
ÖIAG 
ÖSAG 
PTBG 
SCHIG 

MuseumsQuartier Errichtungs- und BelriebsgmbH 
Österreichische Bundesbahnen 
Osterreichisehe Industrieholding Aktiengesellschaft 
Autobahnen· und Schnellstraßen AG 
Post~ und Te&ek.ombeteltfgungsverwaltungsgeseIJschaft 
Schieneninfraslrukturfinanzierungs-Gesellschaft m.b.H. 

1999 2000 

6,1 6,3 

0,1 0,1 

1,2 1,2 

4,0 4,3 

3,4 3,8 

3.4 2.9 

2,5 

2,3 3,3 

19,5 18,0 

5,4 7,8 

1,7 2.0 

3,3 5,7 

1,4 0.2 

6.5 7.9 

25.9 26,0 

1) Anleihen, Kre<:l it-lOar1ehensverbindlichkeiten einschließlich Forderungnessionen an Flnanzinstitvtlonen sowie an den Bund mit 
originärer Laufz.eij von mindestens einem Jahr. 

2) VO~aufl9. Daten. 
3) Selbsl3ndige Einheiten, die gem3ß ESVG 1995 dem Unlemehmenssektor zugerechnet werden. 
4) Kapitalmarktfinanzierungen Im Namen des Bundes (Insbesondere Bul\des3nteihen) fOr Drine, die in Form von Oal1ehen an (Ue 

Unternehmen weitergegeben werden und deren Schuldendienst von den Unternehmungen zu bedienen ist. Solche Dritt­
finanzierungen durch den Bund sind gemäß BHG seit 1998 möglich (§ 65c BHG idjF). 

5) Unternen.men und Betriebe der Gemeinden mit marktbestimmter Tatigkeit. Dazu zah"len d.ie InfrastllJldurbetIiebe bzw. GebOhren~ 

haushalte (Wasser-, Abwasserversorgung und Wohnungswirtschaft) sowie die Gemeindever'bände (v.a. Wasserversorgung, 
Umwel~ Gesundheil), 

QueUe: Bilanzdalen der Unletnehmungen 'Und Sr.AT. 

2001 2) 

6,9 

0,1 

2,1 

0,1 

4.5 

3.9 

2.0 

3,9 

19,5 

9,2 
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A 8 FINANZSCHULD DER LÄNDER 1991 BIS 2000 1
) (Beträge in Mio EUR) 

1991 1992 1993 
Verlnderu"1: I Sland 31 .12 VerJndenmg Stand 3112. Verlnderun I Stand 31 12 

absolut In % Ion Moa EUR %-Ant absolut on% in Mio EURj %-Ant. absolut I In % Iin MIO EURI %-Ant 

Burgenland 7) -13.3 -11 .1 106.9 1.9 -1 4.0 -13.1 93.0 1.7 7.5 8.0 100.4 1.6 
Karnten 50.2 17.8 332.6 5.9 60.9 18.3 393.5 7.2 87.5 22.2 481 .0 7.8 
NlederOSlerrelCh ·52.7 -16.1 274.7 4.9 46.1 16.8 320,8 5.9 554.5 172 8 875.3 14.3 
OberOSterreich -199.2 -27.4 526.6 9.4 .0.3 .0.1 526.3 9.6 21 .0 4.0 5472 8 .9 
Salzburg -18.1 -5.2 332.3 5.9 -1 8.9 -5.7 313.4 5.7 -20.5 -6.5 292.9 4.8 
Steiermark 25.3 2.6 996.1 17.7 10.2 1.0 1 006.3 18.4 -110.1 -10.9 896.2 14.6 
TIfOI -22.1 -13,0 147.6 2.6 -25.1 -17.0 122.5 2.2 -23.7 -19.3 98.8 1.6 
Vorarfberg -1 .8 -2.3 75.1 1.3 1.8 2.4 76.8 1.4 0.4 0.5 77.2 1.3 
Wien -46.7 -1 .6 2827.0 50.3 -205.6 -7.3 2621.5 47.9 139.4 5.3 2760,8 45.0 
Summe 
Bundesländer -278.4 -4.7 5.618.9 100.0 ·1«,8 ~2.6 5.474.1 100.0 655.9 12.0 6.130.0 100.0 

1994 1995 1996 
Verlnderung I Sland 31.12 Verlnderung I Stand3112. Verlnderuna I Stand 31 12 

absolut I in % 1 in Mio EURI %-Ant absolul I In % pn Mio EUR %-Ant absolut I in % lin Moo EURI %·Ant 

Burgenland lj -7.5 -7.5 92.9 1.3 74.2 79.9 167.1 1.9 -1 .9 -1 .1 165.3 1.9 
Karnten 104.9 21 .8 585.9 8.4 147.2 25.1 733.1 8.4 119.5 16.3 852.7 9.9 
Nlederosterreieh -14.8 -1 .7 860.5 12.4 301 .1 35.0 1.161 .6 13.4 142.3 12.3 1.303.9 15.1 
OberOsterreieh 115.3 21 .1 662.6 9.5 166.1 25.1 828.6 9.5 -109.0 -13.2 719.6 8.3 
Salzburg 9.3 3.2 3022 4.4 41 .3 13.7 343,5 4 .0 64.9 18.9 408.4 ' .7 
Steiermark :SI 61 .7 6.9 957.9 13.8 161 .8 16.9 1 119.7 12.9 -63.4 -7.4 1 036.3 12.0 
Tlrol 16.7 16.9 115.6 1.7 38.9 33.7 154.5 1.8 -36.0 -23.3 118.5 14 
Vorarlberg 0.1 0.2 77.3 1.1 4.2 5.4 81 .5 0.9 8.7 10.6 902 1.0 
Woen 527.7 19.1 3288,5 47.4 801 .9 24.4 4.090.4 47.1 -147.4 ·36 3943.0 45.6 
Summe 
Bundeslander 813.' 13.3 6.943.4 100.0 1.736.7 25.0 8.680.1 100.0 -42.2 .0.5 8.637.8 100.0 

1997 1998 1999 
Verlnderung Stand 31 12 Verlnderung I Stand3112. Verlnderung ] Stand 31 12 

absolut I In % on Moa EUR %-Anl absolut I on % I in Moa EUR] "-Ant absolut ] in % ]on Moa EUR! %-Ant 

Burgenland :SI -2.0 -1 .2 163.3 1.9 48.7 29.9 212.0 2.6 -2 ,0 -1 .0 210.0 2.7 
Kirnten 48.2 5.7 900.9 10.7 55.8 6.2 956,7 11 ,8 50,8 5,3 1 007.5 12.8 
NlederöslerrelCh -103.0 -7.9 1 200,9 14.2 -68.0 -7.3 1 112.9 13.7 -126,2 -11 ,3 986.7 12 .5 
OberOSlerreieh -147.1 -20,4 572.5 6.8 -16.8 -2.9 555.7 6.9 -9,8 -1 .8 545.9 6.9 
Salzburg 54.4 13.3 462.7 5.5 -26.2 -5.7 436.6 5.4 -50.7 -11 ,6 385.9 4.9 
Stel8rmarit J) -184.2 -17.8 852.1 10.1 -95.6 -11 .2 756.5 9.3 118,9 15,7 875.5 11 .1 
Ttr~ 49,3 41 .6 167.8 2.0 12.8 7.6 180.6 2.2 13.9 7.7 194.4 2.5 
Vorarlberg 2,1 2.3 92,2 1.1 0.6 0.6 92.8 1.1 -4.4 -4 ,7 88.4 1.1 
Woen 72,7 1.8 4015,7 47.6 -222.1 -5.5 3793.6 46,8 ·212.3 -5,6 3581 .3 45.5 
Summl 
Bundesl2nder -209.7 ·2," 8.428,2 100,0 -330,8 -3.9 8.097.4 100,0 -221 .8 -2,7 7.875,6 100.0 

2000 
Verlnderung stand 31 12 

absolut in.,. on Moa EURI %-Ant 

Burgenland :SI -1 ,9 .0,9 208.1 3.3 
Karnten 43,4 4,3 1 050.9 16.5 
NiederOSterreich ·55.2 -5,6 931 .5 14.6 
OberOsterreich ·98,6 -18,1 447.3 7,0 
Salzburg -2,6 .0.7 383.3 6,0 
Steiermark J) 169.7 19.4 1 045.2 16.4 
T.rol -6.1 ... . 2 186.3 2.9 
Vorartberg -1 .8 -2.0 86.7 1.4 
Wien 4) -1537.1 -42.9 2044 ,2 32.0 
Summe 
Bundesl3nder -1 .492.1 -18.9 6,383.5 100,0 

1) Ohne onnere Anleihen 018 Verschuldung der Lander In Form von inneren Anleihen betrug Ende 1998. 3_630,5 Moa EUR. Ende 1999 
3745,1 Moa EUR und Ende 2000' 2596.0 Moa EUR (ROcl<gang gegenOber dem Vo~ahr infolge der Ausgloederung von 'Wiener Wohnen") 

2) Bos 1992 ohne Bundesstrallen-Vorfinanzlerung der SPK Oberwart 
3) Sett 1993 ohne für Dritte Obemommene Schuldend.enste 
4) "W.ener Wohnen" tst .nfolge Ausghederung als Unternehmung nk:hllT'ehr enthalten 
Ouelle ST AT· GebarungsObersicloten; laufende Jahrgange 
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A 9 FINANZSCHULD DER GEMEINDEN 1991 BIS 2000 (Beträge in Mio EUR) 

Burgenland 
Kamten 
NIederOsterreich 
OberOslerreich 
Saizb<Jrg 
Steie."ark 
TIrol 
Vorarlberg 
Summe ohne W ien 
Wien 
Summa mit Wien 

Burgenland 
Kärnten 
NtederOsterrelCh 
OberösterreICh 
Salzburg 
Steiermark 
T.oI 
Vorar1berg 
Summe ohne Wien 
Woen 
Summe mit Wien 

Burgenland 
Kamten 
NlederösterretCh 
OberOsterreich 
Salzburg 
Steiermark 
Tlrol 
Vorarlberg 
Summe ohne Wien 
Woen 
Summe mit W ien 

Burgenlond 
KIrnten 
NsederOsterralCh 
OberOsterreICh 
Salzburg 
Steiermark 
nrol 
Vorarlberg 
Summe ohne Wien 
Wten ') 

Summe mit Wien 

1 991 
Verlnderung 1 Stand 31 .12. 

absolut I In %~lm Mio EURI %-Ant. 

-4 ,1 -1 .5 268,4 4,9 
7,3 1,9 338,5 7,1 

58.1 3,6 1672,0 30,5 
66,0 8.6 830,4 15.2 
38,9 8,4 504,0 9,2 
60,2 6.5 991,8 18,1 
15,5 2,9 548,4 10.0 
15,2 5.8 277,3 5,1 

257,0 4,9 5.480,6 100.0 
-46,7 -1 .6 2827,0 
210,2 2,6 8.307,6 

199 4 
V.rlnderung I Stand 31 .12 

absolut ,n% ,n MIO EURI %-Ant 

20,3 7.4 296,5 4,2 
31 , I 7,3 454,0 6,5 

161 ,4 8.7 2024,5 28,8 
155,4 13.8 I 280,0 18,2 
33,9 5.1 700,5 10,0 
83,6 7,2 I 253,1 17.8 
24.4 3.9 641.8 9,1 
48,1 14.5 378,4 5,4 

558,1 8,6 7.028,8 100,0 
527,7 19.1 3288,5 

1.085,8 11,8 10.317,2 

1997 
Ve~nderun9 I Stand 31 .12 

absolut on% ,n Mio EURI %-Ant. 

32,0 8,7 398,3 ' ,7 
21 ,2 4,0 545,5 6,' 

114,7 4,8 252' .7 29,7 
41,9 2,7 1 577,8 18,6 

-14,3 -2,0 692,6 8,2 
78,2 5,3 1 558,0 18,4 
20,1 2,8 732,2 8,6 
15,4 3,5 461 ,4 5,4 

309.1 3,8 8.490,4 100,0 
72,7 1,8 4.015.7 

381,9 3,1 12.508,1 

200 0 
Verlnderung I 

absolut in% 

3,0 0,7 
15,6 2,7 

126,4 4,5 
89,8 5,1 
20,0 2,8 
63,2 3,7 
16.8 2,3 
38.1 7,2 

372,9 4,0 
-1537.1 -42,9 
·1 .164,1 ·9,1 

Stand 31 .12 
,n Moo EUR I %-Ant. 

402.6 
588.9 

2963.1 
I 852,5 

728,8 
1 755.6 

738,4 
564.6 

9.594,4 
2044,2 

11 .638,7 

4,2 
6,1 

30,9 
19,3 
7,6 

18.3 
7,7 
5,9 

100,0 

19 9 2 
V.rlnderung 1 Stand 31.12 
absolutl In % Iin MIO EURI %-Ant. 

4,5 1,7 272,9 4,7 
-2 ,4 -0.6 338,1 6,6 
79,7 4,8 1 751,7 29,9 

111,7 13,4 942,1 16,1 
68.4 13,6 572,4 9,8 
65,2 6.6 1 057,0 18,0 
30,4 5.6 578,8 9,9 
19,1 6,9 296,3 5,1 

375,6 5,9 5.857,2 100,0 
-20M -7,3 2621 ,5 
171 ,0 2,1 8.478,6 

1995 
V.,lnderung I Stand 31.12 
absolUt in% ,n Mio EURI %-Ant. 

37,4 12,6 333,9 4,3 
34,7 7,6 488,7 6,3 

194,2 9.6 2218,7 28,8 
167,2 13,1 1 447,2 18,8 

9,3 1,3 709,8 9,2 
151 ,3 12,1 I 404,3 18,2 
49,2 7,7 691 ,0 9,0 
40,4 10,7 416,8 5.4 

683,7 9,7 7.712,5 100,0 
801 ,9 24,4 4 090,4 

1.485,6 14,4 11 .802,9 

199 8 
V.rlnc:erung 1 Stand 31 .12 
absolut in % In M,o EURI %-Ant. 

7,6 1,9 405,8 ' ,6 
16,0 2,9 561 ,5 6,4 

170,8 6.8 2.695.5 30,6 
71 ,2 4,5 1 648,9 18,7 
13,1 1,9 705,7 8,0 
59,4 3,8 1 617,4 18,4 

-54,' -7,4 677,8 7,7 
25,9 5,6 487,3 5,5 

309,6 3,8 8.799.9 100,0 
-222.1 ·5.5 3793,6 

87,. 0,7 12.593,5 

1) 'Wtener Wohnen" ist enfo5ge Ausgliederung als Unternehmung nicht mehr enthalten. 
Quelle ST AT - GebarungsObef$ochten, laufende Jahrgange. 

1993 
Ve~ndorung I Stand 31 12. 

absolut I in % Im Mio EURI %-Ant 

3,3 1,2 276.2 4.3 
36,9 9,5 423,0 6,5 

111,4 6,4 1.863,1 28.8 
182,6 19,4 1.124,6 17,4 
94,2 16,5 866,6 10,3 

112,5 10,6 1.169,4 18,1 
38,6 6,7 617,4 9,5 
34,0 11 ,5 330,3 5,1 

613,5 10,5 6_470,6 100,0 
139,4 5,3 2760,8 
752,8 8,9 9.231 ,5 

1996 
V.rlnderung I Stand 31 12 

absolut I. ,n % I,n Moo EUR( %-Anl 

32,4 9,7 366,3 4,5 
35,6 7,3 524,2 6.4 

191,3 8,6 2410,1 29.5 
88,7 6,1 I 535,9 18,8 
-2,9 -0,4 706,9 8,6 
75,5 5,4 1.479,8 18. I 
21 . I 3, I 712, I 8.7 
27,1 6,5 446,0 5,5 

468,7 6,1 8.181 ,2 100,0 
-147,4 -3,6 3943,0 
321 ,3 2,7 12.124,2 

1999 
Verlnderung I Stand3112 

absolul 1 in % lin M,o EUR( %-Ant 

,e,2 -1 ,5 399,7 ' .3 
11 .8 2,1 573.2 62 

1' 1,2 5,2 2836,7 30,8 
113,7 6,9 1 762.6 19.1 

3,1 0.' 708,8 7,7 
75,0 4,6 I 692.4 18.' 
43,8 6,5 721 ,6 7,8 
39,1 8,0 526,4 5,7 

421 ,$ 4,8 9.221,5 100.0 
-212,3 -5.6 3581 ,3 
209,3 1,7 12.802,8 
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A 10 KENNZAHLEN ZUR STAATSVERSCHULDUNG IM INTERNATIONALEN 

VERGLEICH 1992 BIS 2001 1
) 

Öffentlicher Schuldenstand (in % des BIP) 

Belg",n 
Deutschland 
Finnland 
FrankreICh 
Gnecn,.,nland 
Irland 
Itahen 
Luxemburg 
N.ederlande 
Österreich 
Portugal 
Spanten 
EU·12·Aggregat 

Olnemafi( 
Großbritannien 
Schweden 
EU·15·Aggregat 

USA " 
Japan 1) 

SchweIZ 

1992 

131 ,2 
43,1 
41 ,0 
40,6 
97,5 
94,6 

107,7 
4,7 

78,1 
51,2 
57,8 
47,1 
62,4 

66,3 
40,8 
65,1 
59,6 

64,9 
SO,I 
38,6 

1993 

138,0 
47,2 
57,3 
46,1 

110,2 
98.8 

1182 
5.8 

79.3 
61,8 
61 .1 
58.7 
61,S 

78,0 
47,4 
75,1 
65,2 

67,0 
53,1 
43.1 

1994 

136,4 
49,4 
58,8 
49.6 

107,9 
92,6 

123,9 
5,3 

76,1 
64,1 
62.0 
61 ,2 
69,8 

73,5 
49,4 
77.7 
67,3 

61,1 

58,1 
45.7 

1995 

133.4 
57,1 
57,1 
54,0 

106.7 
64,3 

123,3 
5.6 

77.0 
69.2 
64.1 
64,0 
12,9 

69,3 
51 .6 
76.6 
70,1 

67,6 
82,8 
46.9 

1996 

130,1 
59.8 
57,1 
57,1 

111 ,3 
74.2 

122,1 
6,1 

75.2 
69,1 
62.7 
66.1 
75,4 

65.1 
52.3 
76.0 
72,1 

67,4 
67.3 
49.3 

1997 

124,7 
61 ,0 
54.1 
59,3 

106,2 
65.1 

120.2 
6.0 

69.9 
64,7 
58.9 
66.6 
75,3 

61 ,2 
SO.8 
73.1 
71 ,0 

65.6 
70,6 
51 .5 

1998 

119.3 
60,9 
48,8 
59,S 

105.0 
55.1 

116.4 
6,3 

66.8 
83,9 
54,8 
64.6 
73,7 

56,2 
47,6 
70.5 
68,9 

63,4 
82.8 
54.5 

1999 

115.0 
61 .3 
46.8 
58.5 

103.8 
49.6 

114.5 
8.0 

63.1 
64,9 
54.2 
63, I 
72,6 

52,7 
45,2 
65.0 
67,3 

61 ,4 
93.3 
51 .4 

Öffentliche Verschuldung pro Kopf der Bevölkerung (in EUR 3» 

Belgien 
Deutschland 
Finnland 
Frankreich 
Gnechenland 
Ifland 
Italien 
Luxemburg 
N_rlande 
Ost.rr.lch 
Portugal 

Spanien 

EU·12·Aggregat 

OJnemam 
Großbntanmen 
Schweden 

EU·15·Aggregal 

USA " 
Japan 2) 

SchweIZ 

1992 I 1993 I 1994 I 1995 

23000 25300 26.600 27.900 
8400 9700 10700 13200 
6800 8300 9700 11100 
7400 8700 9800 11 .100 
7 300 8 500 8 700 9 300 

11 100 11800 11900 11 .900 
18000 17600 18700 18000 

1 200 I 700 1 700 I 900 
13300 14400 14500 15.800 
11 .000 12.100 13.300 14.800 
4 400 4 600 4 800 5 300 
5 600 6 400 6 600 7 300 

10.300 11 .200 12.100 13.100 

15300 18200 18300 18000 
7100 8600 9500 10 400 

12000 13900 15200 16.000 

9.800 10.700 11 .500 12.400 

18100 19400 20400 21 .500 
16800 17 900 19800 21 600 
12900 14500 15700 16200 

1996 1997 1998 1999 

27.200 26500 26200 26.500 
13700 13900 14200 14700 
11 200 11 400 10900 10900 
12.000 12600 13200 13500 
10400 11 000 10900 1 I 600 
11 800 12 500 11 500 11 800 
20700 21 500 21 600 22000 

2.100 2200 2500 2600 
15.700 14 900 14900 14.900 
15.300 14.600 15.000 15.800 
5600 5.600 5.500 5 900 
8 300 8 400 8 600 9 000 

14.200 14.400 14.700 15.100 

17.600 17400 16500 16.200 
11100 11 .500 11400 11 .300 
16.200 16 200 16 300 15.800 

13.400 13.900 14.000 14.400 

22.300 22900 23 200 23.500 
23 700 25 300 29 300 32 .700 
17.100 18100 19600 18800 

2000 

109.3 
60.3 
44.0 
57.4 

102.8 
39.0 

110.6 
5.6 

56.0 
63,6 
53.4 
60.4 
70,3 

46.8 
42,4 
55.3 
64,3 

57,8 
101 .7 

SO.O 

2000 

26500 
14900 
11 100 
13800 
12000 
10700 
22300 

2600 
14100 
16.100 
6.100 
9200 

15.200 

15300 
11 000 
14100 

14.500 

23400 
35700 
i8900 

1) Ote Offenthehen Verschutdungsdaten der USA. Japan, Schweiz sowie der Nicht-\VNU-Lander wurden zu durchschnittlichen 
Oevisenmittelkursen des Jahres 2001 in EUR umgerechnet und auf 100 EUR gerundel 

2) USA und Japan Zentralstaat e inschließlich Intergovemmenlaler Verl3indllchkeiten; USA: Fiskaljahr (September). 

2001 

107.5 
59.8 
43.6 
57,2 
99.7 
36.3 

109.4 
55 

52.9 
61 ,7 
55.4 
57.2 
69,2 

447 
39.0 
55.9 
62,9 

57.2 
115.7 
49,6 

2001 

26900 
15000 
11 300 

" 200 
11 900 
11000 
23000 
2700 

14100 
16.000 
6.800 
9200 

15.S00 

15100 
10600 
14700 

14.600 

23700 
39700 
19200 

Quelle OsterreIch. USA. Japan, Schweiz: natIOnale O.len; EU·Under. EU·KommlSslon. EU·12 und EU·15. eigene Berechnung. 
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Zu- ! Abnahme der öffentlichen Vellichuldung (in % des Vorjahresslandes) 

Belgien 
Deutschland 
Finnland 
Frankreich 
Grlechenland 
Irland 
ltarlttn 
luxemburg 
Niederlande 
Osterreich 
Portugal 
Spanien 
EU-12-Ag9 regol 

oanemark 
Großbritannien 
Schweden 
EU-15-Aggrego' 

USA ' 1 

Japan 1. 
Schwe,z 

8.0 
16.3 
50.8 
16.8 
12.8 
4.4 
8.3 

32,4 
7.0 
5,_ 
2,6 

10,1 
11 ,_ 

10.2 
21 .9 
26,1 
12,2 

10.9 
7,2 

16,2 

10,5 
16,9 
22,5 
18,8 
17,1 

7,2 
-2,1 
36,7 

9,0 
11 ,8 

3,2 
14,6 

9,2 

19,2 
22,2 
16,3 

9,6 

8 .5 
7,2 

14,0 

5.6 
10,7 
17.6 
12,5 

3.6 
1,6 
6,6 
3.0 
1.6 

10.4 
5,1 
4,0 
7,9 

1,0 
10.4 
10,2 

8.2 

6 ,4 

10,5 
8,3 

5.0 
23.2 
13.8 
13,5 

7,3 
0,3 

-3,3 
13,0 
9,3 

11,4 
12,1 
9,9 
9,3 

-1 ,4 
10,2 

5,8 
8,3 

6.0 
9.5 
4,3 

-2.0 
4.5 
1.8 
9,0 

11 ,6 
-0.3 
14.7 
12.8 
-0,1 
3,2 
4,9 

14.5 
1.9 

-1 .3 
7,5 
1,8 
8,0 

5,0 

9.9 
5,8 

Zu- I Abnahme der öffentlichen Vellichuldung (in % des BI P) 

Belgien 
Deutschland 
Fmnland 
frankreich 
Griechenland 
Irland 
Italien 
L.uxemburg 
Niederlande 
Österreich 
Portugal 
Spanien 

EU-12-Aggregat 

Dänemark 
Großbritannien 
Schweden 

EU-IS-Aggregat 

USA ' 1 

Japan I) 

Schweiz 

1992 

9,8 
6,0 

13.8 
5.8 

11 ,0 
4,0 
8,3 
1,2 
5,1 
2,9 
1,5 
4 ,3 

6 ,' 

6 ,1 
7,3 

13,5 

6 ,5 

6 ,4 

3 ,4 
5,4 

1993 

13,1 
6,8 

10,5 
7,3 

16.1 
6.7 

-2.5 
1.6 
6 ,6 
6,5 
1.9 
7.5 

5,7 

12,6 
8,6 

10,5 

5,7 

5,3 

3,6 
5.3 

1994 

7,2 
4,8 
8 ,8 
5,5 
3,8 
1.5 
7.7 
0.2 
1.2 
6,1 
3.0 

2.' 
5,1 

0,7 
4,6 
7,2 

5,1 

4,0 

5.5 
3,5 

1995 

6 ,3 
10.8 
6.9 
6.4 
7,4 
0.3 

-4 ,2 
0,7 
6 ,5 
7. \ 
6,9 
5.8 

6,2 

-1 ,0 
4 ,8 
4,2 

5,4 

3,8 
5,5 
1,9 

1996 

-2,7 
2.6 
1.0 
4.7 

11 .6 
-0 .2 
15.6 
0,7 

-0.1 
2,1 
2,9 
8.6 

5,5 

-0.9 
3,6 
1,3 

5.3 

3,2 

6,1 
2,7 

-2.5 
1.2 
1.8 
5,3 
6,2 
7,5 
4,4 
6,8 

-4.7 
-4,0 
-0,1 

0.9 
2,2 

-1.1 
3,3 

-0,2 
3.9 

3.6 
7,2 
6 ,1 

1997 

-3,1 
0,7 
1.0 
3,0 
6,3 
4 .5 
5.1 

0.' 
-3.5 
-2,1 
-0.1 
0,6 

1,6 

-0,7 
1,6 

-0,1 

2,6 

2,3 
4.8 
2,9 

-0.8 
2,7 

-3.9 
5,0 

-1,3 
-7.3 
0,5 

13.8 
0,9 
2,8 

-0,6 
2,8 
1,8 

-4,8 
-0,5 
0,8 
1,6 

2,1 

15,8 
8,3 

1998 

-1 ,0 
1,6 

-2.0 
2,8 

-1,3 
-4.4 
0.5 
0.8 
0,6 
1,7 

-0.3 
1.7 

1,3 

-2,9 
-0,3 
0,5 

I , I 

1,3 
11,3 

4,2 

1,2 
3,7 
0,4 
2.6 
7,1 
3.7 
2, I 
3,7 

0 ,5 
5,0 
6,3 
5,1 
2,9 

-1,5 
-0,5 
-3,0 
2,7 

2,4 

11 ,9 
·3.5 

1999 

1,4 
2,2 

0.2 
1,5 
6 ,8 
1,8 
2,3 
0 ,2 
0 ,3 
3,1 
3.2 
3 ,1 

2,1 

-0,8 
-0 .2 
-2,0 

1,1 

I ,' 
9.9 

-1 .9 

0 ,2 
0,9 
2,3 
2,6 
3,1 

-8.6 
1,5 
4,5 

-4 ,8 

2.1 
4 ,8 
3,0 
1,3 

-5,2 
-1 ,8 

-11 ,0 
1,5 

0,3 

9,3 
1,3 

2000 

0,2 
0 ,6 
1,0 
1,5 
3,1 

-3,7 
1,6 
0 .2 

·2,8 
1,3 
2 ,5 
1,8 

0,9 

-2 ,6 
-0,8 
-6,8 

0 ,9 

0 ,2 

8,6 
0 ,6 

1) USA und Japan; Zentra1staal elnschlleßlich intergovemmentaler Verbindlichkeiten; USA: Flsk.aljahr (September). 

1,9 
0,9 
2,0 

3.3 
3,0 
4 ,4 
] ,3 

3,4 
0 ,6 

-0,1 
10,9 

1,2 
2.3 

·1 ,1 
·3,5 
4 ,5 
1,1 

2,3 
11 ,6 
2,3 

2001 

2,0 
0 ,5 
0,9 
1,8 
2,9 
1,5 
3,5 
0 ,2 
0,3 

-0,1 
5,5 
0,7 

1,5 

-0,5 
·1 ,4 

2,4 

0 ,7 

1,3 
12,0 

1, I 

Quelle: O,terreich, USA, Japan, Schweiz: nationale Ooten; EU-Land.r. EU-Kommission; EU-12 und EU-15: eigene Berechnung. 
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A 11 ERLAUTERUNGEN ZU BEGRIFFEN DER FINANZSCHULD DES BUNDES UND 
DES RENTENMARKTES 1) 

Finanzschuld 

Auslandsverschuldung : 

Verschuldung in heimischer Währung und in Fremdwährungen gegen Ober ausländischen Gläubigem. 

Bereinigte FInanzschuld: 

FInanzschuld des Bundes nach Abzug von Im eigenen Besitz befindlicher Bundesschuldkategorien (Bundesanleihen. 
Bundesschatzscheine). 

Bewertungsänderungen: 

Auf Wechselkursändenungen zurOckzufOhrende Unterschiede der Eurogegenwerte der Fremdwahrungsschuld. Kursgewinne 
(Verminderung der Eurogegenwerte) entstehen durch Abwertung. Kursverluste (Erhöhung der Eurogegenwerle) durch Auf· 
wertung der jeweiligen Fremdwähnung gegenOber dem Euro. Bewertungsdifferenzen ergeben sich rar die während des 
Jahres unverändert gebliebenen Fremdwähnungsbeträge aus der Differenz zwischen den Kursen zum Jahresende des 
Berichtsjahres und des Vo~ahres . Bei den im Laufe des Jahres aufgenommenen Schuldtiteln kommen 8ewertungsdifferen· 
zen durch die Differenz zwischen dem Kurs am Tag der Umrechnung in Euro und dem Jahresendkurs zu Stande, für die 
während des Jahres getilgten Teilbeträge durch die Differenz zwischen dem Jahresendkurs des Vo~ahres und dem 
Tilgungskurs. 

Bnuttozunahme der FInanzschuld: 

Neuaufnahmen von Schuldtiteln einschließlich Konversionsaufnahmen und Kursverluste. 

Duratlon (Modlfled DuralIon) : 

Die Duration bezeichnet die durchschnittliche Zeitdauer der Kapitalbindung von Schuldverschreibungen. Im Gegensatz zur 
ResUaufzeit werden beim Konzept der Duration auch die Zinszahlungsströme berOcksichtigt. Die Modified DuratlOn Wird von 
der Duration abgeleitet und stellt ein RIsikomaß dar, mit dem die Sensitivität von Schuldverschreibungen oder Portefeuilles 
auf ZIMssatzverändenungen geschätzt werden kann. 

Euroschuld: 

Auf EUR oder auf nationale Währungseinheiten des EUR (WWU·Wähnungen) lautende Finanzschulden des Bundes gegen· 
Ober Inländischen und ausländischen Gläubigem. 

Flnanzlarungssaldo: 

Veränderung der finanziellen Fordenungen abzOglich der VerAnderung der finanziellen Verbindlichkeiten. 

FInanzschuld: 

Nicht fällige Verbindlichkeiten des Bundes laut § 65a Bundeshaushaltsgesetz 1986 idgF zuzOglich der Verbindlichkeiten und 
abzOglich der Forderungen aus Währungstauschverträgen (Finanzschuld i. e. S. einschließlich Cross·Currency·Swaps). 
Zieht man davon jene Schuldbtel des Bundes ab, die sich Im eigenen Besitz befinden, so ergibt sich der bereinigte 
Schuldenstand. 

FInanzschuld I. e. S.: 

Finanzschuld des Bundes ohne BerOcksichtigung der Wähnungstauschverträge im Sinne des § 65 des Bundeshaushalts· 
gesetzes 1986 idgF. 

Fremdwährungs.chuld: 

FIManzschuld in fremder Wähnung gegenaber inländischen und ausländischen Gläubigem. Seit Beginn der Währungsunion 
am 1 Jänner 1999 nur noch Nicht·WWU·Wähnungen. Die Umrechnung in Euro erfolgt zu Devisenmittelkursen. 

Konversion: 

Umwandlung eines Schuldtitels, wobei Ausstattungsmerkmale (Zinssatz, Tilgung, Laufzeit) oder die VerschuldungSform 
geändert werden. 

1) OIe Begnffe sind in alphabetischer Reihenfolge geonlnet 
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Nettodefizil: 

Übemang der Ausgaben Ober die Einnahmen des allgemeinen Haushaltes laut Bundesfinanzgesetz bzw. Bundesrechnungs­
abschluss. 

Neuverschuldung (Nettoverändenung der Finanzschuld): 

Bruttozunahme der Verschuldung abzOglich TIlgungen einschließlich Konversionstilgungen und Kursgewinne. 

Nicht titrierte FInanzschuld: 

Verschuldung in Form von Direktkredilen und Darlehen. 

Pensions geschäfte: 

Befristete Übertragung von Wertpapieren des Pensionsgebers an den Pensionsnehmer. Der Pensionsgeber erhält /Or die 
Dauer des PensionsgeschMs Uquidität im Wert der Anleihe, während der Pensionsnehmer im Gegenzug eine mit dem 
Wertpapier abgesicherte Veranlagung zu Geldmarktkonditionen tätigt. Im Falle unechter PensionsgeschMe ist laut § 50 
BWG der Penslonsnehmer berechtigt, aber nicht gezwungen, die VermOgensgegenstände zurOckzuObertragen. Unechte 
Pensionsgeschäfte sind In der Bilanz des Pensionsnehmers auszuweisen. 

Primärsaldo : 

Budgeteinnahmen abzOglich Budgetausgaben ohne Zinszahlungen. 

Rechtsträgerfinanzierungen : 

Kreditoperalionen Im Namen des Bundes IOr sonstige Rechtsträger. an denen der Bund mehmeitlich beteiligt ist oder für 
deren Krediloperationen der Bund die Haftung als BOrge und Zahler Obemommen hat (§ 65c BHG idgF). Kreditoperalionen 
fOr sonstige Rechtsträger gellen nicht als Finanzschulden des Bundes. 

Restlaufzell: 

Zeitraum vom Beobachtungszeitpunkt bis zur Endfälligkeil der Verbindlichkeit . Die durchschnittlich€' Restlaufzeit erglbl sich 
aus der mit dem aushaftenden Kapital gewichteten millIeren ResIlaufzeit der Verbindlichkeiten . 

Schuldformen des Bundes in Fremdwähnungen: 

o An I e I h e n : Fremdwahrungsanleihen der Republik ÖSlerrelch. 
o Kr e d II e und 0 a r I ehe n : Direktkredite und Darlehen in- und ausländischer Banken in Fremdwährung. 
o Sc h u I d ver s c h re i b u n gen : Privatplatzierungen der Republik ÖSlerreich in Fremdwährung , wobei auf öffenlliche 

Ankündigung und Zeichnungsaufforderung des Publikums verzichtel wind. 

Schuldformen des Bundes in heimischer Währung : 

o An I e I h e n : Im Auktionsverfahren oder Im Wege eines Bankenkonsortiums emittierte Euroanleihen (EInmalemissio­
nen) der Republik Österreich mit fixer Verzinsung und mittel- bis langfristigen laufzeiten. 

o Ban k end a r I ehe n : Direklkredite und Darlehen von Banken. 
o B und e s 0 b Ii 9 a ti 0 n e n : Von der Republik Osterreich mit der Bezeichnung "Bundesobligationen" begebene 

Einmalemissionen (La. Privatpla\zlerungen). 
o B und e s s c hai z s ehe i n e : Vorwiegend kurzfristige Schuldverschreibungen des Bundes mit fixer Verzinsung , die 

zur öffentlichen Zeichnung aufgelegl oder direkl In die Porteleuilles der Banken Obemommen werden und für die leil­
weise Konversionsvereinbarungen beslehen. 

o So n s t i g e K red i I e : Kredite und Darlehen von Gebietskörperschaften und ParafiseL 
o Ver sie her u n g s dar I ehe n : Darlehen der Vertragsversicherungen an den Bund. 

Titrierte FInanzschuld : 

Verschuldung, die vom Inhaber lormlos Obertragen werden kann (Bundesanleihen, Bundesobligationen. Bundesschatz­
scheine und Schuldverschreibungen). 

Währungstauschverträge (Cross-Currency-Swaps undloder Zinsswaps) : 

Vertrage, in denen die Vertragspartner vereinbaren, jeweils die Verpflichtungen (Zinsen- undloder TIlgungszahlungen) aus 
Kreditaulnahmen der anderen Partei zu übernehmen. Die auf Grund der Mar1<I~lellung erzielten Vorteile IOr die Vertragspart­
ner werden je nach Bonitäl und Verhandlungsgeschick aufgeleilt. 
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Verzinsung 

EONIA: 

Euro OverNighllndex Average (Durchschnitt tar Taggeldsatz zwischen den Banken). 

EURIBOR: 

Euro Interbank Offered Rate (Durchschnitt tar Geldmarktsatz bis 12 Monate zwischen den Banken). 

Geldmarktorientierte Verzinsung: 

Als Referenzzinssatz wird ein Geldmarktzinssatz (z.B. 3-Monats-EURIBOR) vereinbart. Die ZinskondiU~n der Verbindlichkeit 
entspricht sodann dem Referenzzinssatz mit oder ohne Aufschlag bzw. Abschlag . 

Nomlnalvsrzinsung: 

Jener Zinssatz, der sich auf den Nennbetrag der Verbindlichkeit bezieht (Kupon). Oie Nominalverzinsung der Finanzschuld 
ergibt sich aus den gewichteten Nominalzinssatzen der aushaftenden Verbindlichkeiten des Bundes. 

Primärm arktorientierte Verzinsung: 

Als Referenzzinssatz wird eine Emissionsrendite gewählt. 

Sekundänmarktorientierte Verzinsung: 

Als Referenzzinssatz wird eine Sekundärmarktrendite gewählt. 

Sprungfixe Verzinsung: 

Zinsanpassung bei Überschreiten der vertraglich festgelegten Schwankungsbreite des Referenzzinssatzes (La. der Sekun­
dänmarktrendite). 

Rentenmarkt 

Einmalemisslon: 

Ausgabe eines bestimmten Nominalbetrags gleichartig ausgestaneter Rentenwerte, die während einer bestimmten Frist 
(Zeichnungsfristl gleichzeitig zum Ersterwerb angeboten werden (Anleihen und Bundesobligationenl. 

Mengentender: 

Auktionsverfahren mit fixem Zinssatz, bei dem die Zuteilung nach der Höhe der gebotenen Volumina der Banken erfolgt. 

Zins- bzw. Rend itentender: 

Emissionsverfahren, bei dem die Ausstattungsmerkmale der Emission (Kurs, Nominalverzinsung) und die Zuteilung auf 
Grund der Renditeangebote der Teilnehmer bestimmt werden. Die Emissionstechnik bei Bundesanleihen in EUR erfolgt - wie 
auch das EZB-Tenderverfahren - nach dem amerikanischen Zuteilungsverfahren . bei dem der Zuteilungssatz bzw. -preis der 
individuellen Bietung entspricht. 

Währu ngsbezeichn ungen 

AlS = Osterreichische Schilling GBP = pfund Stenlng 
AUO = Australische Dollar GRO = Griechische Drachmen 
BEF = Beigische Francs ITL = Ita lienische Ure 
CHF = Schweizer Franken JPY = Japanische Yen 
CZK = Tschechische Kronen LUF = Luxemburgische Francs 
CAO = Kanadische Oollar NLG = Holländische Gulden 
DEM = Deutsche Mark PLN = Polnische ZlOty 
ESP = Spanische Peseten USO = US-Oollar 
EUR = Euro XEU = European Gurrency Unit 
FRF = Französische Francs ZAR = SOdafrikanische Rand 

Zeichenerklärung 
_ : Zahlenwert ist null bzw. Eintragung isl definitorisch unmöglich. 
. : Zahlenwert nicht ermittelbar. 

·0· oder ·0,0· : Zahlenwert ist kleiner als die Hällte der letzten angegebenen Dezimalstelle. 
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